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Anscheinend bedurlte es 
der Ereignisse in Mölln, 
um bei vielen Menschen 
das Wissen - zumindest 
aber eine Ahnung -

wachsen zu lassen: Die Problematik 
von Rassismus, Ausländetfeindlich­
keit und rechtem Extremismus läßt sich 
noch nicht einmal ansatzweise mit der 
Asyldebatte angehen. Diese Debatte 
hat vielmehr und bislang "erfolg­
reich" von den wirklichen Zusammen­
hängen abgelenkt. Aber vielleicht gibt 
es Ansätze für politische Lel).ren aus 
Mölln, Chancen für eine klimatische 
Verschiebung. Reden wir nicht länger 
nur und vor allem über den Artikel 16! 
Reden wir über die verfassungsrechtli­
chen Grundlagen für das Einwande­
rungsland, für das Ausländerwahl­
recht, für die doppelte Staatsangehörig­
keit, für die zügige Einbürgerung. 
Wenn die SPD also meint, mit der Re­
gierung verhandeln zu müssen, so soll­
te sie - nach Mölln - für die Fortfüh­
rung eine Bedingung stellen: daß es 
nämlich auch und vor allem um die 
eben genannten Punkte gehen muß. 
Kurzum: Drehen wir also den Spieß um 
-nicht treiben lassen, sondern selber 
treiben! Aber ob die Spitze der Partei 
dazu in der Lage sein wird? Einer Partei 
mit einem Fraktionsvorsitzenden, der 
im Angesicht der aktuellen Ereignisse 
über die Erziehung der Jugend in Sa­
chen Höflichkeit und Fair-Play - Tür­
ken verbrennen gehört sich nicht! - rä­
soniert. Und der in der Haushaltsde­
batte den unbeugsamen Willen der Par­
tei zum Solidarpakt mit und für Helmut 
Kohl demonstrierte, indem er ironisch­
zustimmend auf die "viel zu staatstra­
gende Rolle" der SPD verwies - auf 
daß der Kanzler alsbald ausrufen 
möge: "Ich kenne keine Parteien mehr, 
ich kenne nur noch Deutsche!" 

All dies macht skeptisch, was den letz­
ten Parteitag betrifft: Ein Sieg der Lin­
ken und der linken Basis? Es mag so 
sein, wenn man den Kommentaren in 
diesem Heft folgt. Ja, die Verschie­
bungen gegenüber Petersberg sind be­
achtlich und rechtfertigen vielleicht 
sogar eine Zustimmung - aber täuschen 
wir uns nicht in der Lage: Mit der 
beschlossenen Anerkennung der Asyl­
entscheidung von europäischen Dritt­
staaten und der möglichen Zurückwei­
sung von Asylbewerbern, die über der­
artige Staaten in die Bundesrepublik 
gelangen wollen, ist zugleich der Spiel­
raum gegeben, um den Landweg - unter 
Ausnutzung der geographischen Lage 
Deutschlands - mehr oder weniger 
dicht zu machen. Die Linke hat das 
Schlimmste (v.a. Länderlisten) abge­
wehrt, aber die Handlungslogik bleibt: 
Unterwerfung unter angebliche Hand­
lungs- und Konsenszwänge, die offen­
kundig von der Regierung im Wechsel­
spiel mit "Volksstimmungen" - aber 
bislang nicht von links her - definiert 
werden. Aber - wie gesagt - vielleicht 
weisen die Ereignisse von Mölln uns 
einen Weg heraus ... 
Ein gutes Zeichen dafür; Die Demon­
strationen des Novembers - vor allem 
die in Bonn - zeigen, daß sich die 
Erstarrung angesichts des wachsenden 
Rassismus und gespenstischer Asylde­
batten auflöst. Aber auch hier gilt, daß 
sich die Beteiligten von einer - nur 
spiegelbildlichen - Fixierung auf den 
Artikel 16 lösen und die Verständi­
gung auf ein fortschrittliches Einwan­
derungs- und Einbürgerungskonzept 
einleiten müssen. Und machen wir uns 
nichts vor: 'Auch "unter uns" gibt es 
gravierende Differenzen, die weitere 
Schritte blockieren (s. die Debatte in 
den vergangenen Ausgaben). 

Ein weiterer Punkt: Fortführung in Sa­
chen Parteireform. Welche Rolle spie­
len Immigranten in der Partei ("un­
ten" - aber auch auf dem Parteitag)? 
Wäre es nicht sinnvoll und notwendig, 
dafür geeignete Wege und Organi­
sationsformen zu entwickeln? Statt nur 
über "Ausländer" zu reden eine 
Plattform von "Immigranten in der 
SPD" zu schaffen? 
Was aber bei alledem eben nicht über­
sehen werden darf: Die Ökonomie. 
Was man heutzutage der Partei vor lau­
ter Asyl und Blauhelm in der Wirt­
schaftspolitik alles durchgehen läßt... 
Dies kann sich in den kommenden 
Monaten im Angesicht der herein­
brechenden Rezession noch bitter rä­
chen. Wenn es der Linken nicht ge­
lingt, die Einwanderungs- mit der öko­
nomischen Frage zu verbinden, sie es 
stattdessen bei der schönen liberalen 
Auffassung beläßt, daß alle, alle kom­
men sollen (egal, wie es auf dem Ar­
beitsmarkt, beim Wohnungsbau usw. 
aussieht), wenn sie also keine den heu­
tigen Verhältnissen entsprechende 
Konzeption der sozialen Regulierung 
entwickelt und dafür einsteht, dann, 
liebe Menschenfreunde, gute Nacht. 

Uwe Kremer, 26.11.92 

Nach dem Asyl"kompromiß" (vor 
dem Parteirat): Alle Einwände in Sa­
chen "linker Sieg auf dem Parteitag" 
sind eingetreten, die Chancen für einen 
Gegenzug in puncto Einbürgerung 
vertan. Dennoch oder gerade weil: Die 
Linke muß sich auf ein fortschrittliches 
Einwanderungs- und Einbürgerungs­
gesetz verständigen, sich auf die Bewe­
gung für die und mit den Immigrantin­
nen konzentrieren und sie muß mit 
Engholm, Klose, Lafontaine und der 
ganzen Enkelei endgültig brechen. 

Uwe Kremer, 9.12.92 

Ich möchte den FREITAG kennenlernen 
und bestelle sechs Ausgaben zum Probierpreis 
von nur DM 12,- (Nur Vorkasse: Bar, Scheck, 
Briefmarken). Wird der Bezug nicht vor Erhalt der 
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von Edgar Gö/1 (Berlin) 
Eine Wende in den USA ist möglich: 
endlich bestehen wieder reale Chancen 
für eine zivilisiertere Politik im Land der 
unbegrenzten Möglichkeiten. Der auf 
fünf Prozent zusammengeschrumpfte 
Abstand zum Verlierer Bush ist durch­
aus deutlich und die Politikexperten 
dellten schon daran, welchen politischen 
Auftrag ("mandate'") nun Clinton/Gore 
vom US-amerikanischen Wahlvolk er­
halten haben. Die Finanzmärkte reagier­
ten wegen der Voraussehbarkeit des 
Clinton-Sieges gelassen und "freund­
lich". 
Die Wahlen zum US-Kongreß waren 
demgegenüber wieder wenig spektaku­
lär. Trotz diverser Skandale wurden vie­
le Amtsinhaber wiedergewählt - aller­
dings nicht mit einer Rate von 98 Pro­
zent wie beim letzten Mal. Viele Abge­
ordnete hatten allerdings auf eine Wie­
der-Kandidatur verzichtet, sodaß des­
halb etliche neue Gesichter im Kongreß 
auftauchen werden, darunter e1mge 
Frauen und Vertreter von Minderheiten. 
An den Mehrheitsverhältnissen hat sich 
fast nichts verändert. 
Wie in verschiedenen US-Bundesstaaten 
möglich, haben dort die Wählerinnen 
über zahlreiche Gesetzesinitiativen (Be­
grenzung der Amtszeiten für Ab­
geordnete, Umgang mit HIV-Infizierten, 
Todesstrafe) abstimmen können, die 
weitgehend erfreulich ausgegangen 
sind. 

Mehrheit für Clinton 
nicht so rosig 

Die Wahl von Clinton (zusammen mit 
den 19 % Stimmen für Perot) stellt eine 
deutliche Ablehnung einer weiteren Prä­
sidentschaft Bushs dar, weniger eine 
klare Zustimmung für Clinton und sein 
Programm. Selbst Republikaner und die 
meisten ''Reagan-Demokraten" hatten 
Bush satt und wo11ten eine Wende. Er­
staunlich ist tatsächlich, daß noch am 
Wahltag fast ein Fünftel der Wählenden 
diesem chancenlosen Populisten ihre 
Stimme gaben, denn Unzufriedenheit 
mit früheren Kandidaten wurde immer 
wieder in den Umfragen ausgedrückt, 
am Wahltag aber wollten die meisten 
Unzufriedenen dann aber entweder so­
wieso nicht zur Stimmabgabe oder sie 
stimmten für einen ausichtsreichen Kan-
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didaten. So gesehen sind nicht nur die 
38 % Stimmen für Bush, sondern auch 
die 19 % für Perot eine Absage an Clin­
ton. Wenn dann noch die 'Stimmen' für 
die größte Partei ( die der Nichtwähler 
mit 45%) hinzugenommen werden, er­
scheint der Erdrutschsieg des jugendhaf­
ten Gespanns Clinton/Gore in einem 
nicht mehr so rosigen Licht. 
Perot, das "Rumpelstilzchen aus Tex­
as", hat sich anscheinend an das Ram­
penlicht gewöhnt und seine Bereit­
schaft, am "change" mitzuwirken, signa­
lisiert und wird am Ball bleiben "wenn 
seine Anhänger dies wünschen". Mit 
seiner klaren und ungeschönten Kritik 
an einigen Defiziten der USA läutete er 
unüberhörbar das Ende der herrschen­
den Ignoranz ein, das mit dem Schau­
spieler Reagan 1980 begonnen hatte. 
Abgesehen von den zutiefst problemati­
schen Aspekten des Phänomens Perot: 
er erweiterte den Diskursrahrnen, in­
dem er die vom mainstream lange ver­
drängten Probleme zur Sprache brach­
te, insbesondere das Haushaltsdefizit 
und die mangelnde internationale Wett­
bewerbsfähigkeit der US-Wirtschaft. 
Die lange angestaute Stimmung gegen 
das Establisltment in Washington konnte 
durch Perot genutzt und debattiert wer­
den. hn Gegensatz zu früheren W ah­
len verpuffte diese Antipathie bis zum 
Wahltag nicht. Stärker als in den letzten 
langweiligen Wahlkämpfen waren die 
offenen Wunden deutlich zu spüren, 
für alle. 
Perot hatte allerdings als Finnenboss bis­
lang kaum mit medialer Durchleuchtung 
und Kritik zu kämpfen, mußte seine Plä­
ne nicht mit gleichberechtigten Gegnern 
abstimmen. Seine persönlichen Eigen­
schaften und manche seiner hemdsär­
meligen Ansichten scheinen nach Aus­
sagen von früheren Mitarbeitern nicht 
besonders geeignet zu sein für ein ho­
hes politisches Amt. Doch könnte er in 
der neuen Administration durchaus in 
der ein oder anderen Fomi eingebunden 
werden (damit würde Clinton seine Ba­
sis ausbauen), oder aber durch eine 
Verstetigung seiner W ahlkampfrnaschi­
nerie und Einsatz seiner Dollars in der 
Politik erheblich mitmischen. hnmerhin 
wird er als "Volkes Stimme" angesehen. 
Nachdem Bush von einem Rekord.hoch 
nach dem Gemetzel im Irak immer wei­
ter abgesunken war, sich andere ernst­
hafte Kandidaten der Demokraten (Jesse 
Jackson, Richard Gephart, Bill Bradley, 
Maria Cuomo etc.) dann nicht mehr ein­
schalten konnten, und die anderen Be-

werber (vom Linken Jerry Brown bis 
zum Rechtsextremen Pat Robertson) 
ausgeschieden waren, blieb das Drei­
Kandidaten-Rennen relativ spannend. 
Angesichts der enormen Probleme und 
der versachlichten Diskussion im Ver­
lauf des Wahlkampfes stieg das Interes­
se der potentiellen Wählerhmen immer 
mehr und führte zu einer für die USA er­
staunlich hohen Wahlbeteiligung von 55 
Prozent: es schien reale Alternativen zu 
geben, die Stimmabgabe konnte wirk­
lich zählen. 

Bush's Angriffe verfingen nicl 

Bushs verbale Angriffe gegen die "tax­
and-spend-Democrats" fruchteten ange­
sichts der maroden sozio-ökonomischen 
Lage nicht: das Vertrauen der meisten 
Wähler in Bushs Gesundungsrezepte 
war nicht zuletzt aufgrund Perots perma­
nenter Attacken derart unterminiert, daß 
die Ungereimtheiten in Clintons Wirt­
schaftsprogramm weniger gefürchtet 
waren als früher. 
Nicht von ungefähr hatten die wichtigen 
Gewerkschaften lange gewartet, bevor 
sie sich offiziell, uneinheitlich, für ihren 
jeweiligen demokratischen Kandidaten 
aussprachen, wobei Clinton anfangs 
nicht viel davon abbekam. 
Aber die vereinte Kritik gegen das repu­
blikanische Wirtschafrskonzept der 
"trickle-down-economics" und all die 
vielen anderen Defizite wurden durch 
eine für demokratische Präsidentschafts­
kandidaten erstaunlich professionelle 
Wahlkampfführung erfolgreich ins ver­
öffentlichte Bewußtsein gebracht mit 
Parolen, nach denen sich viele Wähle­
rlnnen sehnten; im Kern hieß sie "chan­
ge" und "people first". Der renommier­
te US-Historiker Artltur Schlesinger 
wies in seinem Buch "The Cycles of 
American History" auf zwei Grundten­
denzen in der Geschichte der Vereinig­
ten Staaten hin, die permanent im Wi­
derstreit liegen: "public purpose" und 
"private interest". Nach Zeiten der Do­
minanz egoistischer Interessenverfol­
gung - wie die Ära Reagan auch charak­
terisiert worden ist - sei immer eine Pha­
se des "public purpose" eingetreten. 
Auch der Wahlsieg Clintons paßt in die­
sen 30-Jahreszyklus1

• 

Bushs insistieren auf den Eigenschaften 
Erfahrung und Qualifikation, Charakter, 
family values, seine Kritik gegen den ( de­
mokratisch dominierten) US-Kongreß 
usw. erschien angesichts seiner eigenen 
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schlechten politischen Bilanz geradezu 
obsolet: er war nicht der Bildungspräsi­
dent, er war nicht der Umweltschutzprä­
sident gewesen, er hatte Steuern erhöht, 
er hatte weder das Haushaltsdefizit noch 
Saddam Hussein eliminiert. 
Demgegenüber konnte Clinton trotz an­
derer Basis aus Arkansas einige Erfolge 
vorweisen, die den aktuellen Bedarf 
treffen: Bildung, Partnerschaft zwischen 
Unterneltmern und Gewerkschaften und 
seiner Landesregierung. 

rungsprogramm für die zentralen Po­
litikbereiche geschaffen wurde, welches 
mobilisierungs- und mehrheitsfähig sein 
wird, wird sich spätestens nach den er­
sten IOO Tagen, der traditionellen 
Schonfrist für neue Präsidenten, zeigen. 
Clinton muß sich dafür auf einige weni­
ge Punkte konzentrieren und sie mög­
lichst schnell angehen, ansonsten könnte 
er von den üblichen Querelen ausgelaugt 
werden. 
Eine Verwirklichung des Programms 
dürfte insbesondere auf Finanzierungs-
grenzen stoßen, da das Haushaltsdefizit 

Clinton versucht, am "New fast gar keinen Handlungsspielraum bie-
Deal" anzuknüpfen tet - eine Erbschaft der Reaganomics. 

Clintons Kampagne entwickelte sich I 
(verbal) immer weiter nach links und die Außenpolitik kein 
Nominierung des jungen Senators Al Wahlkampfthema 
Gore als Vize-Präsidentschaftskandidat 
unterstreicht diesen Trend. Während Das Thema Außenpolitik fehlte im 
der Democratic Convention versprach Wahlkampf fast völlig, nachdem Bush 
Clinton einen neuen Bund ("New Co- auf diesen Lorbeeren zu verwelken 
venant") zwischen Untemeltmern, Ge- schien. Dabei gibt es doch wieder 
werkschaften und Administration, einer zahlreiche Krisen und Konflikte auf in­
ldee, mit der er explizit an Franklin D. ternationaler Ebene. Insgesamt wird 
Roosevelts "New Deal" anknüpft. hn keine grundsätzlich neue Politik von 
weiteren Verlauf des Wahlkampfes war Clinton erwartet, doch könnte eine 
davon nicht mehr viel zu hören. Den- Zivilisierung eintreten, eine Akzentver­
noch erinnert die ganze Stimmung an schiebung für die Behebung von exi­
den Beginn des New Deal (ab 1933) stenziellen Problemen. Für die Außen­
oder an den Beginn der Präsidentschaft politik erwarten Experten einen langsa­
John F. Kennedys (1961). men Rückzug . der US-Fühnmg und 
Die anstehenden Themen Wirtschafts- eine Umorientierung zu nicht-militäri­
politik, Infrastruktur, Forschung, Haus- schem und kostensparendem Enga­
haltsdefizit, Wettbewerbsfähigkeit, Ge- gement. Wie auf dem innenpolitischen 
sundheitssystem, Abtreibung und Bil- wird sich hier erst noch zeigen, inwie­
dung müssen nun angegangen werden. weit Clintons Konzepte im außenpoliti­
Clinton etweckt den Anschein, als wür- sehen-militärischen Establishment auf 
de er sich an europäischen Politiken ori- Akzeptanz stoßen und durchgesetzt 
entieren, wie beispielsweise bei der In- werden können. hn Außenhandelsbe­
dustrie- und Forschungspolitik und der reich dürfte die Gangart der demokrati­
Berufsausbildung. Mit einem von rela- sehen Administration jedenfalls noch 
tiv gleichgesinnten, demokratischen Ab- härter werden. 
geordneten bestückten Kongreß dürfte Vieles wird davon abhängen, mit wel­
es Clinton viel leichter haben, sein Pro- c_hen Leuten die etwa 6000 politischen 
gramm - wenn er es geschickt betreibt Amter in der neuen Administration be­
und die richtigen Leute einbezieht - setzt werden. Einige Namen für wichti­
durchzusetzen. Wegen des lange siehe- ge Positionen werden bereits gehandelt. 
ren Vorsprungs von Bill Clinton ge- Sie versprechen zwar Sachkenntnis, aber 
genüber seinen Rivalen hatte er Zeit zur keine besonders fortschrittliche Wende -
Auswahl adäquater und motivierter Be- aber nur eine solche könnte die US-Vari­
rater und Mitarbeiter, die wiederum er- ante der fordistischen Krise 'bewälti­
warten konnten, für den künftigen Präsi- gen'. Dabei ist zu hoffen, daß Clinton 
denten der USA zu arbeiten. Während die Auswahl nicht so betreibt wie bei sei­
Clinton und Gore das Land für Wähler- nem Wahlkampf- und Beraterteam: dies 
stimmen bereisten, hatten die Experten besteht fast ausschließlich aus weißen 
Z.eit für die Konkretisierung der Wahl- Männern, Frauen und Minderheiten 
kampfparolen und deren Abstimmung sind die Ausnahme. 
aufeinander. Ob dabei allerdings ein Die konservative Rechte steht vor dem 
tragfähiges und realisierbares Regie- Dilemma, die durch sie selbst, also durch 

"Reaganomics" verursachten bzw. ver­
schärften Probleme diesmal nicht 'lösen' 
bzw. vertuschen zu können. Falls es 
den Demokraten im Weißen Haus und 
im Kongreß gelingen sollte, die struktu­
rellen Probleme den langjährigen Rea­
gan- und Bush-Regierungen zuzu­
schieben, wäre sie auf Jahre hinaus fest 

imSattel. 1 
Die Situation der Linke 

Die fragmentierte Linke nutzte leider 
nicht den eminenten Unmut und den 
"wind of change", in den der populisti­
sche Milliardär Perot dann sein Segel 
setzte. Clinton grenzte progressive Ele­
mente aus seiner Wahlkampfmannschaft 
und seinem Beraterteam aus. Falls auch 
seine reale Politik derart mainstream­
orientiert sein sollte - wofür wegen sei­
ner Konzentration auf die 'ausgepreß­
ten' Mittelschichten einiges spricht, 
wird die Linke wieder vor der Frage ste­
hen, ob nicht endlich eine verstärkte Zu­
sammenarbeit oder gar der Aufbau einer 
dritten Partei zu bewerkstelligen wäre. 
Derzeit gibt es sogar mehrere Versuche 
des Aufbaues parteiähnlicher Strukturen': : : 
auf der Linken, mit denen lokale Initiai 
tiven und verschiedene Gruppen verbun' 
den werden sollen (21st Century Party, 
The New Party, Labor Party Advocates, 
The Independent Party, etc.). Doch der 
US-Linken mangelt es noch zu sehr an 
Populismus, Vernetzung, Pragmatismus 
und vor allem zielorientiertem Handeln 
an aktuellen Themen. Der Verzicht des 
Hoffnungsträgers Jesse Jackson auf eine 
(nach 1984 und 1988) dritte Präsident­
schaftskandidatur enttäuschte viele (sein 
Berater hatte ihm offenbar eine Kandi­
datur empfohlen), gerade auch vor dem 
Hintergrund, daß er die "Rainbow Coali­
tion" immer noch nicht zu einer gutorga­
nisierten Bewegung ausbauen ließ, wor­
über es bereits harte interne Auseinan­
dersetzungen gegeben hat. Statt dessen 
tritt er als Moderator einer Talk-Show 
auf und spielt Schatten-Senator des (nur 
halbsouveränen) Bundesstaates D.C. 
(Washington). Es ist wie bei uns: wenn 
die Segel nicht gesetzt werden, nutzt 
der beste Wind nichts; wenn der Wille 
zu persönlichem Engagement und 
gesellschafrlicher Systemüberwindung 
fehlt, nutzt die beste historische Chance 
nichts. 

Sozialreformerische Perioden begonnen ge­
mäß Schleslnger beispielsweise 190 l (Theo­
dore Roosevelt), 1933 (Fronklin D. Roosevelt) 
und 1961 (John F. Kennedy). 

5 



,·on Det/el' l'On larcher MdB* 
Mit dem a.o. Bundesparteitag der SPD 
am 16./17. November 1992 hat der 
Schwenk von Petersberg ein Ende ge­
funden. Die Beschlüsse des Bonner 
Parteitages haben die Kernpunkte in 
den beiden umstrittenen Themenbe­
reichen Asyl und UNO zurückgewie­
sen. Für die SPD ist nun klar: Länder­
listen, die dazu führen, daß Asylbe­
werbern aus bestimmten Ländern 
grundsätzlich der Weg zum Asylver­
fahren 'verschlossen bleibt, kann es 
nicht geben. Ebenso ist klar: auch 
Straftätern steht das Asylverfahren of­
fen. Deren Verfahren sollen jedoch 
bevorzugt behandelt werden, d.h. be­
sonders schnell zum Abschluß kom­
men. (Handelt es sich jedoch um Ver­
brechen oder sehr schwere Straftaten, 
kann schon nach geltendem Recht 
auch in ein Verfolgerland vor Ab­
schluß des Asylverfahrens abgescho­
ben werden.) 
Für den Einsatz von Bundeswehrsol­
daten im Rahmen der UNO gilt weiter: 
als Blauhelme ja, darüberhinaus gibt 
es keinen Einsatz deutscher Soldaten 
out of area. 

Zuwanderung und Asylrecht 

Seit Petersberg bewegte die veröffent­
lichte Meinung beim Thema Asyl nur 
die Frage: wird die SPD einer Grund­
gesetzänderung zustimmen oder nicht. 
Damit haben Presse und Medien die 
Kampagne der C-Parteien ungewollt 
unterstützt, die eine Änderung des Ar­
tikel 16 Abs. 2 GO wider alle Realität 
zum Dreh- und Angelpunkt einer Be­
wältigung des Zuwanderungsproblems 
hochstilisiert hat. Dabei wissen alle, 
die sich mit dem Thema ernsthaft be­
schäftigt haben, daß steuernde Maß­
nahmen unterhalb einer Verfas­
sungsänderung effektiv möglich sind, 
eine Grundgesetzänderung jedoch 
nicht weiterhilft, es sei denn, man 
würde gleichzeitig mit der Abschaf­
fung des Asylrechts die Ostgrenzen 
der Bundesrepub!ik mit Mauer und 
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Stacheldraht befestigen und einen 
Schießbefehl geben. 
Der Beschluß des Bundesparteitages 
fordert daher zu Recht ein Paket von 
Maßnahmen, um die Zuwanderung zu 
steuern und zu begrenzen. 
An erster Stelle wird die Bekämpfung 
der Fluchtursachen genannt: wirt­
schaftliche und humanitäre Hilfe für 
die Herkunftsländer und Druck auf die 
Verfolgerländer, um sie zur Einhal­
tung der Menschenrechte zu bringen. 
Folgende Maßnahmen unterhalb einer 
Verfassungsänderung werden gefor­
dert: 

die Herausnahme der Kriegs- und 
Bürgerkriegsflüchtlinge aus den 
Asylverfahren durch eine bis zur 
Beendigung des Bürgerkriegs be­
fristete Aufenthaltsgenehmigung 
(B-Status); 
ein europäisch 
Zuwanderungsgesetz 
chen Quoten; 

abgestimmtes 
mit jährli-

die Beschleunigung der Asylver­
fahren für solche Bewerber, 

deren Antrag offensichtlich un­
begründet ist, 
die nicht aktiv an der Prüfung 
ihres Verfahrens mitwirken, 
die gleichzeitig mehrere Asyl­
anträge stellen, 
die in erheblicher Weise str~f­
fällig geworden sind; 

die erforderliche personelle und 
technische Ausstattung des Bun­
desamtes; 
die Zusammenfassung des gesam­
ten Verfahrens beim Bund; 
die Bereitstellung von Bundeslie­
genschaften für die Unterbringung; 
die Bekämpfung des Schlepperun­
wesens; 
während des beschleunigten Ver­
fahrens sollen die Bewerber Sach­
leistungen statt finanzieller Sozial­
hilfe erhalten. 

Die Verwirklichung dieses Maßnah­
menbündels ist entscheidend für die 
mögliche Steuerung und Begrenzung 
der Zuwanderung. Die beschlossenen 
Ergänzungen des Art. 16 GO sind da­
gegen ergänzende Maßnahmen zur 
Europäisierung des Asylrechts. Sie ha­
ben nur geringe quantitative Auswir-

kungen. Sie beziehen sich auf 
die Aufnahme der Definition des 
Flüchtlingsbegriffes aus der Genfer 
Flüchtlingskonvention und der Eu­
ropäischen Menschenrechtskon­
vention Kapitel I, Artikel 1 A; 
die Anerkennung von Asylent­
scheidungen europäischer Staaten, 
die als Teilnehmer der Genfer 
Flüchtlingskonvention und der 
Europäischen Menschenrechtskon­
vention eine Nachprüfung durch 
eine weisungsunabhängige Instanz 
und die tatsächliche Anwendung 
dieser Regelungen (sie!) gewähr­
leisten; 
die Zurückweisung von Asylbe­
werbern, die schon in einem ande­
ren Land Zuflucht gefunden haben 
und des Schutzes in der Bundesre­
publik nicht bedürfen, in eben die­
ses Land. 

Dieser Beschluß bedeutet: 
das Individualrecht auf Asyl bleibt 
unbeschädigt, 
die Rechtswegegarantie des Artikel 
19 Abs. 4 GO wird nicht angetastet, 
Länderlisten, die Asylbewerber aus 
bestimmten Ländern vom Asylver­
fahren grundsätzlich ausschließen, 
sind vom Tisch, 
der Satz: "Politisch Verfolgte ge­
nießen Asylrecht" bleibt unverän­
dert in Artikel 16 GO. 

Bedeuten die drei vorgesehenen Er­
gänzungen des Artikel 16 Abs. 2 GO 
den von einigen befürchteten Einstieg 
in weitere Veränderungen des Grund­
rechts auf Asyl? Ich meine nein. Viel­
mehr ist eine weitere Veränderung 
durch diesen mit einer Mehrheit von 
ca. 90 Prozent der Delegierten gefaß­
ten Beschluß geradezu ausgeschlos­
sen. Die beschlossenen Ergänzungen 
können jedoch dazu dienen, einen ein­
heitlichen europäischen Asylr~chts­
raum zu schaffen, mit Asylverfahren, 
die rechtsstaatlichen und humanitären 
Prinzipien Rechnung tragen. 

Bundeswehr und UNO 

Die Diskussion in den Gliederungen 
und ihre Beschlüsse vor dem Bundes­
parteitag haben dazu geführt, daß in 
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der Beschlußvorlage der Antrags­
kommission nur noch vom Einsatz 
deutscher Blauhelme bei friedenser­
haltenden Maßnahmen der UNO die 
Rede war. Freilich beißt es in dem Be­
schluß: " ... das Spektrum der Blau­
helm-Missionen ist breiter gewor­
den ... ". Bei der Einzelabstimmung 
wurde der Text um folgenden Satz er­
gänzt: "Auch friedenserhaltende Maß­
nahmen in der erweiterten Form brau­
chen, wenn der Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen ihre Durchfüh­
rung beschließt, die Zustimmung der 
am Konflikt Beteiligten und dürfen 
die Grenze zu militärischen Kampf­
einsätzen nicht überschreiten". Der 
fließende Übergang beim Einsatz von 
Blauhelmen von friedenserhaltenden 
Maßnahmen zu friedensschaffenden 
Kampfeinsätzen soll so verhindert 
werden. 
Damit bleibt der Beschluß des Bremer 
Parteitages, den die SPD-Bundestags­
fraktion durch einen Antrag im Bun­
destag umgesetzt bat, bestehen; eine 
Grundgesetzänderung wird es mit der 
SPD nur für den Einsatz von Blauhel­
men geben, mehr nicht. 
Allerdings ist damit die Diskussion in 
der SPD nicht beendet. Der Zusam­
menhang einer UNO-Reform und der 
Einsatz deutscher Soldaten im Rah­
men der UNO außerhalb von reinen 
Blauheimaktionen wird die Partei wei­
ter beschäftigen. Schon auf dem or­
dentlichen Parteitag 1993 ist mit einer 
weiteren Diskussion zu rechnen. Für 
die Linke in der SPD wird es darauf 
ankommen, diese Diskussion griind­
licb vorzubereiten und die auch in ih­
ren Reiben unterschiedlichen Auf­
fassungen nach Möglichkeit zu ver­
einheitlichen. 

Innere Sicherheit 

Im Kapitel "Innere Sicherheit ge­
währleisten" ist der Punkt 31 der Pe­
tersberger Empfehlungen weggefal­
len, hinter dem sieb der sogenannte 
große Lauschangriff verbarg. Auch 
dies ist eine entscheidende Verände­
rung der Vorlage von Petersberg 
durch den a.o. Bundesparteitag. 

Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
ökolog~he Modernisierung 

Das, was mit der Vorlage des Sofort­
programms auf dem Petersberg beab­
sichtigt war, nämlich die Konzentrati-

on der Partei auf diesen Themenbe­
reich, ist nicht gelungen. Gerade diese 
Vorlage und die damit verbundene 
Botschaft bat freilich verhindert, daß 
dieser Bereich in der Parteidiskussion 
in den Vordergrund riickte. Entspre­
chend farblos blieb auch die Diskussi­
on auf dem a.o. Bundesparteitag zu 
diesen Punkten. 
Diese Kapitel enthalten eine Fülle von 
Vorschlägen und Forderungen, in de­
nen eine Prioritiit kaum sichtbar wird. 
Auch bleibt die Finanzierung dieser 
Vorschläge im Halbdunkel. Immerhin 
wird klar, daß die SPD auf ein sozia­
les, ökologisches Reformprojekt setzt, 
gerade auch im Hinblick auf den Auf­
bau in den neuen Bundesländern, Die 
Parteilinke wird ihren Diskussions­
schwerpunkt bis zur Vorlage eines 
Regierungsprogramms für den Wahl­
kampf 1994 auf diese Punkte richten 
müssen. 

Das Verhältnis 
Partei-Bundestagsfraktion 

In der Debatte um das Zuwanderungs­
problem war das Mißtrauen gegenüber 
der Bundestagsfraktion deutlich spür­
bar. Dazu bat in der Vergangenheit 
manches Inteiview von Fraktionsobe­
ren nicht unerheblich beigetragen. 
Auch die Rede des Fraktionsvorsit­
zenden auf dem Parteitag war nicht 
geeignet, dies Mißtrauen abzubauen. 
Eine entsprechende Reaktion gab es 
unter großem Beifall der Delegierten 
durch den Beitrag von Jörg Jordan, 
der daran erinnerte, daß zwar jede(r) 
Abgeordnete(r) bei einer Abstimmung 
im Bundestag seinem Gewissen ver­
antwortlich sei, daß aber die Fraktion 
als Ganzes die Führungsrolle der Par­
tei durch Bundesparteitagsbeschlüsse 
akzeptieren müsse. 
Fraktion und Partei müssen ein großes 
Interesse haben, dieses Mißtrauen ab­
zubauen, weil dieses Mißtrauen die 
Kraft der SPD insgesamt schwächt, 
Zum Abbau dieses Mißtrauens kann 
beitragen, wenn die vom Parteitag als 
unverrückbar angesehenen &kpunkte 
des Asyl-Beschlusses in den jetzt 
stattfindenden Verhandlungen der 
Bundestagsfraktion mit der Regie­
rungskoalition strikt beachtet werden. 
Ob dies der Fall ist, wird der Parteirat 
überpriifen, der das eventuelle Ver­
handlungsergebnis vor einer Abstim­
mung im Bundestag zu bewerten bat. 
Durch die Übertragung dieser Aufga-

be auf den Parteirat bat der Bun­
desparteitag die Priorität der Partei ge­
genüber der Bundestagsfraktion bei 
richtungsweisenden Entscheidungen 
deutlich betont. Es wäre gut, wenn 
diese Festlegung nicht weiterhin 
durch Äußerungen von Bundestags­
abgeordneten in Frage gestellt würde. 

Zur Beurteilung des Diskus­
sionspro:zesses seit Petersberg 

Die Linke in der SPD hat im Sofort­
programm, wie es auf dem Petersberg 
konzipiert und vom Parteivorstand in 
Bad Salzufflen beschlossen wurde, 
eine deutliche Bewegung nach rechts 
gesehen, einen Weg der populisti­
scben Anpassung an Rechtstendenzen 
in der Gesellschaft. Am deutlichsten 
wurde diese Kritik in dem offenen 
Brief an die Parteitagsdelegierten von 
Horst Peter und Albrecht Müller. 
Meines Erachtens hat die innerpartei­
liche Diskussion seit Petersberg ge­
zeigt, daß die Basis der Partei an der 
erreichten innerparteilichen Demo­
kratisierung des Willensbildungspro­
zesses nicht riitteln läßt. Bei Entsche,!0 

dungen von so großer Tragweite will 
die Partei als Ganzes mitwirken. Vot­
schläge von oben will sie diskutieren 
und gegebenenfalls verändern, wie es 
der demokratischen Tradition dieser 
ältesten Partei in Deutschland ent­
spricht. 
Das Ergebnis der Diskussion macht 
deutlich, daß die Partei am sozialen 
und ökologischen Reformkurs des 
Berliner Programms und des Regie­
rungsprogramms "Fortschritt 90" 
festhalten will. Sie will ein deutliches 
Refonnprofil der Partei und nicht An­
passung. Sie will Optionen für rot-grii­
ne Reformbündnisse offen halten und 
sich nicht einengen lassen auf die Per­
spektive einer großen Koalition. In 
dieser Profilierung siebt der Bundes­
parteitag die Chance eines erfolg­
reichen Vorgehens gegen Rechtsent­
wicklungen unserer Gesellscba ft und 
nicht in einer Anpassung an eben die­
se Rechtsentwicklung. 
Horst Peter ist recht zu geben: "Pe­
tersberg ist" - nach dem Parteitag von 
Bonn - "eine Episcxle". Die Parteilin­
ke wird darauf zu achten haben, daß 
dies so bleibt. 
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Werden aus 

Blauhelmen 
von Andreas Wehr 

Signalisierte Petersberg eine neue Be­
weglichkeit der SPD auch in der Frage 
der Beteiligung der Bundeswehr an 
Kampfeinsätzen, so kann spätestens 
nach dem Bonner Parteitag davon nicht 
mehr gesprochen werden. Die Partei ist 
in ihrer breiten Mehrheit zu dem Bremer 
Konsens -Blauhehne ja, Kampfeinsätze 
nein- zuriickgekehrt, vorerst jedenfalls. 
Die Journalisten, die den dazu gefaßten 
Beschluß als Erfolg für Engholm wer­
ten. müssen wohl auf einem ganz ande­
ren Parteitag gewesen sein. 
Zur Erinnerung: In einer emotional 
überaus aufgeputschten Debatte über 
da"i Für und Wider einer militärischen 
Intervention in Jugoslawien hielt es die 
Parteiführung im Sommer für opportun, 
einem gewissen Meinungsdruck nachzu­
geben und Kampfeinsätze der Bundes­
wehr in Erwägung zu ziehen. Der dazu 
in Petersberg gefaßte Beschluß war 
überaus verklausuliert und mißverständ­
lich. · Herangezogen wurde mit Artikel 
43 der UNO-Charta (Beistandspflicht al­
ler Mitglieder der UNO) eine Bestim­
mung, die auf die Schaffung von Streit­
kräften unter dem Kommando des Si­
cherheitsrats abzielt und nur vor dem Er­
fahrungshintergrund des gerade zu Ende 
gegangenen 2. Weltkrieges verstanden 
werden kann. Aufgrund der nach 1945 
eingetretenen Entfremdung der Alliier­
ten wurde von dieser Möglichkeit nie 
Gebrauch gemacht. 1946 begonnene 
Verhandlungen über die Schaffung eines 
Generalstabsausschusses gebildet 
durch die fünf Sicherheitsratsmitglieder 
- verliefen daher im Sande. Auch heute, 
nach dem Ende des Kalten Krieges, gibt 
es keine erkennbare Bereitschaft der Si­
cherheitsratmitglieder, auf dieses Instru­
mentarium zwiickzugreifen. Die USA 
haben bereits abgewunken. Es bleibt das 
Geheimnis der Parteiführung, weshalb 
der Artikel 43 ausgerechnet in einem 
Sofortprogramm Erwähnung finden 
mußte, das doch ausdrücklich nur bis 

zum nächsten Bundestagswahlkampf 
Gültigkeit besitzen soll. 
Im Parteitagsbeschluß wird der Artikel 
43 wieder in die Mottenkiste der Welt­
geschichte zuriickbefördert. Über eine 
Beteiligung an solchen Streitkräften will 
die SPD erst entscheiden, wenn eine Re­
form der UNO vollzogen ist. Die Rich­
tung der Reform ist eindeutig bestimmt: 
"Die Entscheidungsstrukturen der UNO 
sollen so geändert werden, daß ein Miß­
brauch der Weltorganisation durch 
Großmächte oder Staatengruppen ausge­
schlossen ist". Jeder weiß, daß eine sol­
che Reform, die eine gewisse Selbstent­
machtung der ständigen Sicherheitsrat­
mitglieder verlangt, ihre Zeit braucht. 
Die eigentliche Kontroverse der Debatte 
entzündete sich an Formulierungen, die 
weder im Beschluß von Petersberg noch 
in dem des Parteivorstandes von Bad 
Salzufflen enthalten waren. In einer Rei­
he von Spiegelstrichen der Parteitags­
vorlage in der Fassung der Antragskom­
mission war das Spektrum der Blauhei­
meinsätze beschrieben worden, an de­
nen sich die Bundeswehr - nach Ansicht 
der SPD - zukünftig beteiligen können 
darf. Darunter befanden sich einige Auf­
gaben, die durchaus auch ohne Zustim­
mung beider potentieller Konfliktpartei­
en wahrgenommen werden können bzw. 
sogar die Zustimmung eines Kontrahen­
ten logisch ausschließen. So wird einem 
von Blauhelmen überwachten UN-Em­
bargo wohl kaum der boykottierte Staat 
selbst zustimmen. Auch die Schaffung 
von UNO-Schutzzonen und -Mandats­
gebieten wird wohl kaum im Konsens 
aller Beteiligten zu realisieren sein. Die 
Blauheimtruppen würden so schnell den 
Charakter von überparteilichen und un­
abhängigen Einheiten verlieren, die im 
Krisengebiet stationiert sind, weil alle 
Beteiligten es wollen. Macht man ihre 
Anwesenheit vom Willen nur eines Be­
teiligten abhängig, so werden schnell 
aus friedenserhaltenden friedensschaf­
fende Streitkräfte, zumindest tut sich 

rauhelme? 
eine Grauzone auf, in der es schnell zu 
parteilichen Verwicklungen von UNO­
Truppen kommen kann. Aus Blauhel­
men - so formulierte es ein De­
battenredner - werden Grauhelme. 
Zwar wurde vor der Beschreibung der 
möglichen UNO-Einsätze ein General­
vorbehalt in den Beschluß hineinge­
schrieben, der die Zustimmung der Be­
teiligten Konfliktparteien zur Vorausset­
zung jedes deutschen Engagements 
macht, auch wurde die Formulierung zu 
den Embargomaßnahmen entschärft, 
doch der eigentliche Konflikt wurde nur 
vertagt. Spätestens auf dem nächsten 
Parteitag im November 1993 ist eine 
Fortsetzung zu erwarten. Bei der Formu­
lierung einer neuen Friedens- und Si­
cherheitspolitik hat die SPD nur erste 
Etappen zwiickgelegt. 
Es wird weiter darum gehen, welche 
Aufgaben man der UNO übertragen will 
und welchen Stellenwert man militäri­
schen Befriedungsaktionen überhaupt 
einräumt. Es wird dabei zu berücksichti­
gen sein, daß die Vereinten Nationen 
nach dem Ende des Kalten Krieges zwar 
- und dies ist für Sozialdemokraten 
durchaus zu begrüßen - eine sehr viel 
aktivere Rolle spielen können, daß aber 
zugleich der übermächtige Einfluß der 
Interessen der Ersten Welt wieder deut­
licher in Beschlüssen und Handlungen 
der Weltorganisation zum Ausdruck 
kommt. Sozialdemokraten werden sehr 
darauf zu achten haben, daß die UNO 
nicht zum Instrument von Großmachtin­
teressen zur Sicherung von Absatz­
märkten und Rohstoffquellen wird. 
Auch wenn die notwendige Demokrati­
sierung ihrer Entscheidungsgremien nur 
schwer zu realisieren sein wird, so wird 
doch die Forderung nach einer Stärkung 
des Einflusses der Dritten Welt eine zen­
trale Rolle einnehmen, soll die UNO 
wirklich - wie vom Parteitag beschlos­
sen - zu einer "Weltfriedensinstanz mit 
internationalem Gewaltmonopol (Welt­
polizei)" werden. 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 68, 1W2 

E N 1 N E A u N ? • F A N G 

Anmerkungen zur Situation der Berliner SPD 

von Arnold Schönberg 
Die Presse war sich einig in ihrer ver­
nichtenden Kritik nach dem Berliner 
Waltlparteitag am 30. und 31. Oktober: 
"Ein Beginn mit Personalschlappen" 
(Morgenpost), "Staffelt - eingemauert 
von den Linken", (Tagesspiegel) und 
noch schlimmer: "So ein peinliches 
Durcheinander" (Bild). 
Was war tatsächlich geschehen? Ditmar 
Staffelt hatte sich in einer Kampfkandi­
datur gegen seine Mitkonkurrentin Mo­
nika Buttgereit mit 178 zu 103 Stimmen 
durchgesetzt. Klaus-Uwe Benneter wur­
de gegen Staffelts Willen als Landeskas­
sierer bestätigt und als einen der vier 
Stellvertretenden Landesvorsitzenden 
zogen die Delegierten den von Monika 
Buttgereit vorgeschlagenen Christoph 
Tannert aus Lichtenberg einem eben­
falls aus dem Ostteil stammenden aber 
vom Rechtskreis favorisierten Kandida­
ten vor. Bei den Beisitzerposten und bei 
den gleichzeitig zu wählenden Delegier­
ten für den Bundesparteitag stellte sich 
dann wieder das traditionelle Verhältnis 
von rechts und links her. So wurden 
auch Kurt Neumann und Andreas Wehr 
Mitglieder im Vorstand. Sieht man also 
von der Waltl Tannerts ab, so haben sich 
die Mehrheitsverhältnisse nicht merk­
lich verschoben. Schon gar nicht kann 
man von einem "Durchmarsch der Lin­
ken" sprechen. Es bestätigte sich viel­
mehr die linke Mehrheit, wie sie sich 
seit der Waltl von Jürgen Egert 1985 
herausgebildet hatte. 
Restlos gescheitert ist allerdings der 
Versuch, im Windschatten der Kandida­
tur Staffelts eine neue Mehrheit in der 
Partei zu etablieren. Die Koalition aus 
der übrig gebliebenen Rechten, Anhän­
gern des Konzepts von Staffelt in der 
Parteilinken und den Delegierten aus 
dem .Ostteil fiel glatt durch. Für viele 
Delegierte erschien zwar Staffelt als der 
zur Zeit geeignetere Kandidat, sie waren 
damit aber noch lange nicht bereit, auch 
sein sogenam:ites Team mitzutragen. 
Und der Osten ist schon längst kein ho­
mogener Stimmblock der Rechten mehr. 

Mit dem Appell an die dort noch weitge­
hend ungebrochene Autoritätsgläubig­
keit gegenüber den Parteigrößen und an 
die instinktive Ablehnung all dessen, 
was einer Systemveränderung verdäch­
tigt wird, konnte zwar die im Westen be­
reits marginalisierte Rechte dort einigen 
Boden gutmachen. Sie kann aber nicht 
mehr verhindern, daß sich auch im 
Osten das politische Spektrum immer 
stärker differenziert. So wurde mit dem 
seinerzeitigen Gründer von Greenpeace 
in der DDR, Christoph Tannert, ein aus­
gewiesener Ökologe in den Vorstand ge­
wählt. In der Debatte über die Petersber­
ger Beschlüsse nahmen die Ostkreise 
nicht die erwartete eindeutige Haltung 
ein. Lichtenberg etwa lehnte jede Ände­
rung von Artikel 16 ab. 
Mit seiner Wahl zum Landesvorsitzen­
den hat sich Staffelt keine günstige Aus­
gangsposition ali potentieller Herausfor­
derer von Diepgen verschafft. Seine 
Kandidatur war eher eine Verlegen­
heitslösung, entstanden aus der Angst, 
Kritiker der großen Koalition könnten in 
der Partei zu viel Einfluß gewinnen. 
Hätten Gerd Wartenberg oder Wolfgang 
Thierse bereitgestanden, so hätte er lie­
bend gern verzichtet. Es ist daher auch 
kaum zu erwarten, daß er die Berliner 
SPD als eigenständig profilierte Kraft in 
den Abgeordnetenhauswahlkampf füh­
ren wird. Als ihr gleichzeitiger Frak­
tionsvorsitzender ist er zudem in die all­
tägliche Praxis der Kompromißfindung 
mit dem stärkeren Koalitionspartner ein­
gebunden. Es ist kaum zu erwarten, daß 
ihn die CDU aus dieser Einbindung ent­
lassen wird. Die von Monika Buttgereit 
vor diesem Hintergrund geforderte 
Trennung von Fraktions- und Landes­
vorsitz hat denn auch viele Delegierte 
eher überzeugt. 
Es ist auch noch nicht erkennbar, mit 
welchen Themen Staffelt die Berliner 
SPD aus ihrer defensiven Position her­
ausführen will. Monika Buttgereit stellte 
die sich verstärkenden sozialen Span­
nungen in der Stadt in den Vordergrund, 
indem sie von "oben" und "unten" 

sprach, von der alten und zugleich neuen 
sozialen Frage, die bald auch den Ost­
West Gegensatz überlagern wird. Dit­
mar Staffelt hingegen stellte Fragen der 
inneren Sicherheit und die Forderung 
nach Privatisierung der Eigenbetriebe in 
den Mittelpunkt. Es verbleibt damit im 
Rahmen der von der CDU vorgegebenen 
Diskurse. Angesichts der von vielen im 
ehemaligen West-Berlin als immer 
schwerer empfundenen Lasten der Tei­
lung appelliert er an die bloße Opferbe­
reitschaft, ohne zugleich Forderungen 
nach einer sozial gerechteren Verteilung 
zu stellen. 
Die Parteitagsmehrheit hat in Fragen der 
Bundespolitik eindeutig Stellung ge­
nommen. Berlin gehört zu den Landes-· · 
verbänden, die die Petersberger Wende' 
entschieden ablehnen. Der neue Landes­
vorsitzende hat hingegen für sich eine 
Festlegung vermieden. Bei der Nomi­
nierungsrunde in den Kreisverbänden 
hatte er zunächst für eine Änderung des 
Asylartikels plädiert. Als der Wind sich 
innerhalb der Partei zu drehen begann, 
sah er bald keine Notwendigkeit mehr 
dafür. Auf dem Landesparteitag be­
schränkte er sich schließlich auf die 
Formulierung von Grundsätzen, ohne zu 
den konkreten Anträgen eine Position zu 
beziehen. Man kann daher gespannt 
sein, wie der geforderte größere Einfluß 
des Berliner Landesverbandes auf die 
Bundespolitik konkret aussehen soll. 
Die Wahl von Ditmar Staffelt zum neu­
en Landesvorsitzenden läßt somit eine 
Reihe neuer Fragen nach dem zukünfti­
gen Kurs der Berliner SPD aufkommen. 
Die Grundlage für eine offensive sozial­
demokratische Politik in der Stadt ist 
noch nicht gelegt. Doch bis zur nächsten 
Abgeordnetenhauswahl sind es ja auch 
noch gut drei Jahre. Und davor finden 
auch noch mal Wahlen innerhalb der 
Partei statt. 
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U b e r 
Gesinnungs­
u n d 
Verantwortungs­
ethiker 

Der Frankfurter Kre,s nach 
Petersberg 

von Reinhold Rünker* 
Viele waren zum Herbsttreffen des 
Frankfurter Kreises am 26.September 
gekommen - und es waren vor allem die­
jenigen, deren mehr oder weniger erbit­
terter Widerstand gegenüber Petersberg 
feststand. Den "Watschen-Mann" mußte 
deshalb allein Norbert Gansel machen, 
dessen Zweifel an der Aufrechterhaltung 
des grundgesetzlich verankerten Asyl­
rechts bereits länger bekannt war - er 
war also nicht erst nach dem Petersberg 
"geläutert" worden. Gansel folgte in sei­
ner Argumentation dem bekannten Fa­
den. Perfide wurde es im folgenden: 
Natürlich solle das Recht auf Asyl für 
politisch Verfolgte beibehalten werden. 
Gegenwärtig befänden sich die in der 
BRD um Asyl Nachsuchenden aber in 
einer Situation, in der sie selbst wieder 
verfolgt würden - durch die steinewer­
fenden und klatschenden Massen wie in 
Rostock. Dies könne die Linke doch 
nicht wollen, weshalb es geradezu ein 
Zeichen von Fortschrittlichkeit und lin­
kem Hwnanismus sei, die Asylsuchen­
den vor dem sie hier drohenden Unheil 
zu schützen - indem wir sie hier nicht 
mehr um Asyl nachsuchen lassen. Mit 
anderen Worten: Weil die Deutschen ge­
genwärtig so rassistisch sind, ist es die 
Aufgabe der Linken, die Asylsuchenden 
vor diesen Deutschen zu schützen, in­
dem sie sie bereits an der Grenze abwei­
sen. 

Was heißt "links" in Zukunft 
Gleichzeitig schwang der Versuch mit, 
neu zu definieren, was denn künftig als 
"links" bzw. "fortschrittlich" zu be­
zeichnen sei. Hilfsweise wird dabei mit 
den Begriffen "Gesinnungs-" versus 
"Verantwortungsethiker" gearbeitet, wo­
bei ersteren die Rolle der "neuen Kon-

Reinhold Rünker, bis 10/92 stellv. JUS0-
Bundesvorsi1zender, z. Zt. University of Essex/ 
United Kingdom 

servativen" zugedacht wird, da sie wei­
terhin an "Gesinnungen", "Überzeugun­
gen" festhalten, sich Gewissens- oder 
Programmentscheidungen verpflichtet 
fühlen, die - so Gansel - "wir in der Öf­
fentlichkeit nicht mehr durchhalten". 
Die "walue" linke Position bestehe je­
doch darin, "verantwortungsvoll", 
sprich: pragmatisch zu handeln und im 
oben beschriebenen Sinne zu handeln. 
Gansel sinngemäß weiter: .. Es wäre bes­
ser, jetzt mit der CDU zu verhandeln 
und dann das Ergebnis dem Parteitag zur 
Beschlußfassung vorzulegen", als auf 
dem Parteitag einen Beschluß zu fassen, 
mit dem dann keine Vereinbarung mit 
der Koalition möglich sei 
Heidi Wieczorek-Zeul sprach hingegen 
von einer deutlichen Rechtswende in der 
SPD durch die Petersberger Empfehlun­
gen und sah die Partei bereits in einer in­
formellen Großen Koalition mit CDU/ 
CSU. So schimpfte eine SPD-Linke aus 
Sachsen-Anhalt, "wenn die SPD so wei­
ter macht, droht das zarte Pflänzlein De­
mokratie in Ostdeutschland wieder ein­
zugehen." 
Katrin Fuchs fragte rhetorisch, wer der 
Sozialdemokratie denn noch glauben 
könne, wenn erst monatelang das Indivi­
dualrecht als sozialdemokratische Iden­
tität beschworen, der Artikel 16 mit 
SPD-Zustimmung dann doch geändert 
werde, sich an den Zuwanderungs- bzw. 
Asylzahlen aber im Prinzip nichts än­
dern würde - worüber sich ja interes­
santerweise auch die meisten Befürwor­
terinnen einer Artikel 16-Änderung ei­
nig und müßten - wie Oskar Lafontaine -
konsequent weiterdenkend die völlige 
Ersetzung des Artikels 16 durch die 
Genfer Flüchtlingskonvention fordern. 
Und auch mit ihr würde die "gewünsch­
te Wirkung" erst dann erreicht werden, 
wenn das Asylverfaluen aus der Rechts­
wegegarantie herausgenommen und als 
Gnadenrecht gewährt würde - was im 
übrigen CSU und Reps schon länger for­
dern. 

Enttäuschung über die Enkel 
ist groß 

Die Stimmen, die - Artikel 16 hin oder 
her - eine deutlich Linksprofilierung der 
SPD in der gegenwärtigen Phase einfor­
derten, waren nicht sehr laut. Insgesamt 
überwog die moralische Empörung dar­
über, daß die SPD-Spitze in dieser für 
die Sozialdemokratie auch aus histori­
schen Gründen bedeutsamen Frage ein­
geknickt sei. Daß sie hier nur einen vor 

zwei Jahren - nach der deutsch-deut­
schen Vereinigung begonnenen - Trend 
fortsetzte, wurde in den Beiträgen be­
stenfalls implizit erkennbar. Die Auffor­
derung von Michael Müller, nicht zu­
letzt aufgrund der globalen Zuspitzung 
ökologischer und ökonomischer Kriese, 
ein neues Jinkes Projekt zu formulieren 
oder das von den JUSOS vorgelegte Al­
ternative Sofortprogranun, das den Um­
bau-Gedanken von Fortschritt 90 zu re­
fonnulieren versuchte, wurden zwar zur 
Kenntnis genommen, aber nicht in die 
weitere Debatte einbezogen. Be­
troffenheit beherrschte die Szene, Ana­
lysefähigkeit hinsichtlich Partei und Ge­
sellschaft rückten in den Hintergrund. 
Deutlich erkennbar war die Enttäu­
schung über das Verhalten der "Enkel", 
in deren Händen man die Partei und ihr 
Berliner Grundsatzprogranun so gut auf­
gehoben geglaubt hatte. Da schwang 
dann wohl doch bei der einen oder dem 
anderen die Furcht davor mit, daß "Pe­
tersberg" insgesamt für einen Kurswech­
sel stehen könnte, an dem (ehemalige) 
Mitglieder des Frankfurter Kreises nicht 
unmaßgeblich beteiligt waren. 

Fonnierungsprozeß 
der Parteilinken offen 

Ob diese Erkenntnis auf der "Gefühls­
ebene" jedoch Auswirkungen auf den 
weiteren Fmmierungsprozeß der Partei­
linken haben wircl, scheint noch offen. 
In der Tat wird aber ein Rollenwechsel 
im innerparteilichen Verständnis der Ar­
beit des Frankfurter KreiSes unvermeid­
bar sein, gründete es sich doch in der 
Vergangenheit auf die Vorstellung, ei­
gentlich die Mehrheit in der SPD zu re­
präsentieren, nachdem so viele aus der 
"Enkellnnen-Generation" in Ämter und 
Würden gekommen waren. Die "JUSOS 
der 70er Jalue" sind die "SPD der 80er 
und 90er" geworden - allerdings nicht 
mit ihren Positionen aus den 70er Jah­
ren. Daß dabei so manche vom "linken 
rfad" abgerückt sind und sich heute fak­
tisch in Konfrontation zum Frankfurter 
Kreis befinden, dies nachzuvollziehen, 
bereitete manchem Anwesenden einige 
Mühe. 

Neuer "Chefkoordinator" 

Zweifellos wird der Frankfurter Kreis 
auch in Zukunft die Funktion haben 
müssen, "Brücken" zu seinen "Ehemali­
gen" zu bauen, Voraussetzung dafür ist 
aber die Entwicklung eigener Positio-
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nen links vom SPD-Mainstream. Dies gilt 
zumal dann, wenn sich die Einschätzung 
als berechtigt durchsetzt, daß die SPD 
gegenwärtig eher eine Rechtsentwick­
lung vornimmt und damit einem ge­
samtgesellschaftlichen Trend folgt. Ihr 
Augenmerk wird die Parteilinke vor al­
lem auch darauf legen müssen, die In­
terpretationsherrschaft über die Charak­
teristika "fortschrittlicher, linker Politik" 
wieder zu gewinnen und programma­
tisch zu f~en. Dazu bedarf es einer ge-

naueren gesellschaftlichen Analyse­
und Kritikfähigkeit. Beschränkt sich die 
Linke auf zumeist moralisierende Posi­
tionen, werden sie tatsächlich als bloße 
"Gesinnungsethiker" in eine beharren­
de Quengelecke abgeschoben. In diese 
Gefalu sollte sich der Frankfurter Kreis 
nicht begeben. Für den Frankfurter Kreis 
brechen neue Zeiten an - auch mit einem 
neuen "Chefkoordinator". Fast unbe­
merkt vollzog sich der Wechsel an der 
Führungsspitze des Frankfurter Kreises. 

FürdenNeuanfangünten ! 
Zu den Rahmenbedingungen und 
Grundlagen unserer politischen 
Arbeit als JUSOS im Jahre 1992 

von Harald Podzuweit, Ingo Siebert, 
Holger Thärichen, Michael Karnetzki 

Wir sind zunehmend unzufrieden mit 
unserer politischen Arbeit als JUSOS, 
und wir stehen mit dieser Unzufrieden­
heit nicht allein. Jede und jeder kennt 
die Klagen über zu wenig Aktive in den 
JUSO-AGen, in JUSO-Kreisen und -Un­
terbezirken, in Bezirken, Landesverbän­
den und auf Bundesebene. Wir leiden an 
unserer mangelnden politischen Wirk­
samkeit, ohne politische Erfolge 
schwindet jedoch die Motivation zu po­
litischer Aktivität. Kann die Orientie­
rung auf eine eventuelle persönliche 
Karriere in der Partei dazu eine befriedi­
gende Alternative bieten oder müssen 
wir gemeinsam nach neuen Wegen lin­
ker Politik suchen? 
Mit unseren Problemen stehen wir als 
JUSOS nicht allein, und die seit langem 
schwelende Krise unserer herkömmli­
chen Politik ist auch nicht zufällig. Viel­
mehr ist sie, davon sind wir überzeugt, 
aufs Engste verknüpft mit ökonomi­
schen und politischen Umbrüchen welt­
weit, in der BRD und in Berlin, denen 
wir uns stellen müssen, um zukünftige 
Handlungsmöglichkeiten für linke 
JUSO-Politik bestimmen zu können. 
Diese Thesen, entstanden für ein Semi­
nar über das Selbstverständnis von 
JUSO-Arbeit in Berlin, sollen einen 
breiten Diskussionsprozeß über diese 
Fragen anstoßen. 

A) Globale Entwicklungen des 
Kapitalismus: das 'Boot' wird 

enger! 
1. Der Zusammenbruch des sozialisti­
schen Staatensystems kennzeichnet eine 
globale Entwicklung. Die Grundtendenz 
besteht darin, daß sich Wohlstand und 
Entwicklung in wenigen Wachstumsre­
gionen konzentrieren. So wird ein im­
mer größer werdender Teil der Mensch­
heit von der Teilhabe an der wirtschaftli­
chen Entwicklung ausgeschlossen. Au­
ßerhalb der sich abschottenden Metro­
polen findet ein rapider Verfall statt, der 
den Verlust von Lebensperspektiven für 
immer mehr Menschen zur Folge hat. 
Das auf Kapitalverwertung und Profit 
orientierte System des kapitalistischen 
Weltmarkts 'scheidet' immer mehr Re­
gionen als nicht mehr rentabel 'aus'. 
Dieses Schicksal teilen die Länder Ost­
europas mit denen der sog. ":Öritten 
Welt". Während für erstere die Öffnung 
zum Weltmarkt den vollständigen wirt­
schaftlichen Kollaps bedeutet, ist für 
letztere die "Entwicklung" mit der 
Schuldenkrise seit Anfang der achtziger 
Jalue unübersehbar gescheitert. "Man 
könnte sagen, daß diese heutige Form 
des Imperialismus von Gleichgültigkeit 
gegenüber immer größeren Teilen der 
Menschheit gekennzeichnet ist: ein Im­
perialismus, der sich darauf konzen­
triert, seine wirtschaftlichen Ziele mit 
immer weniger Menschen in immer 
kleineren Regionen zu realisieren." [Pe­
ter Scherer: "Freie Hand im Osten." in: 
spw 63, S. 18] 
2. Mit dieser Entwicklung verschieben 
sich im internationalen Maßstab auch 
die politischen Konfliktformen. An die 

Horst Peter, der sich zum Ende der Le­
gislaturperiode auch aus dem Bundestag 
zurückziehen will, übergab den Stab an 
Detlev von Larcher. Und leider war kei­
ne Zeit mehr, Horst für seine langjährige 
Arbeit, ohne die es den Frankfurter 
Kreis wohl nicht mehr gäbe, einen wür­
digen Abschied zu bereiten. Deshalb zu­
mindest auf diesem Weg ein herzliches 
"Danke schön" - und vollständig aus der 
Politik zurückziehen wird er sich ja 
wohl nicht. 

Stelle von nationalen Befreiungsbewe­
gungen in der "Dritten Welt" für einen 
vom Kapitalismus eigenständigen Ent­
wicklungsweg tritt im Gegenteil der er­
barmungslose Kampf um die Perspekti­
ve einer Teilhabe am kapitalistischen 
Weltmarkt. Damit ist ein Verfall eman­
zipatorischer Zielperspektiven verbun­
den: Golfkrieg, Bürgerkrieg in Ju­
goslawien und die wachsenden Migrati­
onsbewegungen von Süden und Osten in 
den Nordwesten sind nur die Vorboten 
dieser Entwicklung. 

B) Ökonomische und politische: 
Entwicklungen in der BRD 

und in Berlin: 
3. Die Annexion der DDR hat die BRD, 
abgesehen von kurzfristigen Extraprofi­
ten durch einen inzwischen weitgehend 
beendeten Nachfrageboom, insgesamt 
wirtschaftlich geschwächt. Die indu­
strielle Basis in der ehemaligen DDR ist 
durch den Vereinigungsschock bereits 
zum großen Teil zerstört. 1989-1991 ist 
die Industrieproduktion um zwei Drittel 
zurückgegangen, das Bruttosozialpro­
dukt um ein Drittel. Fast die Hälfte aller 
Arbeitsplätze wurde bereits vernichtet. 
Pro Kopf wircl heute nur halb so viel in­
vestiert wie in der Alt-BRD. Die neuen 
Länder bleiben unter diesen Bedingun­
gen langfristig auf jährliche Transferlei­
stungen aus dem Westen in Hundert­
Milliarden-Höhe angewiesen. Die illu­
sorische Investitionssumme von 2.0()() 
Milliarden DM (in Ziffern: 
2.000.000.000.000!) bis zum Jalu 2000 
wäre nötig für den wirtschaftlichen An­
schluß der neuen Länder an das Ent­
wicklungsniveau der Alt-BRD im Jalue 
199 l ( deren voraussichtlichen Entwick­
lungssprung bis zum Jalu 2000 noch 
nicht mitgerechnet).[Jan Priewe/Rudolf 
Hickel: Der Preis der Einheit. Frankfurt 
a. M.: 1991, S. 23 ff; S. 121 ff] 
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Die ökonomische und soziale Integrati­
on der FNL wird also mehrere Jahrzehn­
te dauern und die öffentlichen Haushalte 
enorm belasten, was negative Auswir­
kungen auf die ökonomische Entwick­
lung insgesamt haben muß und auch be­
reits hat (z.B. Inflation und hohes Zins­
niveau). Die Verteilungsspielräume 
werden immer enger, und auch im We­
sten wird es zu steigender Arbeitslosig­
keit und Sozialabbau kommen. 
4. In Berlin wird sich dieser Prozeß be­
sonders drastisch ausdrücken. Die Haus­
haltsdefizite sind hier besonders hoch. 
Hinzu kommt, daß Regierungssitz und 
Olympia 2000 zu massiven Verdrän­
gungsprozessen führen werden und sich 
somit die soziale Situation zusätzlich 
verschärft. Durch die Ausweitung von 
Büroflächen und die Ansiedlung moder­
ner Dienstleistungszentren im Stadtkern 
werden Industrie, Kleingewerbe, produ­
zierendes Handwerk und die schwäche­
ren Bevölkerungsschichten an den 
Stadtrand und ins Umland verdrängt. 
Dazu wird vor allem die Explosion der 
Mieten, die jede und jeder in der Stadt 
erleben kann, führen. 
5. Aufgrund der sich verschlechternden 
ökonomischen und finanziellen Rah­
menbedingungen nehmen die politi­
schen Gestaltungsmöglichkeiten weiter 
ab. Dies wird in der Bevölkerung durch 
eine fortschreitende Entpolitisierung re­
flektiert. Der wachsende Nichtwähleran­
teil hat hier seine tiefere Ursache. 
Die politischen Parteien vollziehen in 
dieser Situation einen Prozeß der "Ame­
rikanisierung", der sie zu Wahlvereinen 
verkommen läßt und die innerparteiliche 
Demokratie immer weiter zurückdrängt. 
Gerade die Große Koalition in Berlin 
kennzeichnet die Entwicklung von der 
politischen Gestaltung zur Notstands­
verwaltung. 

C) Gesellschaftliche 
Bewegungen und die SPD: 

6. Vom Verfall emanzipatorischer 
Kampfperspektiven und antikapitalisti­
scher Befreiungsbewegungen weltweit 
sind auch die sozialen Bewegungen in 
der BRD (Gewekschaften, Friedensbe­
wegung, Ökologie, Frauen etc.) betrof­
fen. Sie haben ihre Massenverankerung 
und -mobilisierung in vielen Bereichen 
verloren, wobei allerdings kurzzeitige, 
aber nicht dauerhafte Gegentendenzen 
(Anti-Golfkriegs-Bewegung, Ansätze 
einer Anti-Rassismus-Bewegung) nicht 
gering · geschätzt werden dürfen. 

Teile der sozialen Bewegungen haben 
den Zerfall emanzipatorischer Kampf­
perspektiven bereits stark verinnerlicht. 
Sie stellen sich auf die Seite der Sieger 
und führen die gesellschaftlichen Aus­
einandersetzungen nur noch aus der Per­
spektive der Herrschenden (siehe z.B. 
die Asyldiskussion, in der es auch vielen 
Linken einzig darum geht, wie sich Zu­
wanderungsbewegungen am besten kon­
trollieren lassen). In den Gewerkschaf­
ten sind durch die existenziellen Proble­
me der Vereinigung die Ansätze der 
letzten Jahre zu einer zukunftsgerichte­
ten Strategiediskussion fast völlig ver­
schüttet worden. 
7. Die SPD ist dabei, ihre Identität als sozi­
aldemokratische Partei zu verlieren. An 
die Stelle von Interessenvertretung der 
lohnabhängig Beschäftigten einschließ­
lich der Arbeitslosen im politischen Sy­
stem und der Verbindung mit den sozialen 
Bewegungen tritt ein um 'Sympathie' 
werbender und nach 'Macht' als Selbst­
zweck strebender Wahlverein (s. These 
5), der von anderen bürgerlichen Parteien 
kaum noch unterscheidbar ist. Durch die 
Zustimmung zu Währungsunion und An­
schluß ist die SPD auf den nationalisti­
schen Kurs der Bundesregierung einge­
schwenkt. Auch die ohne demokratischen 
Entscheidungsprozeß und ohne in­
haltliche Kriterien vollzogene Fusion mit 
einer DDR-Partei, deren Identität sich 
zum --überwiegenden Teil nicht von Au­
gust Bebe! und Rosa Luxemburg oder 
auch nur von Eduard Bernstein herleitet, 
sondern bestenfalls von Hehnut Schmidt, 
ist Ausdruck dieser Entwicklung. Andere 
Parteien, die als potentielle Konkurrenten 
angesehen wurden (PDS), versuchte und 
versucht die SPD mit allen - auch ver­
fassungswidrigen - Mitteln administrativ 
auszuschalten (Wahlgesetz, Vermögens­
enteignungen, spektakuläre Durchsu­
chungsaktionen). 
8. In der Berliner SPD steht für diesen 
Entwicklungstrend die Beschränkung 
auf reines Politikmanagement und Män­
gelverwaltung in der Großen Koalition. 
An inhaltlichen Fragen ist die Berliner 
SPD nur noch interessiert, soweit sie die 
formale Gestaltung des staatlich-admi­
nistrativen Ralunens betreffen (Haupt­
stadt und Regierungssitz, Berlin-Bran­
denburg). An die Stelle von inhaltlichen 
Konzepten für die Stadtentwicklung tritt 
der Wunderglauben an die angebliche 
automatische Entwicklungstriebkraft 
von Mega-Projekten wie Olympia 2000. 
Eine innerparteiliche linke Opposition 
dazu ist kaum erkennbar. 

D) Die Jugend mittendrin: 

9. Die Jugend ist von den dargestellten 
Prozessen in besonderer Weise betrof­
fen. Zum einen verschlechtern sich ihre 
materiellen Lebensbedingungen und Zu­
kunftsperspektiven rasant. Die sich ver­
schärfende Wohnungsnot trifft Jugend­
liche besonders und engt die Selbst­
entfaltungsmöglichkeiten, die für die 
Sozialisation von Jugendlichen in den 
vergangenen Jahrzehnten stark in den 
Vordergrund gerückt waren, wesentlich 
ein. Zum anderen wird der Prozeß der 
'Entwirklichung' der Politik von Ju­
gendlichen besonders stark wahrgenom­
men. Nach neuesten Studien fühlen sich 
rund 80 % der Jugendlichen von der Po­
litik hintergangen und betrogen. Nur 
16 % trauen der Politik eine Problemlö­
sung für zukunftsbedrohende Heraus­
forderungen zu. [8. Jugendbericht der 
Bundesregierung 1991] 
10. Jugendliche erfahren, daß sie ihre 
Interessen immer weniger auf administ­
rativem Weg durchsetzen können. Par­
teien und Jugendverbände verlieren 
immer mehr an Attraktivität. Stattdessen 
verlegen Jugendliebe ihre Freizeit­
aktivitäten immer mehr in den informel­
len oder kommerziellen Sektor, wohin 
Jugendverbände keinen Zugang ha­
ben. Dabei ist aber zugleich ein Prozeß 
der 'Segmentierung' von gegeneinan­
der abgeschotteten Jugendkulturen und 
der Aufspaltung zwischen kommerziali­
sierten und stärker autonom-selbstges­
taltenden Lebensorientierungen zu 
beobachten. 

E) Konsequenzen für die Arbeit 
von uns als JUSOS: 

11. Wir JUSOS sind von dieser Ent­
wicklung besonders betroffen, da wir 
als parteipolitischer Jugendverband 
von einem Politikmodell ausgehen, in 
dem die unterschiedlichen und gegen­
sätzlichen Interessen in der Gesell­
schaft über die Parteien in die Organe 
des Staates hineingetragen und dort zu 
einem 'gesellschaftlichen Konsens' 
verschmolzen werden. Es zeigt sich zu­
nehmend, daß dieses Modell nicht den 
Realitäten entspricht. Politische Forde­
rungen von Jugendlichen über die SPD 
durchzusetzen, funktioniert immer we­
niger, da Interessenvertretung über 
Parteien für unterprivilegierte Grup­
pen überhaupt schwieriger wird. 
Die politischen Entscheidungsprozes­
se sind von der innerparteilichen Dis-
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kussion weitgehend abgekoppelt. Zu- Jugendzeitungen etc.) und um projek- keit' (s. These 2 und 6) macht sich überall 
dem fehlt uns immer mehr das Potenti- torientiertes Arbeiten. schmerzhaft bemerkbar. Sie wiederzu­
al von Jugendlichen, um die gesamte 13. Bisher gingen wir in unserer Poli- gewinnen kann nur das Ergebnis eines 
Lebensrealität der Jugend in unserer tik von einem im Prinzip 'fertigen' Prozesses sein, bei dem wir ganz am An-
Diskussion einbeziehen zu können. Strategiekonzept mit gesamtgesell- fang stehen. 
Insgesamt gilt: unsere gesamte politi- schaftlicher Perspektive jenseits des Eine gesamtgesellschaftliche Perspekti-
sche Basis wird uns durch diese Ent- Kapitalismus aus, das es in den aktuel- ve der Linken kann nur in der Verbin-
wicklung entzogen. Jen gesellschaftlichen Kämpfen nur dung der theoretischen Diskussion mit 
12. Da die administrative Politik immer 'umzusetzen' galt. Wir kannten die praktischen gesellschaftlichen Kämp­
weniger Raum für kollektive Interessen- Gegner (den Kapitalismus und das mit fen entwickelt werden: überall wo 
vertretung bietet, müssen wir viel stär- ihm verschmolzene Patriachat), wir Menschen in diesen Kämpfen die Lo-
ker Basisbezüge in den informellen Sek- wußten das Ziel (den Sozialismus) und gik des herrschenden Systems kollektiv 
tor von Jugendaktivitäten schaffen. Es wir waren in der Lage, die Subjekte und bewußt durchbrechen (ob bei Re­
muß in Zukunft darum gehen, Freiräume unseres Kampfes zu bestimmen ( die krutenzugblockaden, Hausbesetzungen 
für selbstbestimmtes und emanzipatori- Arbeiterlnnenklasse, die sich als be- und Streiks oder in selbstverwalteten 
sches Denken und Handeln von unten deutendste soziale Bewegung tatsäch- Jugendzentren und Läden), kann eine 
durchzusetzen und auszufüllen - ge- lieh zu einem antikapitalistischen emanzipatorische Alternative zur 
meinsam mit unorganisierten Jugendli- Subjekt zu entwickeln schien). kapitalistischen Barbarei sichtbar und 
chen. Es geht um das gemeinsame politi- Die alte Sicherheit ist einer spürbaren als Anspruch lebendig gehalten wer­
sehe Handeln und Leben in funktio- Ratlosigkeit gewichen. Das Fehlen der den. Unser gesamtes herkömmliches 
nierenden Gruppenzusammenhängen emanzipatorischen Kampfperspektive Politikverständnis ist unter diesen Prä-
an der Basis (z.B. in füSO-AGen, Läden, mit gesamtgesellschaftlicher 'Gültig- missen zu übel]lriifen. 
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Gerechtigkeits lücke 
von Ralf Krämer* 

Das Rheinisch-Westfälische Institut für 
Wirtschaftsforschung Essen ist in keiner 
Weise irgendwelcher Links- oder 
Gewerkschaftslastigkeit verdächtig. 
Aber der RWI-KonjunkturbrieI Nr. 3 

säglichen 70er-Jahre-Müll wie (in Punkt 
7.): "Steuersenkungen für Investitionen 
schaffen die Arbeitsplätze von mor­
gen."' 
Die RWI-Untersuchung kommt zu dem 
Ergebnis, daß (alles bezogen auf 
Westdeutschland) Haushalte von Arbei-

alle Gruppen angemessen an den Ko­
sten des Aufbaus in Ostdeutschland zu 
beteiligen, erscheint die Finanzierung 
der erforderlichen Aufwendungen aus 
dem allgemeinen Stueraufkommen als 
die geeignete Alternative." Welche 
Finanzierungsspielräume in einer sozial 

Belastungen nach Einkommensschichten 
1992; in DM pro Monat 

gerechten Besteuerung 
liegen, läßt sich auf­
grund der Zahlen des 
RWI-Papiers modell­
haft errechnen: Eine 
durchschnittliche Bela­
stung des dritten Ein­
kommensviertels mit 
3,5 % hätte 1992 zu­
sätzlich 2,4 Mrd. DM 
erbracht, eine Belastung 
des oberen Viertels ab-

lOOCXXl 

3. V10rtel 4. Viertel 

lli!1 Durchschnlttliehes Elnkorrmen 

• Solidaritätszuschlag 

• West-Ost-Transter der Sozialversicherung 

• Insgesamt 

züglich der obersten 5% 
mit 5% weitere 16,7 
Mrd., eine Belastung 
der einkorrunensstärk­
sten 5% der Haushalte 

Haushalte nach der Stellung in der Einkommensschichtung (Queue: 

mit 7% weitere 20,8 
Mrd. Das macht in der 
Summe ca. 40 Mrd. DM 
bei einer m.E. durchaus 
nicht unangemessenen 
Progression. 1993 wäre 

RWI) 

Oktober 1992 verdient es wirklich, daß 
Linke ihn zur Kenntnis nehmen, weil er 
äußerst hilfreich ist für die Argumentati­
on gegen die gegenwärtig unter fast 
schon pervers zu nennenden Titeln wie 
"Solidarität für den Aufschwung Ost" 
oder "konjunkturpolitische Vernunft" 
verstärkt propagierte Umverteilung von 
unten nach oben und zugunsten des Ka­
pitals. Diese Argumentation ist auch in­
nerparteilich wichtig, denn der Entwurf 
des Parteivorstands für das SPD-Sofort­
programm setzt dem real nichts entge­
gen, sondern unterwirft sich dem in sei­
ner gesamten Anlage. So fordert es z.B. 
im einzelnen eine Begrenzung der 
Personalnebenkosten, "um die Wettbe­
werbsfähigkeit der Wirtschaft zu si­
chern" (Punkt 10.) oder formuliert un-

Ralf KrOmer, Sozialwissenschaftler, stv. Larr 
desvorsitzender der Jusos-NRW, Dortmund 

(C) spw-Verlog 1992 
der Effekt zu Lasten der 
reichsten Haushalte 
noch stärker. 

tern und Angestellten 1992 nahezu 
ebenso hohe Zusatzbelastungen für die 
Finanzierung der deutschen Einheit zu 
tragen hatten wie Selbständigen-Haus­
halte, die ein nahezu 3 mal so hohes Ein­
kommen hatten. Je höher das Einkom­
men war, desto geringer war die prozen­
tuale Belastung. Dabei war der jetzt 
weggefallene Solidaritätszuschlag die 
einzige progressiv wirkende Belastungs­
komponente. Die ab Ol.01.93 erhöhte 
Mehrwertsteuer wird dazu führen, daß 
Haushalte mit kleinen und mittleren 
Einkommen noch stärker belastet wer­
den, Haushalte mit hohem Einkommen 
gegenüber 1992 entlastet werden, und 
zwar je höher das Einkommen ist desto 
stärker, bis zu mehreren tausend DM pro 
Jahr. 
Zur Schließung der "Gerechtigkeitslük­
ke" kommt das RWI-Papier zu der völ­
lig richtigen Empfehlung (S. 5): "Um 

Angesichts 
sind die 

dieser Zahlen - und dabei 
Potentiale einer stärkeren 

Heranziehung auch des Unternehmens­
sektors noch gar nicht enthalten - müßte 
sich eine Diskussion über die Not­
wendigkeit der Einschränkung sozialer 
Leistungen zumindest für Sozial­
demokratinnen eigentlich verbieten. An 
Vorschlägen, diese finanziellen Potenti­
ale auch real für die öffentlichen Hände 
zu mobilisieren, mangelt es nicht2, es 
mangelt allerdings an der Bereitschaft 
der SPD, dies aufzugreifen und offensiv 
zu vertreten. 

vgl. zur Auseinandersetzung mit den Argu­
menten der Kapltolverbände und der Koali­
tion z.B. A. Heise: Kosten-Weltmeister?, in: 
WSI-Mitteilungen 8/92, oder Arbeitsgruppe 
Alternative Wlrtschattspolftik: Wirtschaftli­
cher Aufbau statt weiterer Destabilisierung 
vgl. z.B. ebd. oder auch meinen Artikel in 
Sf'W 67. 
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Kein Licht am End 
spw: Inwieweit ist der Aufbau der Ge­
werkschaften in Thüringen abgeschlos­
sen? 
Spieth: Ich denke, daß der organisatori­
sche Aufbau in Thüringen mittlerweile 
bei allen Gewerkschaften insofern abge­
schlossen ist, als sie ihren hauptamt­
lichen Apparat konstituiert haben, daß 
sie allerdings die ehrenamtlichen Glie­
derungen in den einzelnen Gewerk­
schaften noch aufbauen müssen. 
spw: Welchen Organisationsgrad haben 
die Gewerkschaften in Thüringen im 
Vergleich zu den alten Bundesländern? 
Spieth: Die Gewerkschaften haben einen 
relativ hohen Mitgliederstand. Wir ha­
ben in Thüringen mit rund 570.000 Mit­
gliedern fast 50 % der Erwerbstätigen 
organisiert. Allerdings muß man dazu 
sagen, daß in diesen 570.000 Mitglie­
dern sicherlich auch Arbeitslose, Alters­
übergangsbezieher usw. enthalten sind, 
so daß diese Zahl nur begrenzt etwas 
über die tatsächliche Organisierung der 
Erwerbstätigen aussagt. Denn die Er­
werbstätigkeit beträgt in Thüringen nur 
noch knapp 50 % des gesamten Arbeits­
kräftepotentials. Im Vergleich mit den 
Altbundesländern liegen wir sehr deut­
lich darüber. Dort liegt er bei ungefähr 
einem Drittel. 
spw: Wird sich diese Zahl nicht ange­
sichts der hohen Nichterwerbstätigkeit 
in Zukunft verringern? 
Spieth: Es scheint sich zu stabilisieren. 
Allerdings kann das überhaupt kein An­
laß sein, sich auf diesem Sockel auszu­
ruhen. Es ist einfach aufgrund der aktu­
ellen Situation so, daß die Arbeitnehmer 
oder auch die Arbeitslosen den Gewerk­
schaften eine hohe Kompetenz zugeste­
hen. Das ist ein Pfund, mit dem wir ar­
beiten müssen, um den Mitgliederstand 
auch tatsächlich zu halten. 
spw: Die Funktionen von FDGB und 
seinen Gewerkschaften in der ehemali­
gen DDR unterscheiden sich ja von den 
Aufgaben der Gewerkschaften im Kapi-

Frank Spieth, DGB-Landesvorsitzender, am 
23.5.1992 als erster Vorsitzender des DGB in 
Thüringen gewOhlt. Von Beruf: Technischer 
Zeichner, danach langjähriger Kreis­
vorsitzender im DGB-Kreis in Vogelsberg in 
Hessen 

talismus hinsichtlich der Verteilungs­
kämpfe wie Tarifpolitik, Sozialpolitik 
usw. Ist diese neue Rolle von Gewerk­
schaften schon in den Köpfen verankert 
oder ist es nur Gewohnheit gewesen, daß 
die Kolleginnen und Kollegen, die frü­
her schon im FDGB waren, sich dann 
wieder im DGB organisierten? 
Spieth: Es trifft beides zu. Es gibt Men­
schen, die in die DGB-Gewerkschaften 
eingetreten sind, einfach einer Tradition 
folgend. Es gibt aber auch viele, die en­
gagiert und bewußt in die neuen Ge­
werkschaften eingetreten sind. Dies hat 
man in der Phase 1990/9 l ganz konkret 
erleben können. Es gibt aber auch Ar­
beitnehmer, die sich von den Gewerk­
schaften abgewendet haben wegen der 
FDGB-Erfahrung. Deshalb kann man 
nicht pauschal sagen, die Leute sind 
durch den FDGB verprellt oder aber 
durch den FDGB den DGB-Gewerk­
schaften zugewandt gewesen. 

Enormer Vertrauensvor­
schuß gegenüber den Ge­
werkschaften 

spw: Welche Hoffnungen und Erwartun­
gen haben die Menschen dem DGB ge­
genüber? 
Spieth: In der konkreten Situation sehen 
die Kolleginnen und Kollegen die Ge­
werkschaften als Hoffnungsträger. Und 
dies, nachdem ja durchweg festzustellen 
ist, daß Parteien, Politiker und andere 
Institutionen, selbst die Kirchen, im 
Osten nicht mehr als die Hoffnungsträ­
ger gelten. In einer Untersuchung der 
Konrad-Adenauer-Stiftung vom Juli die­
sen Jahres wurde der Frage nachgegan­
gen, welches Verttauen die unter 25jäh­
rigen in politische und gesellschaftliche 
Institutionen haben. Dabei sind die Ge­
werkschaften mit einem Übermaß an 
Vertrauen ausgestattet worden: Fast 
doppelt so viel, wie z.B. Kirchen, Me­
dien oder Parteien, und wesentlich mehr 
als im Westen. Es ist schon interessant, 
daß zwar Kirchen, Medien und Parteien 
im Westen deutlich höhere Werte ha­
ben als im Osten, aber daß umgekehrt 

wir hier - im Gegensatz zu den anderen 
Institutionen - einen klaren Vertrauens­
vorsprung genießen. Ich denke, daß 
das damit zusammenhängt, daß die Ge­
werkschaften, insbesondere nach der 
Phase des Übergangs von der DDR zur 
Bundesrepublik, ja sehr viel Engage­
ment entwickelt haben, um die sozialen 
und existentiellen Bedürfnisse der Men­
schen in den neuen Bundesländern 
abzusichern. 
spw: Du hast eben schon angesprochen, 
daß heute in Thüringen nur noch jeder 
Zweite in einem normalen Arbeitsver­
hältnis steht, d.h. unbefristet Vollzeit be­
schäftigt ist. Wie sieht denn insgesamt 
die wirtschaftliche Lage in Thüringen 
aus? 
Spieth: Also grob schildern kann man 
folgendes: Wir hatten noch 1990 1,2 
Mio.Erwerbstätigt=. In 1992 habten w~,::, 
nur noch 857.000. Aktuell haben wir' 
rund 700.000 Menschen, die im Moment 
nicht mehr in einem regulären Arbeits­
verhältnis beschäftigt sind. Und das be­
sagt, daß wir schon fast ein Verhältnis 
Erwerbstätige zu Unterbeschäftigten 
von Eins zu Eins haben. Das ist eine ka­
tastrophale Situation, die in ihrer Dra­
matik insbesondere im Westen über­
haupt nicht wahrgenommen wird. Wir 
haben in unseren letzten Untersuchun­
gen festgestellt, daß alleine vom Februar 
1991 bis zum Juli 1992, also innerhalb 
von 18 Monaten, im industriellen Be­
reich Thüringens mittlerweile 280.000 
Arbeitsplätze abgebaut wurden. D.h. wir 
haben eine Vernichtung von industriel­
len Arbeitsplätzen von über 65% in Thü­
ringen. Unser Problem ist, daß die Poli­
tiker im Land herumreisen, regelmäßig 
Gewerbeparks eröffnen und die Parole 
herausgeben, in 2 bis 3 Jahren wird alles 
besser sein. Die gesellschaftliche Reali­
tät, die reale ökonomische und soziale 
Entwicklung, spricht aber mittlerweile 
eine ganz andere Sprache und unser Ziel 
muß es sein, nicht die Situation schlecht 
zu reden, sondern eine ungeschminkte 
Bestandsaufnahme zu machen, um öen 
Menschen wirklich reinen Wein ein­
schänken und dann auch eine Perspek­
tive geben zu können. Ich behaupte: 
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Wenn es nicht gelingt. gemeinsam mit 
Politikern und der Wirtschaft den Men­
schen eine Zukunftsperspektive zu ge­
ben, wird Rostock nur ein laues Lüft­
chen gewesen sein gegenüber dem 
Sturm, der dann noch konunen könnte. 
spw: Also ist es die Strategie des DGB, 
eine "konzertierte Aktion" mit den von 
Dir genannten Beteiligten zu starten, um 
die Interessen der abhängig Beschäftig­
ten durchzusetzen sowie dem riesigen 
Verlust von Arbeitsplätzen etwas 
entgegensetzen und auch neue Perspek­
tiven eröffnen zu können . , 

" ... man kommt nicht 
weiter mit dem klassischen 
Instrumentarium ... " 

Spieth: Es muß hier gelingen, wirklich 
alle gesellschaftlichen Kräfte und Ak­
teure an den Tisch zu holen, um ausge­
hend von einer gründlichen und ehrli­
chen Bilanz zu sagen, wie die Situation 
ist, wie müßte sie sein und was können 
wir gemeinsam tun, um das zu errei­
chen. Das müßte nach meiner Auf­
fassung sowohl in Thüringen als auch 
auf der Bundesebene geschehen. Ich 
sage auch, es muß nach meiner Auffas­
sung gelingen, ganz unorthodoxe An­
sätze zu entwickeln. Ich glaube, mit dem 
klassischen Instrumentarium, mit dem 
bisher gearbeitet wurde, konunt man 
nicht mehr weiter, auch nicht mit den 
Mitteln des AFG . 
spw: Was sind die Vorstellungen und 
Forderungen des DGB für die neuen 
Bundesländer? 
Spieth: Wir haben strukturpolitische 
Forderungen aufgestellt. Es geht nicht 
mehr darum, nur strukturbedeutsame 
oder regional bedeutsame Unternehmen 
zu erhalten. Es muß darüber hinaus ein 
Programm gemacht werden, und zwar 
mit Treuhand, Bund, Land und allen an­
deren Akteuren, mit einem aktiven Sa­
nierungskonzept. Das den Unternehmen, 
die jetzt noch in Treuhandobhut sind, 
eine Chance gibt, marktfähige Produkte 
zu entwickeln und herzustellen . Und um 
Managementqualifikation zu vermitteln, 
denn die fehlen derzeit.. Wir haben dar­
über hinaus gefordert, daß eine Ver­
marktungsagentur für Thüringer Pro­
dukte - auch im Agrarbereich und im 
Lebensmittelsektor - aufgebaut wird. 
Ferner muß alles, was die Bundesregie­
rung vorhat- Lebensarbeitszeit auf 70 
Jahre, Arbeitszeit die gesamte Woche 
etc. - sofort gestoppt werden. Denn was 

nutzt dies den Arbeitslosen? Das schafft 
keinen zusätzlichen Arbeitsplatz. Au­
ßerdem müssen wir endlich Programme 
bekonunen, die Arbeit statt Arbeitslo­
sigkeit bezahlen. Die gesellschaftlichen 
Kosten der Liquidierung von Betrieben 
sind wesentlich größer. Es ist hochgradi­
ger Unsinn, das ganze Geld, das infolge 
Liquidierung von Betrieben aufzuwen­
den ist, nur in passive Arbeitsmarktpoli­
tik zu stecken. Es wäre viel sinnvoller, 
aktive Arbeitsmarktpolitik zu machen. 
Und es muß ein Programm Arbeit statt 
Sozialhilfe geben. Sehr viele Menschen 
fallen ja schon jetzt aus dem Leistungs­
bezug der Arbeitslosenversicherung her­
aus. Somit müssen das die So­
zialleistungsträger bezahlen, mit der 
Konsequenz, daß den Konununen der 
Hals zugeschnürt wird. 

" ... nur noch Spuren­
elemente einer Industrie 

" 
spw: Ist die wirtschaftliche Lage in Thü­
ringen von der in den anderen neuen 
Ländern verschieden? 
Spieth: Was uns hier in Thüringen insbe­
sondere ärgert ist, daß in den anderen 
konservativ regierten neuen Bundeslän­
dern wesentlich modernere Ansätze hin­
sichtlich einer regionalen Wirtschafts­
und Strukturpolitik bestehen. Hier im 
Lande ist die Politik einfach nicht in der 
Lage, alle Akteure zusanunenzuholen. 
Selbst die Arbeitgeberverbände Thürin­
gens haben im Landtagsausschuß Wirt­
schaft und Verkehr klipp und klar ge­
sagt, daß es dafür endlich an der Zeit ist. 
Denn wenn die industrielle Entwicklung 
in Thüringen so weiter geht, daß viele 
Treuhandbetriebe die Beschäftigungszu­
sagen nicht einhalten, darm haben wir 
möglicherweise am Jahresende nur noch 
100.000 Arbeitsplätze, die sich auf Ei­
senach und Jena konzentrieren. Aber das 
werden nur noch Spurenelemente einer 
Industrie in Thüringen sein, und das 
wird dazu führen, daß die !HK das "!" 
streichen muß, weil eine Industrie ein­
fach nicht mehr vorhanden ist. 
spw: Also zeichnen sich Bündnisparnter 
für diese Strategie ab, wie z.B. die !HK 
und hiesige Betriebe. Nicht aber - und 
das ist jetzt meine Frage - bei der west­
deutschen Industrie? 
Spieth: Das ist richtig, oder sagen wir, es 
ist bedingt richtig. Der !HK-Vertreter 
hat mir letztens bei einem Gespräch ge­
sagt: "Wissen Sie, Herr Spieth, wir ha-

ben im Grunde genommen die gleichen , . 
Probleme als !HK, wie Sie als DGB­
Venreter." Die Probleme des deutschen 
Ostens werden nur begrenzt so wahrge­
nommen, wie wir sie hier in ihrer ge­
samten Dramatik sehen. Das gleiche 
Phänomen haben wir bei den Gewerk­
schaften. Es wird in den Gewerkschaften 
sicher eine Menge mehr zugunsten der 
Entwicklung im Osten gemacht, aber ich 
habe den Eindruck, daß die wirkliche 
Dramatik der Entwicklung in den alten 
Ländern in den Gewerkschaften noch 
nicht richtig wahrgenommen wird. Ich 
unterstelle den Gewerkschaften schon, 
daß sie insgesamt die Probleme im deut­
schen Osten eher wahrnehmen, aller­
dings ist da noch eine ganze Menge zu 
machen. Und dies zeigen ja auch die 
Gewerkschaftstage, z.B. der der ÖTV, 
ganz deutlich, daß dies auch von der Ba­
sis so eingeschätzt wird. 
spw: Angesichts dieser Deindustrialisie­
rung in den neuen Ländern hat die politi­
sche Leitlinie Helmut Kohls von l 991 
einen besonderen Stellenwert: Es soll 
keinem schlechter gehen als vorher und 
bis 1994 sollen die Einkonunen angegli­
chen werden. Inwieweit konnte das in 
den bisher abgeschlossenen Tarifverträ­
gen der DGB-Gewerkschaften erreicht 
werden? 
Spieth: Die Gewerkschaften haben ja im 
Rahmen dieses gesamtgesellschaftli­
chen Konsenses die Löhne und Gehälter 
nicht schlagartig auf Westniveau ange­
hoben. Das hat schon erhebliche Ausein­
andersetzungen in der Mitgliedschaft 
ausgelöst. Es ist ja auch nicht unproble­
matisch, aber dies wurde so entschieden. 
Diese Übergangsregeln gehen in der Re­
gel bis 1994, d.h. ab 1995 werden 100% 
der Tarifvergütungen erreicht. Diese 
sind jedoch noch nicht vergleichbar mit 
den Realeinkommen im Westen. So ha­
ben wir z.B.. in der Metallindustrie 64% 
des westlichen Tarifniveaus erreicht, 
aber real haben die Arbeitnehmer erst 
knapp 50%. Denn Jahressonder­
zahlungen, Urlaubstage, Urlaubsgeld, 
Weihnachtsgeld usw. sind noch nicht 
angepaßt worden. 

~ "Die Leute werden hier V abhauen ... " 

spw: Bundeswirtschaftsminister Mölle­
marm fordert Öffnungsklauseln in den 
Tarifverträgen, weil das bereits erreichte 
Lohrmiveau den Betrieben die Möglich­
keit zum Aufschwung nimmt ... 
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Spieth: Ja, es gibt jetzt die Versuche, 
Öffnungsklauseln durchzusetzen und zu 
versuchen, bestehende Tarifverträge au­
ßer Kraft zu setzen. Aus den Erfahrun­
gen der alten Bundesrepublik kann man 
sagen, daß die Arbeitgeber sich immer 
vehement gewehrt haben, wenn auf­
grund veränderter wirtschaftlicher Rah­
mendaten die Arbeitnehmer einen Zu­
schlag/Inflationsausgleich gefordert ha­
ben. Dann wurde gesagt: Wir haben ei­
nen Vertrag für eine bestimmte Laufzeit 
geschlossen und der gilt. Und wenn Ihr 
als Vertragspartner ernst genommen 
werden wollt, darm müßt Ihr auch dieses 
durchhalten. Das haben wir durchhalten 
müssen in Phasen, wo wir wesentlich 
höhere Abschlüsse hätten durchsetzen 
können, wenn aktuell verhandelt worden 
wäre. Und dies müssen die Arbeitgeber 
jetzt umgekehrt gegen sich gelten las­
sen. Jetzt eine Tariföffnungsklausel mit 
Zurücknahme abgeschlossener Tarifver­
träge zu machen, das karm nicht gehen. 
Das ist auch volkswirtschaftlich kontra­
produktiv, weil das Zurücknehmen von 
Reallohnverträgen ja auch das Zu­
rücknehmen von realer Nachfrage 
bedeutet. 
spw: Wie würden die Menschen 
hier reagieren? 
Spieth: Die Leute werden hier ab­
hauen, wenn sie hier nicht die Löhne 
erzielen können, die sie brauchen, 
um Leben zu können. Wir haben hier 
die Situation, daß alles durchschnitt­
lich teurer ist als im Westen. Die 
Mieten steigen mittlerweile auf ein 
Niveau, das nicht mehr vertretbar ist. 
In Erfurt wird mittlerweile auf dem frei­
en Wohnungsmarkt 15,- bis 17, DM/ 
Quadratmeter Kaltmiete verlangt. Die 
Kollegen aus Eisenach berichten, daß 
sie kaum Leute für Opel aus der Region 
bekommen, weil diejenigen Kollegen, 
die dort bei der Wartburgproduktion 
beschäftigt waren, alle im Westen arbei­
ten. Die sagen: Wir kommen zu Opel, 
wenn das Lohnniveau des Westens er­
reicht ist, ansonsten fahren wir lieber 
100 oder 200 km, weil wir im Westen 
erheblich mehr Geld als qualifizierte 
Facharbeiter verdienen. Auf einer Be­
triebsversammlung in der Umform­
technik Erfurt GmbH hat der Vertreter 
des CDU-Stadtverbandes Erfurt gesagt, 
daß die Arbeitnehmer Zurückhaltung 
mit ihren Löhnen üben müßten. Da ist 
ein gellendes Pfeifkonzert von den über 
tausend Leuten entstanden. Der Marm ist 
nicht mehr zu Wort gekommen, weil die 
Menschen mit Recht sagen: Wie wollen 

wir denn hier eigentlich existieren? Wir 
bezahlen alles mit West-Preisen, aber 
sollen mit der Hälfte des Einkommens 
auskommen. Zumal die Lohnkostenar­
gumentation der Arbeitgeber ja auf sehr 
wackligen Füßen steht. Denn die Lohn­
kosten sind immer nur ein Anteil der 
Gesamtkosten am Produkt. Der Lohn, 
der erhöht wird, wirkt sich doch auch 
nur anteilig auf die Gesamtkosten für ein 
Produkt aus. Auf der anderen Seite be­
gründen die U ntemehmer ihre Preiser­
höhungen immer mit Tariferhöhungen 
und dies über den gesamten Betrag, nie 
über den Lohnkostenanteil. 

~ " ... Arbeitszeit neu vertei-V len .. . " 

spw: Ist die Forderung nach Arbeitszeit­
verkürzung bei den Gewerkschaften 
eigentlich noch ein Thema? 
Spieth: Nach meiner Auffassung müssen 
wir in den Gewerkschaften diese Frage 
erneut prinzipiell diskutieren. Wir ha-

Foto: Thomas Rausch 

ben l97Sn9 die Arbeitszeitverkürzung 
gefordert, weil wir gesagt haben, daß 
das, was wir an Produktion haben, nicht 
ausreicht, um die Menschen zu beschäf­
tigen. Also müssen wir darüber nach­
denken, wie wir bei der Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit auf 35 Stunden 
einen Beschäftigungseffekt erreichen. 
Dieser ursprüngliche Gedankenansatz 
war ja auch ein Solidarbeitrag der da­
mals Arbeitenden gegenüber ihren ar­
beitslosen Kollegen und hat auch dazu 
geführt, daß viele Kollegen auf Real­
lohnzuwachs verzichtet haben, um 
Arbeitszeitverkürzungen zu finanzie­
ren. Nunmehr müssen wir diese Diskus­
sion fortsetzen, denn wir werden mit 
dem, was an zusätzlicher Produktion 
theoretisch in den neuen Bundeslän­
dern möglich ist, nicht auf eine vermehr­
te Nachfrage in der Welt stoßen. Des­
halb müssen wir uns Gedanken machen, 

wie wir die Arbeitszeit neu verteilen. 
Aber das ist im Moment kein Thema in 
den Gewerkschaften, weil die Effekte 
der Arbeitszeitverkürzung in der letz­
ten Runde, gerade im Bereich des Öf­
fentlichen Dienstes, nicht so gewesen 
sind, wie man sich das mal versprochen 
hat. 
spw: Wenn also Öffnungsklauseln nicht 
geeignet sind, die Wirtschaft hier voran­
zubringen, stellt sich die Frage, was und 
wo die eigentlichen Bremsklötze für 
den nicht stattfindenden Aufschwung 
O~t sind? 
Spieth: Ich habe am l. Mai 1990 in Apol­
da auf dem Marktplatz eine Mairede ge­
halten und gesagt, daß es einen unge­
heuren Crash-Kurs geben wird, wenn 
es nicht gelingt, den politisch-verant­
wortlichen Leuten klar zu machen, daß 
ein solch gigantischer Umwälzungspro­
zeß nicht dem Markt und dem "freien 
Spiel der Kräfte" überlassen werden 
darf, sondern daß hier das Primat der Po­
litik wirksam werden muß. Kohl hat zwar 
behauptet, er sehe Licht im Tunnel, 

aber ich muß sagen, ich sehe als 
Licht im Tunnel hunderttausende 
von Menschen, die mit Kerzen, -ähn­
lich wie bei den Montag~~ 
strationen, antreten werden, um ·d(\h 

Politikern in Bonn heimzuleuChte'Il. 
Das Licht sehe ich in der Tat kom­
men, doch ob das darm nur noch 
Kerzen sein werden, ist die Preisfra­
ge. Ich befürchte, daß eine sehr ge­
fährliche politische Entwicklung auf 
uns zukommt. 
Der DGB hat mit seinem industrie­

politischen Sofortprogranun den Vor­
schlag der IG Metall noch ergänzt und 
konkretisiert. Das sind Ansätze, die in 
sich schlüssig und in Vernetzung mit an­
deren Vorstellungen geeignet sind, et­
was nach vom zu bewegen. Ich habe 
die Befürchtung, daß durch behanli­
ches Aussitzen, wie es sich in Bonn 
durchgesetzt hat, möglicherweise irre­
parable Schäden entstanden sind, die 
gar nicht mehr zu korrigieren sind. Ich 
hoffe dennoch, daß auf der Grundlage 
unserer Vorschläge zu retten ist, was 
gerettet werden kann. 
spw: Wir danken für dieses Gespräch. 

Das Gespräch für spw führte 
Stefan Heimlich 
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Zwischen Sein und Schein: 

II 

Zum Hannoveraner Kongreß: "Zur Aktualität des Ästhetischen" 

von / ngo Ar end* 
Ist die Ästhetik neue Leitwährung unse­
rer Gesellschaft? Ist die uns umgebende 
Wirklichkeit nichts weiter als ein kultu­
reller Artefakt? Die Verwandlung von 
Fußgängerzonen, Bahnhöfen und Muse­
en zu "Erlebniswelten", ästhetisch inspi­
rierte Computersimulation in der Indu­
strie, der Boom der Schönheitschirurgie, 
das postmoderne Selbstverwirklichungs­
ideal des "homo aestheticus" - allüberall 
sah Wolfgang Welsch, Philoso­
phieprofessor aus Bamberg und Initiator 
des Kongreßes "Die Aktualität des Äs­
thetischen", vergangene Woche in Han­
nover das ästhetische Gras wachsen. Nur 
noch Schein statt Sein? 
Schlüsselbegriffe dieser ästhetisch auf­
gemotzten Postmoderne sind das Indivi­
duum und seine neuentdeckte Lust am 
Unterschied. Doch das euphorische Po­
stulat "radikaler Pluralität und Diffe­
renz" (so Wolfgang Welsch in seinem 
bekanntesten Buch: "Unsere postmoder­
ne Modeme", Weinheim 1991) birgt 
Probleme, wie das Beispiel der ähnlich 
argumentierenden "Neuen Rechten" 
zeigt. Mit ihrem "Recht auf Ver­
schiedenheit" haben sie eine modische 
Formel für das verpönte "Ausländer 
Raus" gefunden, von der damit zugleich 
semantisch durchgesetzten Legiti­
mierung sozialer Unterschiede ganz zu 
schweigen. Solcher Sprachmuster bedie­
nen sich viele ausländerfeindliche Grup­
pen und Aktionen in einer eigenen, ge­
walttätigen ästhetischen Praxis. 
Der Hannoveraner Kongreß blendete 
über viel wissenschaftstheoretischer 
Grundsatzerörterung diese und andere 
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Ingo Arend. Jounalist und Polttologe, Redak­
teur der spw, Bonn 

aktuell ganz handfest wirksame Ästheti­
ken aus. Die Teilnehmer mußten eine 
Kaskade von wissenschaftlichen Refera­
ten (anders als bei Parteitagen allerdings 
auf einzigattigem Niveau) über sich er­
gehen lassen, ohne kaum einmal alle 
angesprochenen Fragen des Kon­
greßthemas richtig ausdikutieren zu 
können. Die Behauptung von der Allge­
genwart des Ästhetischen in Form eines 
immateriellen, denkerischen Prozesses 
verfing sich freilich manchesmal um­
ständlich in philosophischen Begriffs­
schlingen. Wolfgang Welsch verstieg 
sich gar zu der These, daß die philoso­
phische Kategorie Wahrheit nichts wei­
ter sei als ein ästhetisches Konstrukt, ein 
Phänomen aufeinanderbezogener, kul­
tureller Bewertungsabfolgen. Bazon 
Brock rief ihm den Zwang der natürli­
chen Bedingungen von Wahrheit und 
damit die Kategorie eines materialen, 
unabhängig vom Bewußtsein existie­
renden Seins hübsch in Erinnerung: Die 
Frage, welchen von zwei identisch aus­
sehenden Pilzen man bei einem Wald­
spaziergang zu verzehren gedenke, den 
giftigen oder den ungiftigen, sei keine 
Frage bloß philosophischer Bewertung. 
Aber zurück zum ''Terror des Ästheti­
schen" im Westen, wie ihn der Chefre­
dakteur der westlichen Kulturbibel, der 
Bielefelder Literaturwissenschaftler 
Karl-Heinz Bohrer, etwas überzogen 
geißelte. Der ist mit seinen ästhetisch 
verfeinerten Lebenstilen eben nur die 
eine Seite der unvollkommenen und · 
überdies zweigeteilten, soeben gewalttä­
tig explodierenden Modernität. Statt 
weltweiter Pluralität und Differenz 
kehrt, wie es das enfant terrible der Sze­
ne, der Wuppertaler Ästhetik-Professor 
Bazon Brock streng wissenschaftlich 

formulierte, die "fundamentalistische 
Erzwingung der Identität von Sachver­
halt und Zeichen durch die Gottsucher­
banden" zurück. Doch diese blutig auf 
die europäische Landkarte zurückges­
puckte Renaissance einer Ästhetik des 
Terrors: untergegangen gelllaubter 
Kriegs- und Feindbilder, die Asthetik 
balkanischer Milizionäre und Jugend­
gangs in Ostdeutschland, die aggres­
siver Regionalismen, ethnischer Exclu­
sivität und sozialer Spaltung war dem 
Ästhetik-Kongress keine einzige Ar­
beitsgruppe wert. Dabei liegen die Pro­
bleme hier auf der Hand. 
Der emphatische Herold des "Neuen 
Design" der 80er Jahre, der Franzose 
Francois Burkhardt, ehemals Centre 
Pompidou, jetzt Professor für Design­
theorie an der Kunsthochschule Saar­
brücken, bejubelte ein Beispiel aus der 
Haut unserer modernen Kultur, dem 
Design. Gerade das jedoch zeigte 
gleichzeitig, wie die postmoderne, 
sich auf Differenz beziehende Kunst, 
für ganz andere Zwecke in Dienst ge­
nommen werden kann, wenn sie sich 
auf die Identitätsspiegelung beschränkt: 
Der Architekt hnre Makovecz gab in 
Bak, einer kleinen ungarischen Grenz­
stadt zu Österreich, dem Dach einer 
neuen Mehrzweckhalle die Form der 
Schwingen eines Adlers. Dieser Adler 
zierte ein an gleicher Stelle von der 
russischen Besatzung zerstörtes Denk­
mal der Gefallenen des 1. Weltkriegs. 
So ermöglichte Makovecz den 
Menschen in der Region einerseits eine 
symbolische Identifikation. Doch mit 
der vorbildlichen Erfüllung des Credo 
von "Nouveau Design" und Architektur, 
die die klassische Formel "form follows 
function" zugunsten des Spiegels regio-
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naler und individueller Identität aufge­
geben hat, bietet er auch dem aggres­
siven Regionalismus einen ästhetischen 
Resonanzboden. 

Ästhetik als soziale Praxis 

Man mag sich darüber streiten, ob Äs­
thetik sozialer Wandlung nachfolgt oder 
ob sie selbst sozialen Wandel anstoßen 
kann. Jedensfalls an diesem Punkt müß­
ten ästhetische Gegenstrategien oder die 
auf dem Hannoveraner Kongreß erhobe­
ne Forderung einer "Ästhetik als sozia­
ler Praxis" ansetzen. Wäre nicht eine 
Ästhetik aktuell, die sich an neuer Soli­
darität und globalen Problemen orien­
tiert? Und eine Ästhetik der Solidarität 
und sozialer Mindeststandards der Zi­
vilisation, die sich gegen einen in sein 
Gegenteil massenhafter Konformität 
verkehrten Individualismus richtet, 
könnte sich beispielsweise in dem bis­
lang sträflich vernachlässigten Design 
sozialer Dienstleistungen nieder­
schlagen. Aktuell wäre demnach ein 
neues Bauhaus statt noch mehr Alessi. 
Gegen Regionalismus und Nationalis­
mus müßten universalistische Werte 
verteidigt werden, müßte ein neuer 
Humanismus stehen, wie ilm der italie­
nische Stardesigner Andrea Branzi for­
derte. Damit vollzog er eine gewisse in­
haltliche Wende im Selbstverständnis 
des wesentlich von ihm mitbegründeten 
"Neuen Design". Sicher gibt es keine 
ästhetischen Allheilmittel, notwendig 
wären aber auch neue, ästhetisch vermit­
telte Wahrnehmungstechniken zur To­
leranz. 

Lernverhältnis Ästhetik und 
Demokratie 

Die Eingangsfrage des Kongresses, ob 
alle ästhetischen Überformungen und 
Unterwanderungen unserer Lebenswelt 
pure Imagination oder greifbare Wirk­
lichkeit sind, mögen die Wissenschafts­
theoretiker auf ihrem nächsten Kongreß 
entscheiden. Möglicherweise zeigen die 
vielen unterschiedlichen, in Hannover 
zusammengetragenen Phänomene mehr 
die Narkotisierungssucht einer von ihren 
ruinierten idealen melancholisch ge­
troffenen Zeit, wie es der französische 
Philosoph L yotard sah. Lie.11t die eigent­
liche "Aktualität des Asthetischen" 
nicht eher .in seiner etablierter Wirk­
lichkeit entgegengesetzten Kraft? 

Künstlerische, ästhetische Praxis er­
schafft, wie es der Hamburger Uni-Phi­
losoph Mattin Seel formulierte, in einer 
der Politik fast gänzlich unbekannt ge­
wordenen "sinnlichen Erkenntnis" die 
"symbolische Gegenwart möglicher 
Welten". Die in letzter Zeit angesichts 
der über die Maßen unappetitlichen 
Bonner Vorgänge besonders oft gefor­
derte "Ästhetisierung der Politik" wird 
häufig diffus als deren "Verschönerung" 
mißverstanden. Möglicherweise ist dar­
aus die große Zustimmung in der 
Bevölkerung zu einem eventuellen 
Kanzler Engholm zu erklären. Vom 
Wortsinn her geht es aber darum, die 
Wahrnehmungs- und Unterscheidungs­
fähigkeit der Politik zu stärken. 
Diese konstruktive Fähigkeit von Kunst 
und Kultur, selbst wenn sie sich in Form 
von Literatur, Malerei usw. oftmals nur 
imaginär vollzieht, sollte Anlaß sein für 
ein neues Lernverhältnis zwischen Äs­
thetik und Demokratie. Einer ratlos ge­
wordenen Demokratie, der die Kompe­
tenz abhanden gekommen scheint, eine 
über nationale Grenzen hinausgehende 
Zukunft nichtimaginärer Gerechtigkeit 
zu formen. Andernfalls wäre die letzte 
ernstzunehmende ÜpJX)sition gegen eine 
an ihre Grenzen gekommene Zivilisati­
on nur noch im Museum zu bewundern. 
Zwar kommt die politische als Sphäre 
des Handelns .ohne das überschießenden 
Sinn transportierende Mittel der Symbo­
lik nicht aus. Vielleicht wäre mit einem 
solchen Lernverhältnis der Politik aber 
die Neigung zu jener fatalen Form von 
"symbolischer Politik" auszutreiben, 
die, wie bei der Diskussion über die 
Asyl-Grundrechtsänderung überdeutlich 
sichtbar, diesem Dilemma aus epochaler 
Ratlosigkeit und künstlich erzeugtem 
Basisdruck in Form der "Substitution 
realer Praxis durch Deutungsangebote" 
(Rüdiger Bubner) sich zu entwinden 
sucht und damit meist nur ein ebenso un­
wirksames wie inhumanes Gegenteil er­
reicht. 

Konkurrenz der Sinnlichkeiten 

Die massenhafte Verbreiterung ästheti­
scher Fähigkeiten, also von Wahrneh­
mungs- und Unterscheidungsvermögen, 
müßte aber auch eine Forderung demo­
kratischer Politik sein. In einer Gesell­
schaft, deren innere Struktur zunehmend 
von einer "Konkurrenz der Sinnlich­
keiten" bestimmt ist, muß die Fähigkeit 
zur Erlangung ästhetischer Praktiken 

oder dem, was der französische Soziolo­
ge Pierre Bourdieu "kulturelles Kapital" 
nennt, breiter gestreut sein. Gegen unse­
re Amüsierdiktatur mit ihrem Diktat 
emotionaler Zerstreuung durch die 
"Rechteckästhetik" des Fernsehens 
(Harry Pross) müßten mehr unkon­
ditionierte "Brachflächen" gestellt wer­
den, die der Massenkultur kulturelle 
Selbstbetätigung erlauben. In einer Epo­
che, die den Fall des Sozialismus zu ei­
ner "strukturellen Zensur" (Oskar Negt) 
nutzt, indem sie bestimmte Bilder und 
Vorstellungen für historisch überholt er­
klärt, müßte neben der inzwischen schon 
stärker in die Politik diffundierten 
"Zeitsouveränität" eine "Bildersouverä­
nität" von unten ermöglicht werden. 

Schwierige Dialektik von Diffe-
renz und Gleichheit 

Der vom hoheitlichen Erzwinger zum 
Moderator gewandelte "persuasive 
Staat", den Claus Leggewie einerseits zu 
Recht forderte, müßte allerdings gleiche 
Zugangsbedingungen zu dieser wahn­
witzig vermachteten Kommunikationsö, 
konomie schaffen. Womit die Frage ailff: 
taucht, ob die wie durch Geisterliäni:i 
postmodern ausdifferenzierte Gesell, 
schaft etwa auch jedes Machtgefälle 
hinwegdifferenziert hat. Erst da hätte 
sich die "Staats-Kunst", die der Gie­
ßener Politologe Claus Leggewie forder­
te, mit ihrer "klugen Dialektik von Dif­
ferenz und Gleichheit" nicht nur semi­
narsemantisch zu erweisen. Da wäre der 
Staat dann doch eher parteiischer Pio­
nier als Moderator. Doch zur vertieften 
Erörterung der Fragen dieser längst 
überfälligen Wechsel- und Aus­
tauschverhältnisses kam es in Hannover 
nicht. Die unter sich gebliebenen 
Wissenschaftler brachten sich zwar 
manchen Erkenntnisfortschritt bei, 
Kongreßeitelkeiten inclusive. Künstler, 
Politiker und sonstige gesellschaftliche 
Gruppen waren auf dem inhaltlich je­
doch außerordentlich spannenden Han­
noveraner Kongress leider nicht zu se­
hen. Demnächst wird vermutlich ein 
dicker Wälzer mit den Kongreßreferaten 
in allen Universitätsbibliotheken versin­
ken. 

Informationen zu dem Kongreß -o;e Aktualität 
des AsthetischenM. der vom 2.-5 September 1992 
im Congress-Centrum Hannover stattgefunden 
hat. bei der -stfftung NiedersachsenM. Ferdi­
nandstr.4, JOC()Hannover I, Ruf:0511 / 315081 
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Wenn 
Klausi 

kommt 
Von Oliver Brosch-Guesnet 

Seit vielen Jahren hängt bei uns zu Hau­
se auf dem Gästeklo ein Aufkleber, von 
dem die Kundschaft die männliche Hälf­
te der unsäglichen "Liebe ist. .. "-Car­
toons angrinst, um ungerührt fortzufah­
ren:" ... der Jugend von heute immer wie­
der ordentlich eins in die Fresse zu hau­
en", und dazu einen handlichen Knüppel 
schwingt. Die Jugend von heutp hat an­
scheinend irgendwann kapiert und sich 
mit Baseballschlägern bewaffnet: 
"Komm, wir gehen Post-Achtundsechzi­
ger aufklatschen." 
Wer in den Siebzigern noch freudig 
"Teenage Rarnpage" mitgrölte, tut gut 
daran, solche Machwerke heute im Gift­
schrank zu verstecken. Bitte, keine Kin­
der an die Macht, weder die von 
den schlagenden noch die von 
den quasselnden Verbindungen. 
Zu letzteren gehört der 14jährige 
Dennis aus Duisburg. O-Ton im 
STERN:"Ich hab' Angst vor 
Mördern und vor Katastrophen, 
Umwelt und so." Und deshalb 
hab' ich Angst vor Dennis und so. 
Vor durchgestyltem, nett frisier­
tem Betroffenheitsgeplapper. Vor 
pubertierenden Horden, denen 
die Zungen aus dem Hals und den 
Reeboks hängen. Vor HipHop­
Kids, die irgendwann bestimmt 
auch meine Lederjacke rauben 
werden. Wolfgang Niedeckens Alp­
traum (in einem uralten BAP-Song) be­
stand darin, in Köln-Chorweiler an ein 
Interlübke-Anheirnel-Set angeschnallt 
zu werden und 24 Stunden lang den 
"Blauen Bock" ansehen zu müssen. Die 
zeitgemäße Fassung dieses Horrors ist 
zweifellos ein Fensterplatz in Lichten­
hagen, und im Radio kommen immer 
nur Interviews mit Franzi von Almsick: 
"Ich bin wohl zu Hause berühmt und 
so." 
Wem davon eine Fiction-Ausgabe zum 
Gruseln schon reicht, der braucht sich 
nur die "Lindenstraße" anzusehen. Der 
Prototyp des furchtbaren Teenies ist ein­
deutig Klausi Beimer (genannt: "mein 
Hase"). Klausi zerkratzt fremde Autos. 
Klausi ist Kappen träger. Klausi versetzt 
heimlich das Schlagzeug seines Bruders. 
Klausi stiehlt. Klausi lügt. Klausi hat 
den autistischen Walkman auf, während 
sein Stiefbrüderchen aus der Terpentin­
flasche trinkt. Klausi hat schon im vor-

pubertären Alter mit Onkels Nazigewehr 
herumgeballert, was einen Nachbarn das 
Augenlicht kostete, angeblich ein Un­
fall. 
Klausi muß ins Heim, denkt insgeheim 
die sozialdemokratische Fernsehge­
meinde. Sie will noch mehr Berichte 
darüber lesen, wie von ihren Gangs se­
parierte Ex-Skins dank erlebnispädago­
gischer Einzeltherapie mit dem Moun­
tainbike über Alpenpässe gescheucht 
werden, um sich selbst zu erfahren. Oder 
wie halbwüchsige Drogenkarrieristen 
durch monatelange Segeltörns das Meu­
tern verlernen und verstehen, daß sie er­
wachsen werden müssen. Heilung ist 
möglich. Das findet die Gemeinde ir­
gendwie beruhigend. 
Aber gutgläubig ist es doch. Denn was 
tun mit der großen Masse, mit dem gan­
zen Ausmaß des Desasters: den Teens 
der 90er? Ich frage Euch, liebe 

Mit(t)zwanziger und -dreißiger: Wollt 
1hr wirklich die schönen Jugendhäuser, 
das viele gute Geld, das bißchen politi­
schen Einfluß und vor allem die Me­
dienomnipräsenz altersweise und im Na­
men des Heitmeyer diesen Kretins über­
lassen? Wollt Ihr die Jammerlappen 
bleiben, die 1hr schon seit zehn Jahren 
seid? Wollt 1hr wirklich alles verstehen 
und alles verzeihen? Wollt 1hr weiter die 
guten Onkels und netten Tanten spielen, 
wenn eure Nichten und Neffen Tränen 
vergießen, weil in Rostock versehentlich 
auch eine "deutsche Arztpraxis", eine 
"deutsche Fahrschule" und der "deut­
sche Trabi eines Deutschen" abgefackelt 
wurden? 
Eine erwas vulgäre, gleichwohl ein­
leuchtende These besagt, daß jede Gene­
ration sich gegen die !deale iluer Vor­
gänger (nicht: ihrer Eltern!) auflehnt. So 
richtig will ich natürlich nicht daran 
glauben, und dann und wann überkommt 
mich auch eine gewisse Sentimentalität 

beim Nachdenken über die Zeit, als wir 
für vollbärtige Bierbauchmarxisten noch 
Schülerfuzzis waren und bestimmt ge­
nauso nervtötend. Aber es muß doch 
auch mal raus, daß wir nicht stolz waren, 
Deutsche, sondern links zu sein, daß bis 
auf eine Handvoll Popper alle Willy 
Brandt mochten und daß unsere !deale 
bestimmt mit dafür gesorgt haben, daß 
in der reifen westlichen Bundesrepublik 
nach den Notstandsgesetzen für fast 
zwanzig Jahre niemand wagen durfte, 
am Grundgesetz herumzufummeln. 
Nicht die ganz Alten, sondern die Kin­
der, die Verräter Grönemeyer so leicht­
fertig zu Herrschern auslobte, entpuppen 
sich nun als die wahren Ewiggestrigen. 
Sie sind, sozialisationsmäßig betrachtet, 
die natürlichen Produkte des ersten deut­
schen Herbstes: Helmut-Schmidt-Cuck­
oos. Nicht von ungefähr darf der im 
zweiten deutschen Herbst zu allem ge-

fragt oder ungefragt wieder seinen 
Senf dazutun: als Vorbild mit Se­
kundärtugenden. Und genauso, 
wie nur durch viele bunte Kinder­
bilder das Verschwinden von 
Käpt'n Iglo gestoppt werden wird, 
genauso sorgen die nachwachsen­
den und nicht die aussterbenden 
Kohorten dafür, daß der ganze 
Scheiß von vorgestern wieder auf 
uns kommt. Deshalb aufgewacht! 
Wo Jugend zur Plage wird, wird 
Widerstand zur Pflicht! (Keine 
Sorge: zu den Jusos kommt jetzt 
schon niemand mehr. Von wegen 
potentiell und tendenziell und 

prinzipiell!) 
1hr könnt mir nicht folgen? 1hr wollt lie­
ber nochmal drüber reden? Gut, liebe 
Leserinnen. Aber wenn 1hr einem 15jäh­
rigen begegnet, der im Plauderton be­
merkt: "Heute gibt's nur noch wenige 
gute Politiker. Früher war das besser: 
Hitler, Mussolini, Stalin, Goebbels, 
Himmler, Ceaucescu, Mao. Heute 
macht keiner mehr Geschichte"; dann 
wißt 1hr hoffentlich, daß es auf die Tour 
nicht mehr voran geht, und daß ich Euch 
gewarnt habe. Wenn Klausi kommt, 
muß man nicht den Knüppel auspacken. 
Ich rede auch nicht davon, Faschos zu 
jagen. Ich spreche von einer pädagogi­
schen Aufgabe, von "jungen Men­
schen'', die wir leider viel zu normal fin­
den. Und wenn wir schon den Hintern 
zum großen kollektiven Rollback nicht 
hochkriegen, dann, glaubt mir, kann 
auch schon ein herzliches: "Hau ab, Ar­
schloch!" für die Selbstachtung wahre 
Wunder wirken. 
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rungsmacht mit der Aufgabe der den letzten tödlichen Tritt getan hatte. 
Domestizierung Rußlands und entspre- Drei französische Juden, die in Rostock 
chend im Inneren eine beispielhafte poli- beim Versuch, eine Gedenkplatte am 
tische Kultur mit einem entscheidungslä- Rathaus anzubringen, sich mit der hart 
higen Bürgerblock starker Persönlichkei- vorgehenden Polizei geprügelt haben, 
ten gegen "linke und grüne Populisten" - sind noch in Halt. 
so hatten sich gewiß die Wählerinnen 
und Wähler der Alternativpartei immer p 
die grüne Utopie für unser Land vor- . . . . . . . 
gestellt. Aber solange wir noch einen . Bleiben wir bei Just1t1as We1she1t: 
Finger rühren können, wollen wir dazu In emer deutsc_hen Stadt.hatten .1.m Okto-
beitragen, daß bei dem prognostizierten ber_ 1991 drei JuQendl1che nachtlings 
"Austausch der politischen Eliten" dieje- drei _Brandsätze m ein Asylbewer-
nigen ehemaligen Okopaxe leer ausge- berhe.1m geworfen. Nur durch Zuf~II w_ur-
hen, die zu Lobrednern einer Politik ver- de keiner der Bewohner 1n dem te1l~e1se 
kommen sind, die man vor gar nicht so abgebr~nnten Hause verletzt. Zwei der 
langer Zeit wohl auch in grünen Kreisen Jugendlichen kommen aus den besse-
noch imperialistisch nannte. ren Kreisen der Stadt. Sie wurden nach 

3 Wochen U-Haft auf freien Fuß gesetzt, 

Heinz-Gerd Heischen p_ 
. . . . . In USA, the land of the free and 

Wie schnellebig unse_re Zeit doch 1st. Die the home of the brave, gibt es bekannt-
alte SPD b'.auchte immerhin n_och 50 lieh keinen Sozialstaat, der die Eigeni-
Jahre, um die Noskes un_d Davids her- nitiative lähmt. Wie sehr diese durch den 
vorzubringen, die ihren Frieden mit dem Abbau der wenigen Sozialleistungen seit 
lmpenalismu~ mach\en. _Heutzutage ha- Reagan noch befördert worden ist, zeigt 
ben die GRUNEN Ahnliches. m nur ei- ein neuer amerikanischer Brauch, der in 
nem Zehntel d1eser„Ze1t er'.e1cht In e1- letzter Zeit in Übung gekommen ist: Man 
nem Kommentar lrTl Freitag schrieb der setzt seine pflegebedürftigen Verwand-
Alt-SDSler und g_rune Ober-.. Realo Udo ten, Eltern und Großeltern, für deren Un-
K~~pp unter der. Ube:schnft Große ~?- terhalt man nicht mehr aufkommen kann 
al1t1~,n : warum nicht? die folgenden Sat- oder will, einfach aus. Anläßlich eines 
ze. Die Bundesrepublik fmde.t sich ~n- Falles in Kalifornien, wo ein alter Mann 
gewollt-unwillig als die westl1?he Fu~- im Rollstuhl in der Wüste ausgesetzt auf-
rungsmacht neben den USA wieder. Sie gefunden wurde, ging die Meldung durch 
mu.ß nun auch im Inneren die politischen die Presse, qaß es inzwischen mehrere 
Kratte und .1nst.1tut1onen so neu. grupp1e- hundert solcher Fälle in den USA gebe. 
ren, daß sie diese Rolle ausf~llen kon- Granny-dumping nennen die Amerika-
nen .... Dieses Muster bildet sich _in Ko- ner diese Alternative zur Pflegeversiche-
al1t1onen 1n und außerhalb der Regierung rung 
heraus, die vorsichtig den deutschen un- · 

rungsauftrag in der westlichen Welt als . . 
geliebten, aber kaum abweisenden Füh-a 
deutsche Interessenpolitik formulieren. Der Vorsitzende der rechtsrad1-
Die Bundesrepublik als Nr. 1 in Europa, alen "Deutsch-Nationalen Partei" aus 
Nr. 1 beim Umweltschutz, Nr. 1 bei der Thüringen ist wegen mangelnder Flucht-
Hilfe für den Wiederaufbau Rußlands und Verdunkelungsgefahr nach drei Wo-
und damit seiner 'Domestizierung', die chen aus der Halt entlassen worden. Er 
politische Kultur der Bundesrepublik als war verhafü,t worden, nachdem er mit 
Beispiel für die solidarische, aber staat- semen Schlagertrupps vor den Kameras 
lieh klug angeleitete Entwicklung der von ":3piegel-TV" auf einem Bundes­
neuen Bundesländer in absehbaren Zeit- wehr-Ubungsplatz das Abbrennen von 
horizonten - all das eröffnet politische Asylbewerberheimen mit anschließen­
Handlungsfelder, für die es entschei- d<;m Abschlac~ten der vor d<;m Feuer 
dungslähige Konstellationen im Bundes- Fliehenden geubt hatte. Dabei hatte _er 
tag und in der Regierung braucht.... Es verkund.et, er wolle Deutschl_and so sau­
geht also um die Neuformierung der po- bern, wie das die SA zu Begmn der 30er 
pulistischen Kräftekonstellationen der Jahre getan h~be. In Rostock smd die 
neunziger Jahre: Bürgerblock der Mitte ersten Brandstifter au~ L1chtenhagen zu 
gegen rechte, linke und grüne Populi- Jugendarrest verurteilt worden: Einer 
sten. Das ist sicher mit einem Austausch bekam sogar em Jahr Gefangnis ohne 
der politischen Eliten verbunden, kann Bew~hrung. Aber der hatte nicht nur d~s 
mit einer Relativierung der heutigen Par- Ausla~derhe1m, sond:rn auch. em 
teienmacht, ihrer Apparate verbunden Poliz:1fahrzeu~ angezundet. Drei _Ge-
sein und wird Persönlichkeiten wieder walttater, die m Ostdeutschland emen 
ein viel stärkeres Gewicht bei der Wil- Ausländer zu Tode getreten haben, wer-
lensbildung einräumen als zuletzt üb- d~n zu kurzen Haftstrafen verurteilt_, weil 
lieh." Außenpolitisch die westliche Füh- nicht mehr feststellbar gewesen sei, wer 

damit sie keinen Nachteil beim Abitur 
hätten. Bei ihrer Rückkehr wurde ihnen 
an ihrem Elite-Gymnasium eine Sektpar­
ty gegeben. Der Dritte war nur Lehrling, 
stammt weder aus einer Rechtsanwalts­
noch aus einer Staatsratsfamilie und 
blieb dreieinhalb Monate in Untersu­
chungshaft. Die Anklage lautet nicht auf 
versuchten Mord oder wenigstens auf 
versuchte Körperverletzung, weil die Ju­
gendlichen bewußt ihre Brandsätze in 
ein dunkles Zimmer geworfen hätten, 
von dem sie annehmen mußten, da~,~ 
leer gewesen wäre - ein logisches A!llli­
ment, da jeder weiß, daß alle unbeleuch­
teten Zimmer um 2 Uhr nachts natürlich 
unbewohnt sind. Die Jugendlichen, bei 
denen rechtsradikale Schriften gefunden 
wurden und deren Verteidiger erklärten, 
die Jugendlichen hätten nur ein Zeichen 
gegen die Drogendealer setzen wollen, 
erhielten wegen schwerer Brandstiftung 
ein Jahr und neun Monate Jugendstrafe 
auf Bewährung. Der Staatsanwalt ver­
zichtete noch in der Verhandlung auf 
eine Berufung. Das geschah aber nun 
nicht in Sachsen oder Bayern, sondern 
im sozialdemokratisch regierten Bre­
men, wo ein sozialdemokratischer Ju­
stizsenator der Staatsanwaltschaft er­
laubte, die lächerliche Anklage und den 
Verzicht auf die Berufung vorzunehmen, 
wo ein sozialdemokratischer Schulse­
nator weder die Täter von der Schule re­
legierte, auf der sie nun die Reife bestä­
tigt bekommen werden, noch die Initiato­
ren der Sektfete zur Rechenschaft zie­
hen ließ. Ein schöneres "Nur weiter so, 
Jungs" läßt sich kaum denken. Im übri­
gen aber versprechen wir bei jedem Ge­
denktag, den Anfängen zu wehren. 
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Anlauf 
Einleitende Bemerkungen zum 
Schwerpunkt 

von Uwe Kremer* 
In der zweiten spw-Ausgabe dieses Jahr­
gangs stellten Detlev Albers, Uli Schö/er 
und Uli Wolf einen Fragenkatalog vor, 
der als "Einladung zu einem breiten Dis­
kussionsprozeß" über Grundfragen der 
sozialistischen Theorie verstanden wur­
de und damit auch auf eine wirkliche 
und umfassende Inventur des Marxis­
mus zielte. In vergangenen spw-Ausga­
ben waren derartige Problemstellungen 
schon vielfach Gegenstand von Artikeln, 
aber in eher sporadischer Weise und 
nicht im Sinne eines Diskussionsprozes­
ses, der im Rahmen der Redakti­
onsarbeit natürlich auch betreut und in 
gewisser Weise organisiert sein will. Mit 
dieser Ausgabe soll der Versuch initiiert 
werden, Diskussionslinien im Sinne des 
o.g. "Fragenkataloges" anzugehen und 
zu entwickeln - in diesem Heft als 
Schwerpunkt, in den folgenden als dau­
erhafte Rubrik. 
Die Redaktion wird dabei besonderen 
Wert auf eine "Mischung" legen, die 
Autorinnen und Autoren aus den Dis­
kussionskreisen der spw und des "Pro­
jektes Moderner Sozialismus" wie auch 
aus anderen theoretischen Arbeitszu­
sammenhängen der - wie auch immer 
sozialistischen - Linken anspricht. Zur 
Methode: Es kann und soll dabei nicht 
um ein "Abhaken" der katalogisierten 
Fragen gehen. Wie sich die Diskussions­
linien entwickeln, ist offen. Allerdings 
werden wir uns redaktionsseitig immer 
wieder darum bemühen, diese Linien als 
Verbindungen zwischen den verschiede­
nen Beiträgen deutlich zu machen und 
dabei natürlich auch auf eigene Sicht­
weisen nicht verzichten. 
In diesem Heft vertieft Uli Wolf - einer 
der drei Autoren jenes Fragenkataloges -
dessen ersten Teil "Zur Rekonstruktion 
des historischen Materialismus und der 
Philosophie des Sozialismus". Ausge­
hend von der heutigen globalen "Zeiten­
wende" baut Wolf - unter Bezugnahme 
auf eine Vielzahl von sozialistisch ge­
prägten Intellektuellen bzw. Philo­
sophen - seine zentrale Hypothese auf, 
daß der historische Materialismus als 
wissenschaftliche Methode und die ma-

Dr. Uwe Kremer, Politikwissenschaftler und 
Redakteur der spw, Dortmund 

terialistische Gesellschaftsanalyse in ih­
ren inhaltlichen Grundaussagen weiter­
hin Bestand haben (können), soweit sie 
mit einer systematischen Kritik des 
"Fortschritts" der westlichen Modeme 
einschließlich ihrer sozialistischen Vari­
anten verbunden werden. 
Aber es muß hier betont werden: Es han­
delt sich noch um eine Hypothese, die 
durch bestimmte Auslegungen der klas­
sischen Schriften und durch die Ausfor­
mungen des real existierenden Kapita­
lismus uns nahegebracht wird. Eine Ve­
rifizierung des Marxismus als eigenstän­
diger theoretischer Weltanschauung un­
terstellt meines Erachtens dreierlei: 
o erstens, daß die bisherige Geschichte 
des menschlichen "Fortschritts" als eine 
Geschichte von ökonomischen Gese/1-
schoftsformationen in Übereinstimmung 
gebracht werden kann mit der Analyse 
der gegenwärtigen globalen Krise und 
der Perspektive einer "globalen Revolu­
tion" und einer "nachhaltigen Entwick­
lung" ( wobei der Begriff der ökonomi­
schen Gesellschaftsformation wiederum 
die legendären Wechselbeziehungen 
von Produktivkräften und Produktions­
verhältnissen, von ökonomischer Basis 
und "Überbauten" u.ä. beinhaltet), 
o zweitens, daß Geschichte als eine Ge­
schichte von sozialen Kämpfen, über die 
subjektive Praxis der Individuen erst ge­
sellschaftsverändernd bzw. "geschichts­
mächtig" wird, in Übereinstimmung ge­
bracht werden kann mit den heutigen 
Tatbeständen, Tendenzen und Bedin­
gungen der Subjektentwicklung ( was die 
Frage der Klassentheorie ebenso auf­
wirft wie die generellere Frage nach der 
sozial-historischen Bedingtheit indivi­
duellen Handelns), 
o drittens, daß sich aus beiden Aspekten 
heraus - aus der Geschichte der ökono­
mischen Gesellschaftsformationen und 
aus der Geschichte der sozialen Kämpfe 
( als Bewegungsform der menschlichen 
Praxis) - ein "zielgerichteter" geschicht­
licher Zusammenhang ergibt und daraus 
wiederum eine radikale humanistische 
Utopie wissenschaftlich begründet und 
subjektiv-praktisch angeeignet werden 
kann, die jenseits der heutigen globalen 
Realität und des heutigen Verständnis­
ses von "Fortschritt" uod menschlichem 
Dasein liegt - und letztlich mit dem zu 
tun haben wird, was Marx als kommuni­
stisch apostrophierte. 
Also geht es - kurz gefaßt - um den Mar­
xismus als Formationstheorie, als "Phi­
losophie der Praxis" und als Theorie ei­
nes "radikalen Humanismus". 

1. Zur Marx' sehen Formationstheorie 
äußern sich in diesem Heft Tjaden und 
Tjaden-Steinhouer. Sie bejahen ihren 
Erkenntniswert und ihre Entwick­
lungsfähigkeit vor allem gegenüber ei­
nem engen Systembegriff (siehe jenes 
Verständnis eines kapitalistischen "Sy­
stem", das alles mögliche - z.B. den 
Staat - auf seine Kapitalfunktion redu­
ziert) - und zwar dann, wenn mit "For­
mation" die Reproduktion von Gesell­
schaft und Natur als Ganzes erfaßt wird. 
Dies als grundlegende Aufgabe voraus­
gesetzt, stellen sich formationstheore­
tisch aus meiner Sicht vor allem zwei 
weitere Fragen: Taugt die Formations­
theorie zur Erfassung der Vergan­
genheit, v .a. des „realen Sozialismus" -
und taugt sie zur Begründung einer jen­
seits der modernen bürgerlich-kapitali­
stischen Gesellschaftsformation liegen­
den Perspektive? 
Was den ersten Teil der Frage angeht, 
möchte ich auf Uli Schö/ers Buch "Des­
potischer Sozialismus oder Staatssklave­
rei" verweisen, ·das in diesem Heft von 
H J. 0/czyk besprochen wird. Anhand 
der theoretischen Verarbeitung der 
sowjetrussischen Entwicklung durch die 
Sozialdemokratie Deutschlands Wld 
Österreichs (1917 bis 1929) werden ver­
gangene - eben auch und gerade 
formationstheoretische - Diskussionen 
nachgezeichnet, die bislang in keinem 
historischen Fall so brisant waren wie in 
der "russischen Frage", traf doch dort 
die sozialistische Perspektive auf ein 
Land, in dem Elemente aller möglichen 
Gesellschaftsformationen anzutreffen 
waren. 
Was den zweiten Teil angeht, so enden 
sowohl Wolf als auch Tjaden/Tjaden­
Steinhouer mit der Aufforderung, sich 
um die Mäßigung und Umsteuerung der 
Entwicklung im Rahmen der heutigen 
Formation zu kümmern. Hier sind wir -
Hand aufs Herz - mit der allgemein ver­
breiteten Schwierigkeit konfrontiert, 
sich überhaupt etwas "grundsätzlich an­
deres" und "jenseits von heute" vorstel­
len und eine Trans-Formationstheorie 
entwickeln zu können. Der Sozialismus 
- die "sozialistische Marktwirtschaft" -
erscheint nicht mehr zu sein als eine Va­
riante innerhalb der modernen bürgerli­
chen Gesellschaftsformation mit ihrer 
Warenwirtschaft und ihrer zivilgesell­
schaftlichen Individualität - nur daß jetzt 
der Logik von Ware, Geld und Kapital 
nicht alleine sozialstaatlich, sondern vor 
allem ökologisch beigekommen werden 
soll. 
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Andererseits möchte ich doch auf einen 
früheren Aufsatz von Tjaden zur "politi­
schen Ökonomie der Stoff- und Energie­
kreisläufe" rekurrieren, weil mir scheint, 
daß hier Elemente für eine 
Produktionsweise liegen, die tatsächlich 
auf einen anderen Typus von Gesell­
schaftsformation verweisen - einen Ty­
pus, der wahrscheinlich auch zur Hypo­
these von Uli Wolf "passen" würde. 
Substantiell und völlig offen scheint mir 
hierbei die Frage zu sein, welche Konse­
quenzen eine derartige ''.politische 
Okonomie" (gleichsam eine Okonomie 
des sustainable development) mit Blick 
auf eine Schlüsselkategorie des Marxis­
mus hat - nämlich das Eigentum (vor al­
lem dasjenige an den Produktionsmit­
teln). 
2. Was nun den zweiten Aspekt der sub­
jektiven Aneignung und Veränderung 
von Realität und der "Philosophie der 
Praxis" angeht, erleben wir in diesem 
Heft zunächst die Fortsetzung von Tho­
mas Metschers "Thesen zur materialisti­
schen Ästhetik". Im ersten Teil (s. spw 
4/92) "bekannte" sich Metscher grund­
sätzlich zur Formationstheorie als Basis 
für eine Theorie menschlicher Praxis, zu 
der dann ja auch die KW1st zählt. In der 
nun fol_~enden "Geschichte materialisti­
scher Asthetik" zeigt er nun u.a. mit 
Blick auf Brecht und Eisler, Benjamin 
und Weiß, Lukacs und Gramsci wie sehr 
der historische Materialismus immer 
auch eine Theorie war, die die Subjekti­
vität und die Praxis in den Mittelpunkt 
rückte ( weswegen wohl die eben Ge­
nannten im großen und ganzen der mar­
xistischen "Linken" zuzurechnen waren) 
- und daß es neben dem "objektiven" 
ökonomischen Zusammenhang auch ei­
nen "subjektiven" kulturellen Zusam­
menhang der Geschichte gibt, wie er vor 
allem in der "Ästhetik des Widerstands" 
von Peter Weiß behauptet wird. 
Die "Ästhetik des Widerstands" macht 
aber nur dann Sinn, wenn sie auch und 
gerade als Ausdruck sozialer Kämpfe 
(ausgetragen in welchen Formen auch 
immer) begriffen wird. Und bislang ha­
ben wir doch immer ein inneres Band 
unterstellt - zwischen heutigen und ver­
gangenen Kämpfen, aber auch zwischen 
einem hiesigen Gewerkschaftsstreik und 
einem Befreiungskrieg im Süden. Dieses 
Band scheint gerissen - und Zusammen­
hänge erscheinen nun als zu- oder gar 
hinfällig. Und damit erscheint auch die 
Theorie der sozialen Kämpfe für hiesige 
Verhältnisse obsolet - war diese Theorie 
doch an eine "Arbeiterklasse" gebun-

den, die sich wiederum mehr als ein Pro­
dukt des revolutionären Weltprozesses 
(bzw. "Weltgeistes") denn als reales 
Element der modernen bürgerlichen Ge­
sellschaftsformation darstellte. 
Doch ist damit die Frage nach der Klas­
sentheorie keineswegs erledigt. Erst 
recht nicht die damit zusammenhängen­
de Frage nach den Subjekten gesell­
schaftlicher Veränderungen. Ich möchte 
an dieser Stelle auf spw-Beiträge von 
Peter von Oertzen , Thomas Rausch u.a. 
(vergl. spw 6/91 und 3/92) verweisen, 
die nun nochmals neu aufgenommen 
und weiterentwickelt werden sollten -
im Sinne einer Theorie sozialer Formie­
rungsprozesse, die sich mit den sozialen 
Grundlagen für eine grundlegende Ver­
änderung von Produktions-, Vertei­
lungs- und Herrschaftsstrukturen be­
schäftigt ( und dabei nach meinem Da­
fürhalten auch wieder auf "Klassenfra­
gen" stoßen wird). 
Allerdings: Die größten Zweifel bereitet 
mir hierbei - ehrlich gesagt - der Vor­
marsch von Nation, Rasse und Stamm. 
Was uns dieses "marxistisch" lehrt, ist 
noch wenig thematisiert worden, aber 
wohl eine Schlüsselfrage, die über eine 
reine "Rekonstruktion des historischen 
Materialismus'' hinausweist. 
3. Es geht also darum, sich von zwei Sei­
ten der "Rekonstruktion des historischen 
Materialismus'.' zu nähern. Und dabei 
wird sich dann zeigen, was die materia­
listische "Ästhetik des Widerstands" mit 
der "politischen Ökonomie der Stoff­
und Energiekreisläufe" zu tun hat. Und 
es wird sich zeigen, ob dies alles zur Be­
gründung eines "radikalen Humanis­
mus" taugt, der einerseits in der Ent­
wicklung der ökonomischen 
Gesellschaftsformation angelegt, ande­
rerseits in der sozialen Praxis der 
Menschen verborgen sein und in einer 
neuen Periode sozialer Kämpfe zum 
Tragen kommen müßte. Dabei ist der re­
volutionäre aufklärerische Gehalt des 
Marxismus festzumachen an seiner Auf­
fassung vom transitorischen, vergängli­
chen Charakter historisch gewachsener 
und scheinbar endgültiger, vernünftiger 
und daher legitimer Strukturen - eine 
Auffassung, die sich m.E. kritisch so­
wohl auf die scheinbar ewigen Formen 
der Warenwirtschaft und des 
Privateigentums, als auch auf die 
scheinbar definitive Unmöglichkeit ei­
nes neuen gesellschaftsverändernden 
Aufbruchs von sozialen Bewegungen 
beziehen müßte. 
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Alte Antworten neu befragt 

• Ökologisierung und 
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Referate, Podiumsdiskussionen 
und Arbeitsgruppen von und mit: 
Henning Adler, Joachim 
Bischoff, Judith Dellheim, 
Horst Dietzel, Thomas 
Kuczynski, Peter v. Oertzen, 
C.O.Capella, Norman Paech, 
Lothar Peter, S.Schunter­
Kleemann, Gerd Siebert, 
Peter Hess, Dietmar Düe, 
Sonja Kemnitz, Ute Fischer, 
Gregor Gysi, Jan Priewe, 
Konrad Siegel, Harald Wer­
ner u.a. 

Anmeldung und Anfra­
gen an: 

PDS/Linke Liste 
Landesverband 

Niedersachsen/Bremen, 
Herderstraße 35, 2800 Bremen 

1, Tel.:o421-7o481o 
oder. 

AG Gewerkschaftspolitik 
beim Parteivorstand der PDS, 
Kleine Alexanderstraße 28, 0-
1 o2o Berlin, Tel.:030-2315403 
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Notizen zur kritischen Rekon­
struktion des historischen 
Materialismus und der Philo­
sophie des Sozialismus 

Zeitenwende 

Betrachtet man die geistige Situation un­
serer Zeit, so fällt der dramatische 
Bedeutungsverlust sozialistischen und 
marxistischen Denkens sofort ins Auge. 
Ein flüchtiger Blick auf die Univer-

"Studie zu einem Arbeiterdenkmal 1" 

sitäten, in die Feuilletons cxier die diver­
sen Zeitgeist-Magazine reicht aus, um 
die gesellschaftliche und zugleich ideo-

24 

Ulri:h Wolf, Mitglied der Projektgruppe Inter­
nationales des Pro MS, Lehrer, Hannover 

logische Veränderung im Vergleich zur 
Periode 1968 ff. zu erkennen. Überall 
tönt es: Sozialismus und alles, was damit 
irgendwie zusammenhängt, ist "mega­
out". Etwas überspitzt ließe sich sagen: 
Konnte man es sich vor 20 Jahren als 
politisch interessierter Mensch kaum lei­
sten, nichts über Marx zu wissen, weil 
man in Seminaren, in der Schule oder in 
Kneipe nicht hätte mitreden können, so 
können heute diejenigen nicht so recht 
mitreden, die sich noch im alten ideo­
logischen Korsett des marxistischen Dis­

kurses bewegen -
weil sie schlicht 
und einfach ins 
Leere sprechen. 
Die bittere Wahr­
heit ist: fast nie­
mand interessiert 
sich im Augen­
blick dafür. 
Für die Linke 
wäre es eine ge­
fährliche Selbst­
täuschung, würde 
sie dies nur als 
ein "Zeitgeist­
Phänomen", also 
als eine - wie 
auch immer zu 
erklärende - vor­
übergehende Er-
scheinung be-
trachten. Viel-
mehr handelt es 
sich nach meiner 
Auffassung um 
eine fundamen­
tale ideologische 
Veränderung, die 
sich bereits seit 
längerem in von 
großen Teilen 
der Linken unzu­
reichend wahrge­
nommenen gesell­
schaftlichen Um­

brüchen und ideologischen Ver­
schiebungen angekündigt hat. Diese 
Einschätzung beinhaltet die These, daß 
es verkürzt wäre, die überall spürbaren 
Veränderungen nur als Folge des Zu­
sammenbruchs des sowjetischen Imperi­
ums und des bipolaren Weltsystems zu 
interpretieren. Nach meiner Einschät­
zung hat die Entwicklung nach 1989 

von Ulrich Woif' 

eine im politischen Alltagsbewußtsein 
schon vorhandene tiefe Verun­
sicherung nur noch verstärkt, die vor al­
lem durch die ökologische Krise verur­
sacht ist. 
Die in enger Wechselwirkung stehen­
den sozialen und ökologischen Verwer­
fungen haben aufgrund ihres globalen 
Charakters nicht nur völlig neue An­
forderungen an das Denken und an die 
Politik auf die Tagesordnung gesetzt. 
Die ökologischen Gefährdungen haben 
vor allem die Brüchigkeit der westlich­
kapitalistischen Produktions- und Le­
bensweise mitsamt der zugehörigen po­
litischen Ideologien schonungslos offen­
gelegt. Wer allerdings glaubt, daß es 
sich dabei nur um eine Krise der bürger­
lichen Ideologie handelte, unterliegt ei­
ner Täuschung. Daß sich im "klassi­
schen" sozialistischen Diskurs nur ver­
einzelt Hinweise auf die ökologische 
Problematik finden, läßt sich dabei noch 
verschmerzen. Viel schwerer wiegt, daß 
in der gegenwärtigen innerlinken Dis­
kussion wohl ein erheblich gestiegenes 
Problembewußtsein zu verzeichnen ist, 
eine überzeugende Antwort auf die 
Frage nach einer sozialen und ökologi­
schen Bändigung des Kapitalismus so­
wie nach praktikablen Strategien für 
eine "nachhaltige Entwicklung" im Welt­
maßstab aber noch aussteht. Während 
der sicherlich nicht im Ruf einer linken 
Kaderschmiede stehende Club of Rome 
eine "globale Revolution" proklamiert. 
klammem sich Teile der traditionellen 
(d.i. vor allem sozialdemokratischen 
und gewerkschaftlichen) Linken immer 
noch an die alten strategischen Zielvor­
stellungen von Wachstum und Vertei­
lung sowie an ein nationalstaatlich 
definiertes Politikverständnis, das der 
Vergangenheit angehört. 
Dies ist mit ein Grund dafür, daß auch 
innerhalb der nicht-traditionellen Lin­
ken, also v.a. in der Ökologie- und 
"Dritte Welt"- Bewegung, immer häufi­
ger die Auffassung vertreten wird, wir 
seien nunmehr in eine postmarxistische 
oder postsozialistische Epoche eingetre­
ten. Mein Eindruck ist, daß die sozia­
listische Linke sich mit dieser Position 
sehr ernsthaft auseinandersetzen muß, 
wenn sie wieder mehr Einfluß auf die 
gesellschaftlichen und politischen Aus­
einandersetzungen nehmen will. Vor-
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aussetzung dafür ist aber eine kritische 
Selbvergewisserung der eigenen politi­
schen "Philosophie", also der Theorie 
und Strategie sozialistischer Politik, Das 
Motto muß also lauten: "back to the 
roots" mit Blick nach vorne! 

Eine kritische Rekonstruktion 
der Philosophie des Marxismus 

ist notwendig 
Schon einige Zeit, bevor unser Wissen 
um die ökologische Krise auf seine Art 
den geschichtsphilosophischen Entwurf 
des sozialistischen Denkens erschüttert 
hat, formulierte Michel Foucault auf der 
Grundlage seiner historischen Analyse 
von Diskursformationen eine ganz ande­
re, aber nicht minder scharfe Kritik am 
Marxismus. Dieser habe sich in eine zu 
Beginn des 19. Jahrhunderts entstehende 
Wissensdisposition eingefügt, "in der 
gleichzeitig die Historizität der Ökono­
mie (in Beziehung zu den Produktions­
formen), die Endlichkeit der menschli­
chen Existenz (in Beziehung zum Man-

gel und zur Arbeit) und die Fälligkeit ei­
nes Ziels der Geschichte vorkommen".' 
Der Marxismus sei ein Teil der 
"Humanismen" und der "Utopien der 
Vollendung"; er ruhe damit "im Denken 
des 19. Jahrhunderts wie ein Fisch im 
Wasser. Das heißt: überall sonst hört er 
auf zu atmen".2 

Was könnte man Foucault entgegnen? 
Ich würde sagen, daß bei der Kritik am 
sog. teleogischen Denken , das eine Ziel­
gerichtetheit des historischen Prozesses 
unterstellt und unzweifelhaft im Marx­
sehen Diskurs enthalten ist, nicht alle phi­
losophischen Systeme über einen Kamm 
geschoren gehören. Bevor die Frage 
nach der Berechtigung und dem Sinn 
"großer'' Geschichtsentwürfe überhaupt 
zu stellen ist, muß das theoretische Objekt 

der Kritik bestimmt sein. Im Gegensatz 
zur Regelsehen (Geschichts)philoso­
phie, in der sich die Zielbezogenheit so­
zialer Prozesse gemäß seiner beruhmten 
Formulierung, Geschichte sei "Fortschritt 
im Bewußtsein der Freiheit", gewisser­
maßen automatisch vollzieht, hat die 
marxistische Geschichtsteleologie die 
Form einer "Philosophie der Praxis". Für 
Marx ist die Zielbestimmtheit gesellschaft­
licher Entwicklungen stets abhängig vom 
praktischen Handeln, d.h. von den indivi­
duellen oder kollektiven Zielsetzungen 
der Menschen ( wenn auch unter nicht 
selbstgewählten gesellschaftlichen Be­
dingungen). 
Marx selbst hat den berühmten Satz for­
muliert hat, daß die Menschheit sich im­
mer nur Aufgaben stelle, die sie selbst 
auch lösen könne. Die soziale Bedingt­
heit und begrenzte historische Reichwei­
te jedes geschichtlichen Entwurfs (also 
auch seines eigenen) waren ihm also sehr 
wohl bewußt. 
Genau dies aber ist der springende 
Punkt: Auch der hartnäckigste Anhänger 

seiner Lehren 
muß sich heute 
die Frage stellen, 
ob nicht die vor 
mehr als 100 J ah­
ren in klassischer 
Form formu-
lierten, utopi-
schen Zielvor-
stellungen des 
sozialistischen 
Projekts unter 
heutigen, radikal 
veränderten 
Rahmenbedin­
gungen obsolet 
geworden sind, 

so wünschenswert sie nach wie vor auch 
sein mögen. Mit Blick auf die globalen 
ökonomischen Verwerfungen und die 
rapide voranschreitende Zerstörung des 
ökologischen Systems gefragt: Kann an­
gesichts einer immer tiefer gespaltenen 
Weltgesellschaft und der komplexen glo­
balen Risiken überhaupt noch ein 
universeller, nicht-antagonistischer und 
an die Naturbedingungen angepaßter 
Gesellschaftstyp gedacht werden? Oder 
geht es auf absehbare Zeit nur noch dar­
um, das Schlimmste zu verhindern? 
Um Antworten auf diese ( und einige an­
dere) Fragen kann sich die sozialistische 
Linke nicht herum drücken, wenn sie ih­
rem gesellschaftlichen Projekt wieder 
mehr Ansehen verschaffen will. 
Ich möchte im folgenden versuchen, ei-

nige zentrale Elemente des Marxschen 
Denkens kritisch zu rekonstruieren, um 
der Frage nachzugehen,in welchen 
Punkten in der Konfrontation mit den 
Problemstellungen unserer Zeit sich eine 
Revision seiner Theorien als notwendig 
erweist. Dabei beziehe ich mich im we­
sentlichen auf den Begriff des histori­
schen Fortschritts und die soziale Utopie 
im "klassischen" marxistischen und 
sozialistischen Diskurs. Nach meiner 
Auffassung sind dies die entscheidenden 
Punkte, an denen eine Diskussion über 
"Lebendiges" und "Totes" im Marxis­
mus heute ansetzen muß. Zugespitzt for­
muliert: Bevor es keine Klarheit über 
die damit im Zusammenhang stehenden 
Fragen (die man im weiten Sinne als 
philosophisch bezeichnen könnte) gibt, 
wird eine zeitgemäße Erneuerung des 
Sozialismus in Theorie und Praxis 
schwer möglich sein. 
Freilich muß man sich bei der 
Konfrontation einer historischen Theo­
rie mit gesellschaftlichen Aktualitäten 
um Gerechtigkeit bemühen. Um es et­
was grobschlächtig zu sagen: Ungerecht 
wäre es, dem Aufklärer und Humanisten 
Marx den - nicht erst seit heute , c:i!;, 
fenkundigen - Bankrott bürgerli4-
pitalistischer Rationalität vorzuw~, 
also das ihm zu unterstellen, was er be­
kanntlich (natürlich auf dem Denkni­
veau seiner Zeit) selbst kritisiert hat und 
durch verändernde Praxis überwinden 
wollte. Mit anderen Worten: für die Lin­
ke wäre es fatal, würde sie sich in den 
ziemlich lauten Chor einreihen, der au­
genblicklich das Lied vom Ende der 
Modeme singt und dabei den Marxis­
mus ideologisch gleich mitentsorgt. 
Um keine Mißverständnisse aufkommen 
zu lassen, möchte ich gleich die Prämis­
sen benennen, von denen ich bei mei­
nen Überlegungen ausgehe. Erstens, 
daß die im Grundsatz positive Bezie­
hung auf grundlegende soziale und po­
litische Ideen des Projekts der Modeme 
- stichwortartig: Freiheit, Gleichheit, Ge­
rechtigkeit -Identitätskern der Linken ist 
und bleiben muß, ganz gleich ob sie sich 
auf Marx bezieht oder nicht. Zweitens, 
daß das begriffliche Instrumentarium 
des historischen Materialismus, also die 
wissenschaftliche Methode des Mar­
xismus3, nach meiner Überzeugung 
auch heute noch zur Analyse gesell­
schaftlicher Prozesse taugt Und drittens, 
daß wesentliche Grundlagen der Mar­
xschen Gesellschaftstheorie, insbeson­
dere der Kapitalismusanalyse, nach wie 
vor gültig sind. 
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Krise der Modeme · Krise des 
Kapitalismus 

Habermas zufolge ist die Krise der Mo­
deme zugleich auch eine Krise des neu­
zeitlichen Verständnisses von Rationali­
tät. Der einseitige abendländische "Lo­
gozentrismus", so seine Diagnose, ver­
danke sich aber "nicht einem Zuviel, son­
dern einem Zuwenig an Vernunft''4. Den 
Zusammenhang mit der Realgeschichte 
des Kapitalismus sieht er darin, daß "die 
kognitiv-instrumentelle Vereinseitigung 
des modernen Begriffs der Rationalität 
... die objektive Vereinseitigung der ka­
pitalistisch modernisierten Lebenswelt'' 5 

spiegele. In der Tat ist die im Zeichen 
"postmoderner" Kritik vielbeschworene 
Krise der Modeme ihrem Wesen nach 
die Krise der kapitalistischen Produk­
tionsweise. Dellll diese ist, historisch ge­
sehen, die ökonomisch-soziale Grund­
lage der kulturellen Modeme. 
Im Zeitmaßstab der Universalgeschichte 
betrachtet, hat der Kapitalismus mit 
beispielloser Schnelligkeit Weltge­
schichte hergestellt und mit ständig wach­
sender Intensität und Dynamik deren 
Strukturen geprägt. Dabei war seine Ge­
schichte von Be­
ginn an durch die 
Einheit von Ge­
walt und Ge­
schwindigkeit 
gekennzeichnet: 
Der Kolonia­
lismus ist die histo­
rische Grundlage 
des heutigen ka­
pitalistischen 
Weltsystems, das 
durch tiefere 
soziale Antago­
nismen als je zu­
vor und eine 
extrem ungleiche 
Machtverteilung 
zwischen Zen­
tren und peripheren Randgebieten 
gekellllzeichnet ist. 6 

Obwohl die genaue Analyse der Struktu­
ren dieses Systems immer noch viele Un­
klarheiten aufwirft, möchte ich an dieser 
Stelle nicht weiter darauf eingehen. Dies 
ist m. E. auch nicht notwendig, um das 
festzustellen, worauf es mir zunächst an­
kommt - daß nämlich die Entwicklung der 
durch die kapitalistische Produktions­
weise geprägten Weltgesellschaft in den 
letzten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts 
in ein neues Stadium getreten ist. Sehr 
grob formuliert, würde ich den histori-

sehen Umbruch etwa folgendennaßen 
beschreiben: Als Weltsystem betrachtet 
ist der Kapitalismus heute und in Zukunft 
nicht mehr allein durch die "klassischen" 
sozialökonomischen und Macht - Antago­
nismen geprägt, sondern durch den sich 
zuspitzenden Widerspruch zwischen 
der kapitalistischen Produktionsweise 
und· den natürlichen Bedingungen der 
Produktion selbst. Altvater beschreibt 
den Zusammenhang als einen "Jäger -
Beute -Zyklus". "Die Menschen nutzen 
von der Nettoprimärproduktion immer 
mehr und verdrängen so die Produzen­
ten der Biomasse, so daß die Nettopri­
mätproduktion", d.i. die "im Zuge der en­
ergetischen Umwandlung der Son­
nenstrahlung durch die Photosynthese 
erzeugte Biomasse ... zuriickgeht. Die 
Expansion der Aneignung durch die 
Menschen kommt an eine quantitative 
und qualitative Grenze, da ja mit der Viel­
falt der Arten auch die Vielfalt der Net­
toprimäqrroduktion beschränkt wird. Die 
"Jäger'' müssen sich bescheiden, bis die 
"Beute" sich wieder regeneriert hat". 7 

Die aus der Logik des kapitalistischen 
Verwertungsprozesses zwingend sich 
ergebende schrankenlose Ausbeutung 

und Beherrschung der anorganischen 
und organischen Natur, das durch öko­
nomisch-praktische Verge­
genständlichungen bewirkte Zuriickwei­
chen der "Naturschranke" 8, ist offenbar 
an eine absolute Grenze gestoßen, jen­
seits derer Natur sich nicht mehr den 
menschlichen Zwecksetzungen unter­
ordnet. Die Rede Ernst Blochs vom sich 
"rächenden Natursubjekt'' kennzeichnet 
diesen Zusammenhang, nämlich: daß die 
Folgen ökonomisch-technischen Han­
delns schlicht und einfach irrational wer­
den. 
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Wenn nun aber die "Chaotisierung gro­
ßer Teile der Welt'" als die Kehrseite 
der zivilisatorischen Enungenschaften 
der kapitalistischen Modeme diagno­
stiziert werden kann, ist deren Weltbild 
selbst in Frage zu stellen, weil nämlich 
der Kapitalismus durch und durch von 
deren Vorstellungen von theoretischer 
und praktischer Rationalität, Fortschritt 
usw. geprägt ist. 

Anthropozentrismus 
und ökologische Krise 

Carl Amery geht davon aus, daß die Fä­
higkeit des Menschen, "sein überorga­
nisches Potential in die ökologischen 
Kreisläufe eingreifen zu lassen" 10 

nicht das "Privileg einer ökologischen 
Mittelpunkts- oder Sonderstellung" be­
gründe. Das durch die Modeme her­
vorgebrachte ökonomische System 
(Amery spricht in diesem Zusammen­
hang zumeist vom "Industriesystem") 
beruhe jedoch genau auf der Mißach­
tung jenes Prinzips. Der falsche, weil 
"inkonsequente Materialismus" sei die 
praktische Philosophie des Industrie­
systems, die ihre Erfüllung darin finde, 
"das tiberorganische Potential des Men­
schen unreflektiert zur Expansion sei­
ner Art auf Kosten anderen Lebens und 
anderer Materie" einzusetzen. 
In der Tat war und ist der von Amery 
kritisierte "Anthropozentrismus", also 
die Aufwertung des Menschen zum Be­
herrscher und Mittelpunkt der Welt, be­
stimmend für das philosophische Welt­
bild der Neuzeit. 
Jedes konsequent materialistische 
Denken über die Zukunft hat heute von 
den Folgen des modernen "Anthropo­
zentrismus der Praxis" auszugehen, die 
Amery nüchtern beschreibt: "(P)olitisch: 
der zwangsläufige Verzicht auf jede 
Langzeitplanung und damit auf jedwede 
Bereitstellung irgendeiner humanen 
Zukunft; ökologisch: die Entscheidung 
für kurzfristige artspezifische Vorteile 
auf Kosten anderer Arten und anderer 
Materie; und damit physikalisch: die 
Beschleunigung der Entropie auf Kosten 
der Lebensvielfalt und ihrer Fahigkeit, 
Entropie umzukehren oder zumindest 
zu neutralisieren bzw. zu optimieren." 

Fortschritt und Vernunft · oder: 
Die Unvernunft der modernen 

Vernunft 
Die eingangs zitierte Kritik von Haber­
mas am beschränkten Rationalitätsbegriff 

der Modeme bedarf einer näheren 
Erläuterung. 
Das Weltbild der Modeme war von Be­
ginn an mit der neuzeitlichen Idee von 
mathematisch-naturwissenschaftlicher 
Rationalität verbund~n. Deren auf die 
quantitative Etfassung von Seinsphäno­
menen ausgerichtete Erkenntnismethode 
lieferte die Grundlage für einen neuen 
Begriff von Vernunft, dem die Natur 
nurmehr als quanti-
fizierbares und 
beherrschbares 
Material galt. War, 
wie z.B. Hork­
heimer in seinen 
Analysen gezeigt 
hat, 11 für das vor­
moderne Weltbild 
in Europa die Vor­
stellung einer ob­
jektiven, Mensch 
und Natur glei­
chermaßen umfas­
senden, Vernunft 
bestimmend, so ist 
für das bürgerliche 
Weltbild der Mo­
deme die Distan­
zierung von sub­
jektiver 
(menschlicher) 
Vernunft und 
objektiven 
Gesetzmäßigkeiten 
der Natur konstitu­
tiv. Die kapitali­
stische Produk­
tionsweise kann als 
realer, gegen-
ständlicher Inbe-
griff dieses einseiti-
gen Typus der 
subjektiven oder 
"instrumentellen 
Vernunft" 
(Horkheimer) gel­
ten. Diese hat es "vor allem mit dem 
Verhältnis von Zwecken und Mitteln zu 
tun, mit der Angemessenheit von Ver­
fahren an Ziele, die als solche mehr 
oder minder hingenommen werden, 
ohne im allgemeinen ihrerseits der ver­
nünftigen Rechtfertigung unterwotfen 
zu werden." 12 Fortschritt in der Logik 
kapitalistischer Produktionsweise - und 
dies macht letztlich seine gesellschaftli­
che Attraktivität aus - ist nicht nur 
Kapitalakkumulation und wachsende 
Profilproduktion, sondern auch ständige 
Steigerung der ungleich verteilten, von 
der menschlichen Gattung ver-

zehrbaren Reichtumsproduktion. Diese 
wird durch wachsende Naturbeherr­
schung und - ausbeutung mit zweckra­
tionalen, ökonomisch-technischen Mit­
teln realisiert. Marx stellte sich die Trieb­
kraft der kapitalistischen Produktions­
weise in der Form eines an sich ziello­
sen "automatischen Subjekts" vor. Die 
bloße "Verwertung des Wert", "Kapital 
heckendes Kapital" bestimme die Dyna-

"Studie zu einem Arbeiterdenkmal 2' 

mik gesellschaftlicher Prozesse, die sich 
hinter dem Rücken der Menschen voll­
ziehe. 
Die Problematik dieses Fortschrittsbe­
griffs liegt in seinem Verzicht auf eine 
Idee des vernünftig geordneten Gan­
zen. Lukacs hat in "Geschichte und Klas­
senbewußtsein" 13 die Antinomien des 
bürgerlichen Rationalismus als erster in 
glänzender Klarheit herausgearbeitet. 
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Bei seinem Versuch, alle Seinsphäno­
mene aus einem methodischen Prinzip, 
eben "more geometrico" (Spinoza), zu 
erklären und zu beherrschen, sieht sich 
der Rationalismus stets mit einem 
irreduziblen, irrationalen Rest konfron­
tiert. Die zivilisatorische Tendenz, wel­
che der kapitalistischen Ratio inne­
wohnt, wird uns im Zeitalter des ökolo­
gischen Krisenbewußtseins zunehmend 
bewußt: Je gewaltsamer und dynami­
scher der Kapitalismus in den letzten 100 
Jahren sich entwickelt hat, desto größer 
und schwerwiegender ist der ;'Rest" ge­
worden, der nicht aus den Fonnprin­
zipien kapitalistischer Rationalität zu er­
zeugen und praktisch zu beherrschen 
ist. Auch im Hinblick auf die sozialen 
und politischen Strukturen der 
Weltgesellschaft hat dies Folgen. Die 
von H orkheimer und Adorno diagnosti­
zierte "Dialektik der Auf-
klärung" ist mittlerweile 
in ein Stadium getreten, 
die dem Aufklärer 
schlechthin, Immanuel 
Kant, nur noch Hohn 
spricht. Für Kant war das 
Ziel des Fortschritts, die 
Idee des Menschen in 
weltbürgerlichem Sinne, 
"eine Gesellschaft, in 
welcher Freiheit unter 
äußeren Gesetzen im 
größtmöglichen Grade 
mit unwiderstehlicher 
Gewalt verbunden ange­
troffen wird, d.i. eine 
vollkommen gerechte 
bürgerliche Verfas-
sung ... " .14 

Daß dieser Fortschritt bislang nicht statt 
gefunden hat, davon zeugt die Verelen­
dung - sprich: soziale und politische 
Chaotisierung - von immer größeren 
Teilen der Weltgesellschaft. Setzt sich 
der Trend des globalen Bevölkerungs­
wachstums bei unveränderten ökonomi­
schen und machtpolitischen Rah­
menbedingungen fort, wird dies unwei­
gerlich ein gravierendes Anwachsen 
des Welthungers bei gleichzeitiger Zu­
nahme der ökologischen Risiken zur 
Folge haben. 15 Und wenn ein Stanislaw 
Lern heute ernsthaft in Erwägung zieht, 
die globale Wachstumsbombe durch die 
Verabreichung "synthetisch-hormo­
nale(r)Stoffe mittels Trinkwasser" oder 
gar "durch einen biochemischen, kryp­
tomilitärischen Einsatz" 16 zu entschär­
fen, wird damit ebensosehr eine plau­
sible - und durchaus nicht unwahr-
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scheinliche - technische Problemlösung 
präsentiert, wie andererseits sich darin 
die Hybris der westlichen, "zivilisi­
erten" Rationalität offenbart. Nur durch 
die totale Kontrolle der Gatrungsrepro­
duktion kann scheinbar - vorerst -
Schlimmeres verhindert werden. Und 
wer weiß schon, was danach noch kom­
men könnte! 

Marxismus· Natur · gesell­
schaftlicher Fortschritt 

Aber ist nicht, so höre ich fragen, der 
von Marx. begründete moderne "wis­
senschaftliche" Sozialismus, der seit 
über 100 Jahren maßgebliche ideologi­
sche Grundlage der Praxis sozialisti­
scher und kommunistischer Parteien ge­
wesen ist, selbst ein Teil jenes auf ratio­
nalistische Beherrschung und ökono-

misch-technische Ausbeutung der Natur 
bezogenen "Fortschritts"? Hatte nicht 
Walter Benjamin recht mit seiner Kritik 
am Fortschrittsbegriff der Arbei­
terbewegung? "Die technische Entwick­
lung" so schreibt er in den "Geschicht­
philosophischen Thesen", "galt ihr als 
das Gefälle des Stroms, mit dem sie zu 
schwimmen meinte. Von da war es nur 
ein Schritt zu der Illusion, die Fabrikar­
beit, die im Zuge des technischen Fort­
schritts gelegen sei, stelle eine politische 
Leistung dar. ( ... ) Dieser vulgärmar­
xistische Begriff von dem, was die Ar­
beit ist, hält sich bei der Frage nicht lan­
ge auf, wie ihr Produkt den Arbeitern 
selber anschlägt, solange sie nicht dar­
über verfügen können. Er will nur die 
Fortschritte der Naturbeherrschung und 
nicht die Rückschritte der Gesellschaft 
wahrhaben. "17 Benjamin stellt diesem 
falschen Begriff der Mensch-Natur-

Beziehung zwar explizit die "sozialisti­
schen Utopien des Vormärz" 18 gegen­
über (namentlich erwähnt er Fourier) 
deutet aber durch den Verweis auf 
Marx' Kritik des Gothaer Programms an, 
daß dessen Natur- und Arbeitsbegriff 
sich nicht in die von ihm vehement an­
gegriffene Tradition der Arbeiterbewe­
gung einordnet. 
Mit noch größerem Nachdruck muß auf 
die Differenz zwischen dem originären 
Marxschen Denken und seiner Inter­
pretation im sogenannten Marxismus­
Leninismus hingewiesen werden. Im 
Gegensatz zur Sowjetideologie. die sich 
in ihrer planetarischen Idee einer tech­
nischen Aneignung und Beherrschung 
von Natur eher mit dem Faschismus be­
rührt, hat der Begründer des histori­
schen Materialismus in seinen 
philosophischen Schriften stets die 

unaufhebbare, nicht ra­
tional und technisch 
erzeugbare Qualität der 
Natur hervorgehoben. 
So bemerkt er in den 
"Ökonomisch-philosophi­
schen Manuskripten": 
"Die Natur ist der unor­
ganische Teil des Men­
schen, nämlich die Natur, 
soweit sie nicht selbst 
menschlicher Körper ist. 
Der Mensch lebt von der 
Natur, heißt: Die Natur ist 
sein Leib, mit dem er in 
beständigem Prozeß 
bleiben muß, um nicht zu 
sterben. Daß das physi-
sche und geistige Leben 

des Menschen mit der Natur zusammen­
hängt, hat keinen anderen Sinn, als daß 
die Natur mit sich selbst zusammenhängt, 
denn der Mensch ist ein Teil der Na­
tur." 19 Und im "Kapital" verbindet er 
diesen ökologischen Grundgedanken 
mit einer scharfen Kritik des - kapitalisti­
schen -Privateigentums, indem er an ei­
ner Stelle bemerkt: "Vom Standpunktei­
ner höheren ökonomischen Gesell­
schaftsformation wird das Privateigen­
tum einzelner Individuen am Erdball ge­
nauso abgeschmackt erscheinen wie das 
Privateigentum eines Menschen an ei­
nem anderen Menschen. 
Selbst eine ganze Gesellschaft, eine Na­
tion, ja alle gleichzeitigen Gesell­
schaften zusammengenommen, sind 
nicht Eigentümer der Erde. Sie sind nur 
ihre Besitzer, ihre Nutznießer, und ha­
ben sie als boni patres familias (gute 
Familienväter, U,W.) den nachfol-
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genden Generationen verbessert zu 
hinterlassen. "20 ScWießlich finden sich 
auch bei Engels vielfach ähnliche Ge­
danken, so etwa, wenn er im "Anti-Düh­
ring" zunächst Freiheit als "in der auf 
Erkenntnis der Naturnotwendigkeiten 
gegründeten Herrschaft über uns selbst 
und über die äußere Natur" bestimmt, 
unmittelbar darauf jedoch das Ziel der 
Produktivkraftentwicklung in einem 
"Gesellschaftszustand" sieht, "worin es 
keine Klassenunterschiede, keine 
Sorgen um die individuellen Existenz­
mittel mehr gibt, und worin von wirk­
licher menschlicher Freiheit, von einer 
Harmonie (Hervorh. von mir, U.W.) mit 
den erkannten Naturgesetzen, zum 
ersten Mal die Rede sein kann."21 

Bei aller Kritik an dem bei Marx und En­
gels sicherlich auch vorhandenen 
Industrialisierungsoptimismus: In unse­
rem Urteil über die Begründer des Hi­
storischen Materialismus sollten wir Ge­
rechtigkeit walten lassen. Weder Marx 
noch Engels hatten einen rein rationali­
stisch-technizistischen Fortschrittsbe­
griff. Ihre positive Einschätzung der 
Fortschrittspotentiale der kapitalistischen 
Produktionsweise war höchst relativ. 
Dies läßt sich mit dem Verweis auf den 
von Marx geprägten Begriff einer 
"transitorischen Notwendigkeit'' des 
Kapitalismus verdeutlichen. Der hier 
sichtbar werdende historisch-dialekti­
sche Fortschrittsbegriff bedeutete für 
Marx nichts anderes, als daß das durch 
den Kapitalismus ermöglichte Niveau 
der Arbeitsproduktivität die wesentliche 
Bedingung für die universelle Be­
freiung der Gattung sei. Erst jenseits des 
Kampfes um die materielle Bedürfnisbe­
friedigung könne der wirkliche Fort­
schritt beginnen, jenes "wahre Reich 
der Freiheit", "die menschliche 
Kraftentwicklung, die sich als Selbst­
zweck dient". 22 

Wir wissen heute, daß Marx damals die 
Lebensfähigkeit des Kapitalismus offen­
bar grob unterschätzt und die Möglich­
keit einer schnellen Systemtrans­
formation in den kapitalistischen Zen­
tren überschätzt hat. Die mangelnde 
Reichweite seiner Prognosen läßt sich 
natürlich im nachhinein sehr leicht kriti­
sieren. Ich glaube aber kaum, daß sich 
daraus die generelle Schlußfolgerung 
ableiten läßt, Marx habe das zivilisatori­
sche Zerstörungspotential des Kapitalis­
mus nicht sehr klar wahrgenommen. 
Sei es wie es seil Unzweifelhaft scheint 
zu sein, daß die Produktivkraft­
entwicklung im Rahmen der Trans-

formationsgeschichte des modernen Ka­
pitalismus heute ein Entwicklungs­
stadiwn erreicht hat, wo der von Marx 
und anderen klassischen Theoretikern 
des Sozialismus daraus erhoffte 
menschheitsgeschichtliche Fortschritt in 
Rückschritt umschlägt, also eine global 
ungleichzeitige und kaum noch entwirr­
bare Dialektik von Produktivkraftfort­
schritt und gleichzeitiger Destruktivität 
entstanden ist. 
Meine ScWußfolgerung aus alldem lau­
tet ebenso simpel wie ketzerisch: Aus 
heutiger Sicht betrachtet, also mehr als 
100 Jahre nach seinem Ableben, würde 
Marx sich dem Utteil Immanuel Waller­
steins anschließen, das dieser - noch 
nicht einmal mit Blick auf die ökologi­
schen Verwerfungen! - bereits 1984 
formuliert hat: "Es ist einfach nicht 
wahr, daß der Kapitalismus als histori­
sches System einen Fortschritt gegen­
über Systemen darstellt, die er zerstört 
oder transformiert." 23 

Zur Zeitstruktur 
des Kapitalismus 

Bevor ich abscWießend einige Über­
legungen zu einem neuen Begriff des 
Fortschritts entwickle, möchte ich eine 
kurze Bemerkung zur Zeitstruktur mo­
derner kapitalistischer Gesellschaften 
machen. 
Betrachtet man deren Geschichte, so stellt 
man fest, daß sie durch eine Tendenz zu 
ständiger Beschleunigung geprägt sind. 
Paul Virilio hat darauf hingewiesen, daß 
der Begriff der Geschwindigkeit erst 
wirldich notwendig wird, "wo die schnel­
len Fortbewegungstechnologien auftau­
chen, mit der Revolution des 
Transportwesens im 19. Jahrhundert, mit 
den ultraschnellen Kommunikations-und 
Telekommunikations-Technologien, die 
über die Elektronik vermittelt die Lichtge­
schwindigkeit einsetzen." 24 Die von ihm 
analysierte "Logik der Rennbahn" ist die 
Zeitstruktur der kapitalistischen 
Proouktionsweise, deren Mechanismus 
schon Marx in "Das Elend der Philosophie" 
pliignant beschrieben hat: "Die Zeit ist al­
les, der Mensch ist nichts mehr, er ist höch­
stens noch die Verkörperung der Zeit." 25 

Ist das "Kapitalverhältnis selbst nichts an­
deres als der Prozeß der Ökonomisierung 
und Beschleunigung der Zeit" 26, so 
entspricht dieser Logik die "materiale Zeit­
politik des Neokonservatismus, die auf die 
weitere Ökonomisierung der Zeit, also auf 
die umfassendere und dichtere Effektivie­
rung und BescWeunigung des sozialen 
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und kultw"ellen Lebens zielt." z, Sind auf 
der Ebene der internationalisierten Pro­
duktion die Konkurrenzkämpfe der gro­
ßen Konzerne schon längst "2'.eitkriege" 
(Schauer) geworden, in denen es um das 
Tempo der technologischen Innovation 
geht, so frißt sich diese 2'.eitlogik inuner 
weiter auch in das Alltagsleben der moder­
nen Gesellschaften hinein. In der Arbeits­
sphäre wie in der Freizeit wird die 2'.eit 
"zum wertvollen Rohstoff 'proklamiert' 
und wie andere Rohstoffe auch ohne 
'Rücksicht auf Verluste' ausgebeutet. Die 
Fiktion, wir könnten Zeit gew,innen, ist 
zur lebensbestinunenden Alltagsrealität 
geworden. "28 

Fortschritt im Rahmen der kapitalisti­
schen Produktionsweise ist die an sich 
ziellose, ständige Beschleunigung tech­
nologischer und sozialer Prozesse. Das 
irrationale 2'.erstörungspotential dieser 
Zeitlogik realisiert sich nicht nur in den 
militärischen Technologien - die Rede 
vom "Blitzkrieg" bedarf keiner näheren 
Erläuterung - sondern zunehmend auch 
in der arbeitsvennittelten Beziehung 
zwischen Mensch und Natur. Die von 
Amery diagnostizierte Beschleunigung 
der Entropie zeigt sich in allen we­
sentlichen ökologischen Parametern. So 

weist Michael Müller darauf hin, daß 
von den "Verschlechterungen an den 
globalen Ökosystemen in den letzten 3 
Jahrhunderten „ mehr als 50 % auf das 
Konto der letzten 30 Jahre" gehen und 
die Rate des Aussterbens von Tier-und 
Pflanzenarten "heute l 0000 mal über 
der vor Eintritt der Menschheit in die 
Erdgeschichte" 29 liegt. 

Die Linke braucht 
einen neuen Fortschrittsbegriff 

Der für eine "globale Revolution" not­
wendige ökologische Umbau der kapita­
listischen Industriegesellschaften erfor­
dert ein vollkommenes strategisches 
Umdenken. Dabei handelt es sich um 
eine überaus komplexe Strategie, die 
sich sowohl auf den Umbau von Produk­
tionsstrukturen als auch der Konsum­
und Lebensweisen bezieht. Die 
entscheidende Aufgabe für die soziali­
stische Linke liegt dabei nach meiner 
Auffassung darin, die "traditionellen" 
strategischen Instrumente antikapita­
listischer Politik (d.i. der ökonomischen 
und sozialen Regulierung) mit einer 
neuen "programmatischen Philosophie" 
zu verbinden. Dabei kommt es darauf 
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an, das "Wohin" gesellschaftlicher Pro­
zesse durch die Formulierung von strate­
gischen Leitideen neu zu definieren 
und politisch-programmatisch zu kon­
kretisieren, um das Alltagsdenken und -
handeln der Menschen auf qualitativ 
veränderte Zielvorstellungen und Ver­
haltensmuster hinzuorientieren. 
Wie ein derartiger, zugleich antikapitali­
stischer und auf das Ziel einer "nachhal­
tigen Entwicklung" bezogener Diskurs 
aussehen könnte, möchte ich zum Ab­
schluß kurz skizzieren. 
Um gleich mit dem wichtigsten und 
wahrscheinlich am meisten kontrover­
sen Punkt zu beginnen: Ich glaube, daß 
sich die Linke gegen die strategische 
Idee der "Effizienzrevolution", also die 
Lösung der globalen Probleme durch 
technologischen "Fortschritt" entschei­
den muß, weil sie letztlich - auch unter 
den Vorzeichen "qualitativen Wachs­
tums" - die Fortschreibung des kritisier­
ten, falschen Fortschrittsmusters impli­
ziert. Dem wären die strategischen Leit­
bilder einer Verlangsamung und Be­
grenzung des kapitalistischen 
Modernisierungsprozesses entgegen­
zusetzen. C/aus Offe spricht in diesem 
Zusammenhang von einem "alter-
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native(n) Projekt der politischen Lin­
ken", nämlich das "Vorhaben, Minima 
zu gewährleisten, statt Maxima zu reali­
sieren, und durch geeignete Verfahren 
und Institutionen die zerstörerischen 
Auswirkungen der technologischen, 
militärischen, wirtschaftlichen, bürokrati-
schen und ökologischen Modernisie­
rungsdynamik dadurch zu bremsen und 
zu fesseln, daß Prinzipien der verant­
wortlichen Selbstbeschränkung zur Gel­
tung gebracht werden." 30 

Die Konkretisierung dieses strategi­
schen Programms ist vieldimensional 
und politisch folgenreich. Zwar kann die 
Linke dabei an bereits vorhandene Ver­
haltensdispositionen und institutionelle 
Regulierungsmuster anknüpfen - jeder 
Umstieg vom Auto aufs Fahrrad ist eine 
Verlangsamung der individuellen Fort­
bewegung, jede Umweltverträglich­
keitsprüfung eine Mäßigung des Pro­
duktivitäts"fortschritts". Jedoch darf 
nicht verkannt werden, daß in den spät­
kapitalistischen Gesellschaften die ent­
scheidende ideologische Bastion des 
zerstörerischen Fortschritts immer noch 
weitgehend intakt ist. Die lliusion, daß 
unser Wachstums- und Wohlstandsmo­
dell tragfähig ist, ist so tief und geradezu 
zwangheft (auch bei uns selbst) verwur­
zelt, daß eine Wende auf breiter Front 
noch nicht in Sicht ist. Die von dem Phy­
siker und Wissenschaftstheoretiker 
Hans-Dieter Dürr formulierte Forderung 
nach einem "Lebensstil, der Schluß 
macht mit der enormen Verschwen­
dung", der "nachhaltig ist, der von allen 
Menschen auf der Erde angestrebt wer­
den kann und trotzdem ein freud- und 
lustvolles Leben gewährt", 31 mag sich 
für viele erschreckend radikal anhören. 
Angesichts der realen Problemlagen und 
der Gefahr einer diktatorischen "Lö­
sung" des Problems 32 sehe ich jedoch · 
keine Alternative zu dieser Zielsetzung. 
Bernd Ulrich ist zuzustimmen, wenn er 
fordert, "daß die Ökologiebewegung et­
was gegen ihren Wohlstandsbauch tut 
und die Frage nach Knappheit und Frei­
heit, nach Verzicht und Demokratie ins 
2'.entrum ihrer Debatte stellt, anstatt sie 
undiskutiert für beantwortet zu halten." 
3
~ Diese und ähnliche Positionen müßten 

auch von den Vertetem eines "modernen 
Sozialismus" produktiv aufgenommen 
und in den sozialistischen Diskurs einzu­
gearbeitet werden. Die Debatte über die­
se Fragen könnte gesellschaftliche Blok­
kaden angreifen und überwinden hel-

·····---·- · · fen, wenn sie von der Linken richtig ge­
führt wird. Dabei wäre die Verbindung 

der ökologischen Frage mit einer offen­
siv geführten verteilungspolitischen De­
batte (im nationalen und internationalen 
Maßstab), die ureigene Aufgabe der 
sozialistischen Linken, damit deutlich 
gemacht wird, wer in Zukunft zahlen 
und sich einschränken muß. 
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Historisch-materialistische 
Formationstheorie: 

Unklarheiten und Erkenntnismöglichkeiten 

von Margarete Tjaden-Steinhauer 
und Karl Hermann Tjaden* 

Die Theorie gesellschaftlicher Fonna­
tionen, die Karl Marx und eine Reihe an­
derer Autoren zu entwickeln begonnen 
haben, gilt heute in der Regel als etwas, 
das auf den Abfallhaufen der 
Wissenschaftsgeschichte gehört. Das 
liegt, abgesehen von der allgemeinen 
politischen Lage, zunächst an einer Rei­
he von Fragwürdigkeiten, die seitens be­
stimmter Autoren wie Kritiker bei der 
Interpretation von Fmmationskonzepten 
geäußert bzw. unterstellt wurden. Aller­
dings sind das Konzept der Formation 
und die dahinter stehende Konzeption 
gesellschaftlicher Realität bei Marx sel­
ber der Diskussion bedürftig. Gleich­
wohl können wir uns gut vorstellen, daß 
eine kritisch gefaßte historisch-materia­
listische Theorie gesellschaftlicher For­
mationen uns bei der Klärung und Be­
wältigung theoretischer und praktischer 
Probleme weiterlielfen könnte. 

Fragwürdige Konzepte und 
Kritiken 

Berühmter Ansatzpunkt zu einer Fonna­
tionstheorie ist die Auffassung, daß in 
der Gesellschaftsgeschichte seit den Ur­
gesellschaften "asiatische, antike, feu­
dale und modern bürgediche Produk­
tionsweisen als progressive Epochen der 
ökonomischen Gesellschaftsformation 
bezeichnet werden [können]" (MEW 13, 
S. 9). Viele Leute meinen, das gelte 
überall und immer. Wer auch immer 
diese Auffassung vertritt: es handelt sich 
um blühenden Unsinn, der jedenfalls 
nicht von Marx stammt. Wo immer 
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Marxisten gleich welcher Schattierung 
behauptet haben, sämtliche Gesellschaf­
ten, die es je auf der Erde gab, seien in 
dieses Schema einzuordnen und die ihm 
innewohnende Abfolge bilde stets das 
Muster ihrer Entwicklung, haben sie zu 
Recht massive Kritik erfahren können. 
Marx-Kritiker ihrerseits bedienten sich 
nur zu gerne dieses Klischees , um seiner 
historisch-materialistischen Theorie eins 
auszuwischen - insofern nicht ganz zu 
unrecht, als auch die Marxisten selber 
meistens von irgendeiner Universalität 
wie Automatik dieser Entwick­
lungsfolge ausgegangen sind. Sie haben 
sich damit fruchtlose Diskussionen über 
die scheinbare Alternative "Unilinearitäl 
oder Multilinearität" der Gesell­
schaftsentwicklung eingehandelt. Sie 
haben zudem die legitime Diskussion 
über Gesetz- und Regelmäßigkeiten ge­
sellschaftlicher Entwicklung in die 
Sackgasse der Fragen nach angeblichen 
Gesetzen der Weltgeschichte und des 
Übergangs von einer zur anderen Gesell­
schaftsfonn gelenkt. Ganz besonders 
entstellt wurde der zitierte Satz von 
Marx bekanntlich durch Stalin, der "in 
der Geschichte" nur noch "fünf Grund­
typen von Produktionsverliältnissen" 
kennen wollte: "die Produktionsverhält­
nisse der Urgemeinschaft, der Sklaverei, 
des Feudalismus, des Kapitalismus, des 
Sozialismus" (Kurzer Lehrgang der 
KPdSU (B), 1938). Insbesondere die 
Eliminierung der Kategorie "asiatische 
Produktionsweise" und eine Kritik daran 
waren von großer politischer Brisanz. 
Um so bemerkenswerter ist es, daß eine 
Reihe marxistischer Wissenschaftler -
auch im sowjetischen Herrschaftsbe­
reicq, so in der DDR - schon seit dem 
Ende der fünfziger Jahre mit der De­
struktion dieser Mythen begonnen hatte. 
Andere Fragwürdigkeiten betreffen die 
Funktion, die der Begriff der Fonnation 
nach der Auffassung dieses oder jenes 
Autors in den Gesellschaftswissen-

schaften haben soll. Von Lenin wurde er 
zu einem Grundbegriff erklärt, der gene­
ralisierende Analysen erst ennöglichen 
soll, wobei sich allerdings fragt, welche 
allgemeinen Züge von Gesellschaft 
durch ihn erfaßt wenlen können und wel­
che unter Umständen unter den Tisch 
fallen. Von anderen wurde das Konzept 
umgekehrt zur Kennzeichnung indivi­
dueller Gesellschaften verwendet, zu­
mindest sofern in ihnen verschiedenarti­
ge Wirtschaftsweisen miteinander ver­
bunden sind. Dieser Begriffsgebrauch 
wurde von Maurice Godelier als Be­
griffsverwirrung bezeichnet, was plausi­
bel ist, weil das Formationskonzept ja 
nur Sinn macht, wenn man es zur Be­
schreibung und Erklärung typischer For­
men der Gesellschaft gebraucht. Sowohl 
die Überzeugung, der Formationsbegriff 
sei die zentrale theoretische Kategorie 
der Gesellschaftslehre, als auch die 
Auffassung, er tauge nur als historiogra­
phisches Konzept, als auch, desweiteren, 
die Kritik der einen im Namen der je­
weils anderen Ansicht erscheinen uns so­
mit als fragwürdig, zumal der fragliche 
Begriff selber schon bei Marx in ver­
schiedensten Schattierungen auftritt. 

Ausgewählte Äußerungen von 
Marx über gesellschaftliche 

Formationen 
Wir behaupten nicht, alle diesbezügli­
chen Äußerungen von Marx zu kennen, 
aber sicher ist, daß der Begriff zum ei­
nen nicht allzu häufig und zum anderen 
in verschiedenen Bedeutungen auf­
taucht. Für diejenigen, die sich hierüber 
genauer infonnieren wollen, empfiehlt 
sich das unten angegebene, von E. En­
gelberg und W. Küttler herausgegebene 
Sammelwerk. Abgesehen von dem be­
rühmten, oben wiedergegebenen Zitat 
über die "Epochen der ökonomischen 
Gesellschaftsfonnation" im "Vorwort" 
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von "Zur Kritik der politischen Ökono­
mie" 1859 gab es sieben Jahre zuvor 
schon den Begriff der "Gesellschaftsfor­
mation" überhaupt (MEW 8, S. 116) mit 
Bezug auf den Kapitalismus in Frank­
reich. Ein paar mal wird im "Kapital" 
wieder von "ökonomischer Gesell­
schaftsformation" gesprochen" (z. B. 
MEW 23, S. 16), und dann ist von "pri­
mären, sekundären Formationen", ohne 
den Zusatz "ökonomische", insbesonde­
re in den viel gertihmten Entwürfen ei­
nes Briefs an Vera Sassulitsch 1881 die 
Rede. (MEW 19, S. 384 ff) Das war's 
beinahe schon, wenn man mal davon ab­
sieht daß von "Fonnen", auch gesell­
schaftlichen, öfters gesprochen wird, 
was ja aber nicht dasselbe wie "Fo~­
mation" meint. Woher kommt dann dte 
Rede von "der Fonnationstheorie"? Ver­
mutlich von Lenin, was nicht automa­
tisch etwas Gutes oder Schlechtes be­
deutet. Was Marx angeht, so hat er of­

fenbar 
von ökonomischen, aber auch von 
anderen Formationen der Gesell­
schaft gesprochen; 
von "der" ökonomischen "Formati­
on" der Gesellschaft ebenso wie von 
verschiedenartigen "ökonomischen 
Gesellschaftsfonnationen" im Plural 
geredet; 
"ökonomische Gesellschaftsfonna­
tion(en)" von "Produktionsweisen" 
unterschieden; sowie schließlich 
über langwährende "primäre" und 
"sekundäre" Fonnationen der Gesell­
schaft nachgedacht, wobei mit letzte­
ren die antagonistischen Klassen­
gesellschaften gemeint sind, die ein­
schließlich der kapitalistischen die 
Entwicklung zur modernen Gesell­
schaft kennzeichnen. 

Wenn man diese Stücke eines Puzzles 
zusammenzusetzen versucht, so kommt 
höchstwahrscheinlich folgendes heraus: 

Kapitalismus in Westeuropa ~~ich­
nenden (und keinen allgememgult1gen) 
Weg der Gesellschaftsgeschichte. Die­
sen selber hält Marx allerdings anschei­
nend für einen "naturgeschichtlichen", 
soll wohl heißen: in seinen einzelnen 
Etappen gesetzmäßigen Moder­
nisierungsprozeß, der die davon abwei­
chenden Gesellschaften ebenfalls, und 
zwar in ihrem eigenen Modernisie­
rungsinteresse, ergreifen soll. J?ieser Eu­
rozentrismus und Fortschnttsmythos 
sind sicherlich diejenigen Merkmale 
dieses Entwurfs, die (unter Be­
rücksichtigung bestimmter später Kriti­
kansätze bei Marx selber) gründlichst zu 
kritisieren sind. Dies nicht nur aus theo­
retischen Gründen. weil sie nämlich zu 
einer Verselbständigung des Konzepts 
vor allem der kapitalistischen Formation 
und Produktionsweise gegenüber allge­
meineren gesellschaftlichen Kategorien 
führen, sondern auch aus praktischen: 
weil sie nämlich eine heimliche Ver­
herrlichung der kapitalistischen Weise 
des Umgangs der Menschen miteinander 
und mit der Natur enthalten, die sich in 
eine üble Politik gegenüber randständi­
gen und unterlegenen Völkern und Um­
dem umsetzen kann. Eine solche Kritik 
muß nicht dazu führen, daß das Konzept 
und die Ansätze zur Theorie der gesell­
schaftlichen Formation über Boni ge­
worfen werden. Sie kann auch ergeben, 
daß es einer genaueren Fassung der bis­
lang vorliegenden Ansätze und ihrer 
Weiterentwicklung bedarf. 

Begriffssachverhalte, die ge~Iärt 
werden müssen, wenn die 

Formationstheorie 

Marx sieht ökonomische Gesellschafts­
formationen wie diejenige, die durch 
eine kapitalistische Produktionsweise 
begründet ist, in der Entwicklungsreihe 
verschiedener Produktionsweisen, die 
von bestimmten asiatischen Produk­
tionsweisen über die alteuropäischen an­
tiken Produktionsweisen und die 
westeuropäische feudale bis ~ur "~O­

dem bürgerlichen" Produkttonswe1se 
reichen und die aufeinanderfolgende, 
"progressive Epochen" einer einzigen, 
nämlich der "ökonomischen Gesell­
schaftsfonnation" oder "sekundären 
Formation" bilden. Hierbei handelt es 
sich um den für die Entwicklung zum 

weiterentwickelt werden soll 
Wir halten es für ein selbstverständli­
ches Erfordernis, daß der Inhalt und der 
Stellenwert von Begriffen, die man ver­
wendet, möglichst klar sind, weswegen 
wir einige diesbezügliche Fragen an das 
Konzept und an die (fragmentarische) 
Theorie der Fonnationen festhalten 
möchten, die sich in der bisherigen Dis­
kussion ausmachen lassen. 
a) Heißt "Formation" soviel wie 
"Form" cxter wie "Formung", handelt es 
sich also um einen "Struktur"- oder um 
einen "Prozeß"-Begriff? Die For­
schungsbefunde von Hans-Peter Jaeck 
(in: Engelberg/Küttler 1978) zeigen, daß 
Marx selber wohl beide Bedeutungen im 
Auge hatte, was sicher dann nützlich ist, 
wenn man sowohl eine bestimmte 
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durchgängige Fonn als auch deren 
Herausbildung und/oder Durchsetzung 
im 2.eitverlauf, eben eine bestimmte 
Formierung der infragestehenden Ge­
sellschaft ausdrücken will. 
b) Wie verhält sich der Begriff "Gesell­
schaftsfonnation" zum Begriff der "Pro­
duktionsweise"? Selbst wenn man die 
möglichen weiter gefaßten Formations­
konzepte von Marx (primäre bzw. se­
kundäre langfristige ökonomische For­
mation) einmal ausklammert: hieliiber 
gibt es eine lange, unabgeschlossene 
Diskussion, wodurch zuminde_st klar ist, 
daß hier Klärungsbedarf besteht. Wir 
sind der Auffassung, daß "Gesellschafts­
formation" anderes bzw. mehr bedeutet 
als "Produktionsweise" und daß es in je­
der Gesellschaftsformation eine bestim­
mende Produktionsweise gibt. 
c) Wie verhält sich Gesellschaftsfonna­
tion zur geschichtlichen Wirklichkeit? 
Gibt es in dieser Wirklichkeit nur eine 
kapitalistische, antike etc. Formation 
oder gibt es nur verschiedene raumzeitli­
che Ausprägungen eines solchen Fonna­
tionstyps? Müßte beispielsweise das Ge­
samt der kapitalistischen Gesellschaften 
als eine Formation oder als System von 
Formationen betrachtet werden? Hier­
über sind wir uns nicht einig. 
d) Wie verhält sich "Gesellschaftsfor­
mation" zu "Gesellschaft"? Von Gesell­
schaftsfonnation ist nicht sinnvoll zu 
sprechen, wenn frau/man nicht weiß, 
was Gesellschaft meint und wie sie 
zustandegekommen ist. Es gibt die ver­
breitete Auffassung, daß menschliche 
Gesellschaft in erster Linie durch die 
Notwendigkeit der Beschaffung von Le­
bensmitteln durch die Jagd der Männer 
zustandegekommen sei, was unserer 
Meinung nach zu recht problematisiert 
worden ist, weil das schließlich zu einer 
produktionsorientierten Konzeption der 
Formierung von Gesellschaft überhaupt 
führt. Dagegen gibt es eine an Versor­
gungs- und Schutzaufgaben anknüp­
fende Erklärung, die mit einer 
reproduktionsorientierten Idee von 
Gesellschaft gut einhergehen kann. 
e) Was ist von der Idee langfristiger 
Formationen zu halten, z. B. von der 
"sekundären Formation" der an-
tagonistischen Klassengesellschaften, 
die auch als "die ökonomische Gesell­
schaftsfonnation" bezeichnet wird? Wie 
heißt dann die davor liegende Formation 
der Urgesellschaften? Wir möchten sie 
.. gentilistische" nennen, wobei aller­
dings noch offen ist, wie die Entstehung 
dieser ersten historischen Form und For-

mierung von Gesellschaft zu sehen ist. 
Nach u. M. spielt hierbei die Entwick­
lung der Großwildjagd mittels Fernwaf­
fen mit der damit möglichen Venneh­
rung der zu unterhaltenden Bevölkerung 
und der erforderlichen Ausweitung des 
genutzten Naturraumes eine Rolle, wo­
bei die Möglichkeit und die Notwendig­
keit der Bildung kleinerer Versorgungs­
und Selbsterhaltungsgruppen in W ech­
selbeziehung zur Größe der Beute zu 
berücksichtigen sind. 
f) Was ist mit der Abfolge von Forma­
tionen und was mit dem Wechsel von ei­
ner zur anderen ökonomischen Gesell­
schaftsformation gemeint? Wenn, wie 
wir gerade am Beispiel der gentilisti­
schen Formation angedeutet haben, Ge­
sellschaftsformationen viel mit der ge­
sellschaftlichen Dialektik von Mensch 
und Natur, der Entwicklung technischer 
Produktionskapazitäten und den grund­
legenden Erfordernissen der gesell­
schaftlichen Reproduktion der Men­
schen und der Natur zu tun haben, dann 
lassen sich diese Fragen nur in einer 
Theorie klären, die den Übergang von 
einer zu einer anderen Gesellschafts­
formation unter dieser Perspektive zu 
begreifen versucht. Allerdings hat eine 
Theorie gesellschaftlicher Formationen 
nur dann einen Sinn, wenn sich be­
stimmte Sachverhalte der Wirklichkeit 
mit ihr besser klären lassen als ohne sie. 
Wir können uns vorstellen, daß dies der 
Fall ist. 

Wirklichkeitssachverhalte, 
deren Bewältigung durch 
eine Formationstheorie 

gefördert werden könnten 
Einige solcher gesellschaftlichen Sach­
verhalte, die gegenwärtig in der Diskus­
sion sind und die uns mit Hilfe einer For­
mationstheorie besser begreif- und 
handhabbar scheinen, wollen wir im fol­
genden skizzieren. 
a) Wir meinen, daß frau/man am Begriff 
der kapitalistischen Produktionsweise 
festhalten muß, weil es schon eigenartig 
wäre, wenn man es nicht täte, bloß weil 
diese dem Anschein nach augenblicklich 
über den Rest der Welt triumphiert. Aber 
offensichtlich deckt der Mechanismus 
von Profilproduktion und Kapitalakku­
mulation nicht alle Teile der gesell­
schaftlichen Wirklichkeit ab, auch wenn 
sie diesem mehr oder weniger unterge­
ordnet sind. Dazu gehören einmal insbe­
sondere das V erbältnis der Geschlechter 
und Generationen zueinander sowie das 

Verhältnis der Gesamtgesellschaft zu 
den Naturhaushalten und den Naturquel­
len. Zum anderen gehören dazu natürlich 
auch die politischen und kulturellen Ver­
hältnisse. Dem wird in der Diskussion 
um den Begriff der gesellschaftlichen 
Arbeit mittlerweile ja schon Rechnung 
getragen, wenn darauf insistiert wird, ihn 
nicht bloß als Arbeit in der Waren­
produktion zu fassen. Wenn frau/man 
alle diese über die gesellschaftliche Ar­
beit miteinander zusammenhängenden 
gesellschaftlichen Wirklichkeitsberei­
che in einem Begriff ausdrücken will, 
bietet sich dafür der Begriff der - in die­
sem Fall kapitalistischen - Gesellschafts­
formation an. Jedenfalls, wenn man sa­
gen will, daß all diese Bereiche einen 
Zusammenhang bilden und eine be­
stimmte Gestalt haben, die sich auf kapi­
talistische Weise erneuern. 
b) Mit dem Wort "erneuern" ist ein we­
sentlicher Aspekt gesellschaftlicher 
Realität angesprochen, der mit dem Be­
griff der Produktionsweise unvollkom­
men erfaßt wird, was für die weitere 
Ausarbeitung der Theorie der Gesell­
schaftsformation spricht: die Reproduk­
tion der Gesellschaft als Ganzes. Die 
Theorie der kapitalistischen Produk­
tionsweise z.B. leistet, jedenfalls weit­
gehend, die Erklärung der Reproduktion 
der verbrauchten stofflichen und wert­
mäßigen Produktionselemente. Diese 
Produktionsweise bzw. ihre Theorie er­
bringt bzw. erklärt jedoch nicht hinrei­
chend die Reproduktion des Arbeitsver­
mögens sowie der Naturpotentiale, ge­
schweige denn der Bevölkerung und des 
Naturhaushalts der Gesellschaft insge­
samt. Dies ist auch nicht weiter verwun­
derlich, denn es handelt sich ja um eine 
Theorie der Produktions- und nicht der 
Reproduktionsweise. Zu letzterem 
Zweck sollte eben die Formationstheo­
rie, zu der Marx angesetzt hatte, entwik­
kelt werden. Ein zentrales Instrument 
der Realisierung der verschiedenen Re­
produktionsfunktionen ist im Kapitalis­
mus der Staat. Dieser sorgt z.B. nicht 
nur dafür, daß es mit der ökonomischen 
Reproduktion weitergeht, sondern er 
greift auch in die demographische Re­
produktion der Bevölkerung sowie in die 
geoökologische Reproduktion des Na­
turhaushalts ein. Der Staat als Moment 
der Formation ist daher ein wesentliches 
Mittel der Selbstregulierung der Repro­
duktion der Gesamtgesellschaft und 
nicht einfach ein "Instnunent des Kapi­
tals". Auf analoge Weise müßten auch 
die bürgerliche Privatfamilie sowie das 
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bürgerliche Organisationswesen von ih­
ren Funktionen für die Reproduktion des 
Ganzen her begriffen werden. 
c) In der von Marx vorgetragenen, oben 
zitierten Abfolge von Produktionswei­
sen des Weges der Gesellschafts­
geschichte zum modernen Europa hin 
kommen eine Reihe von historisch-geo­
graphisch gegebenen Gesellschaften 
nicht vor. So z.B. die islamische Gesell­
schaft auf der iberischen Halbinsel seit 
Anfang des 8. Jhs. n. Ch. bzw. seit Ende 
des 1. Jhs. d. islamischen Zeitrechnung 
oder die Gesellschaften der altamerika­
nischen Hochkulturen oder die iberoa­
merikanischen Gesellschaften der spa­
nisch-portugiesischen Kolonialzeit bis 
ins 19. Jh. hinein. Einige dieser Gesell­
schaften wie etwa die Reiche der Inka 
und Azteken sind klar der Formation des 

der "Arbeitskraft und der Erde", zu tun, 
die dieser Produktionsweise eine "Ex­
pansionskraft" verleiht, deren volles 
Ausmaß durch das Wachstum der Masse 
und des Werts der Produktionsmittel al­
lein nicht zu erklären ist (MEW 23, S. 
630f). Diese wird nämlich außerdem 
durch die gesamtgesellschaftliche För­
derung des unternehmerischen Zugriffs 
auf Arbeitsvermögen und Naturquellen, 
und zwar über den ökonomisch-techni­
schen Produktions- und Akkumulati­
onsmechanismus hinaus, verstärkt. Es 
bedarf dazu u.a. der sozial- und 
ressourcenpolitischen, aber auch der po­
lizeilichen und militärischen Interven­
tionen durch den Staat als Instrument 
der kapitalistischen Formation. Die öko­
nomische Dynamik der Produk­
tionsweise hat aber ebensoviel damit zu 

tun, daß die Un-
ten1ehmen von -- selber "ihren 
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Typs der asiatischen Produktionsweise 
zuzurechnen. Bei anderen, wie der ge­
nannten islamischen Gesellschaft, die 
schwieriger zu begreifen sind, hilft 
wahrscheinlich eine solche repro­
duktionsorientierte Formationstheorie 
weiter. Das gilt vermutlich auch für die 
spanischen und portugiesischen Koloni­
en in Amerika, die ja ganz spezielle 
Produktionsweisen aufwiesen (verdeck­
te und offene Sklaverei), insgesamt aber 
Bestandteil der spätfeudalen Gesell­
schaften Spaniens und Portugals waren, 
die sich wesentlich mit Hilfe dieser Ko­
lonien reproduzierten. 
d) Die aggressiv-expansive Dynamik 
des Kapitalismus hat mit einer Maßlo­
sigkeit der. Ausnutzung der von Marx so 
genannten "Urbildner des Reichtums", 

Revolution 
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muß die Gesellschaft als Ganze ttagen 
oder einzudämmen versuchen, damit 
der Laden weiterläuft. Genau hierzu 
bedarf es der reproduktionsorientierten 
Intervention durch die gesamte kapita­
listische Formation. So organisiert die 
kapitalistische Produktionsweise nicht 
die Pflege eines Kranken, dessen Ge­
sundheit etwa durch produktions­
induzierte Umwelteinwirkungen Scha­
den genommen hat, sondern wälzt das 
auf die Familie und darin auf die Frau 
ab. Entsprechend hat die Formation, was 
die Arbeitslosigkeit als Folge des 
kapitalistischen Wirtschaftsmechanismus 
betrifft, durch den Staat die Arbeitslo­
senversicherung hervorgebracht. Für 
die "Beseitigung" der Abfälle und Ab­
wässer bedient sich die Prod.uktionswei­
se grundsätzlich der Kommunen und 
Kommunalverbände als Moment der 
Gesellschaftsfonnation. Diese Beispiele 

zeigen, daß die Reproduktion der Pro­
duktionsweise letztlich nur funktioniert, 
wenn sie insgesamt durch andere Mo­
mente der Gesamtgesellschaft (Familie, 
Staat, Kommunen) unterstützt wird Dies 
zeigt, daß die Gesellschaft ein einheitli­
ches produzierendes und sich reprodu­
zierendes System hervorbringt, eben 
die Gesellschaftsformation. 
e) Was den Übergang des Kapitalismus 
zu einer vernünftigeren Gesellschafts­
formation angeht, so sollte man sich zu­
nächst an den Marxschen Vergleich mit 
der Geologie erinnern: Ebenso wie dort 
sind die gesellschaftlichen Formationen 
alles andere als "scharf gettennte Peri­
oden", und die "Bildung der verschied­
nen ökonomischen Gesellschaftsforma­
tionen" erfolgt nicht "plötzlich" (MEGA 
11/3.6, l 972). Offenbar scheint ja die ka­
pitalistische Gesellschaftsformation, im 
Gegensatz zur Gesetzmäßigkeit ihrer 
Produktionsweise, bestimmte Spielräu­
me zum Schlechten, aber möglicherwei­
se auch zum Guten zu haben. Immerhin 
hat sich die kapitalistische Formation 
durch ihren Staat Eingriffsmöglichkei­
ten in den Besitzstand von Anlagen und 
Verfahren des privaten Kapitals 'g,,-, 
schaffen (B undes-hnmissionsscht1~ 
setz § 5, Abs. I, Nr. 3), der über :die 
staatliche Regulierung der Länge des 
Arbeitstages im vergangenen Jahrhun­
dert hinausreicht. Was mittels eines 
demokratischen Staates für die Vorsorge 
für Mensch und Natur gegen die Gesetz­
mäßigkeit des Kapitals durchgesetzt 
werden kann, ist eine Frage des Ver­
nunft- und Krafteinsatzes. Der Weg der 
Vernunft, auf den der Kapitalismus ge­
zwungen werden kann, um dann nicht 
mehr Kapitalismus zu sein, ist nir­
gendwo vorgezeichnet. 
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zur materialistischen Ästhetik 

Zur Geschichte materialistischer Ästhetik 
Die Geschichte materialistischer Kunst­
auffassung, wie die des Marx.sehen Den­
kens insgesamt, ist dadurch kompliziert, 
daß sein dialektisch-kritisches Grund­
konzept in ihrem Verlauf durch seine 
Transformation in eine Staatsideologie 
zu einem dogmatischen System erstarr­
te. Dazu gehörte, daß der komplexe An­
satz von Marx auf einzelne Aspekte 
reduziert wurde. Eine solche ideologi­
sche Deformation hat auch die materia­
listische Ästhetik nicht unbeschädigt ge­
lassen. 
Die Geschichte materialistischer Ästhe­
tik bildet alles andere als eine homogene 
Einheit oder kontinuierliche Ent­
wicklung. Im historischen Rückblick 
umfaßt sie eine hochgradige Pluralität 
von Positionen. Je nachdem, wie >weit< 
oder >eng< ihr Begriff gefaßt wird, er­
gibt sich eine größere oder kleinere 
Reichweite dieses pluralen Spekttums. 

Pluralität marxistischer 
Ästhetik 

Ein weit gefaßter Begriff materialisti­
scher Ästhetik reicht von der soziolo­
gisch-historischen Orientierung Georgij 
W. Plechanows zum strukturalen Mar­
xismus der Althusser-Schule (Etienne 
Balibar„ Pierre Macherey), zum Cultu­
ral Materialism Raymond Williams, 
zum marxistischen Feminismus. Es 
schließt den von der Foucaultschen 
Machttheorie geprägten New Histo­
ricism Stephen Greenblatts ebenso ein 
wie die politischen Interpretationen Ek­
kehart Krippendorffs, das Werk von 
Werner Krauss und Georg Knepler, den 
anthropologischen Materialismus Geor­
ge Thomsons, das ästhetische Denken 
Christopher Caudwells, Lew Wygotskis, 
Michail Bachtins, Walter Benjamins, 
Theodor W. Adornos, Hans Eislers, An­
tonio Gramscis, Ernst Blochs, Georg 
Lukacs', Wilhelm Gimus', Moissej 
Kagans, Lothar Kühnes, Hans Heinz 
Holz', den Theoretiker Bert Brecht, Pe­
ter Weiss' Ästhetik des Widerstands, die 
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Hermeneutik Wolfgang Heises, Fredric 
Jamesons Versuch einer Synthese von 
Postmoderne und Marxismus. Die mit 
diesen Namen angezeigte Vielfalt des 
theoretischen Feldes ( dessen interne 
Differenzen so groß sind, daß sich die 
Extreme auch in Grundfragen wider­
sprechen) macht die Problematik des 
weiten Begriffs materialistischer Ästhe­
tik aus - er ist in einem kurzen Artikel 
nicht mehr darstellbar. Dennoch muß an 
ihm im Sinne einer regulativen Idee fest­
gehalten werden, wenn über mate­
rialistischer Ästhetik heute sinnvoll ge­
sprochen werden soll. 
Was im Folgenden getan werden kann, 
ist allein, die Vielfalt der Positionen an­
zudeuten, ich beschränke mich zudem 
auf die kunstästhetische Theoriebildung; 
der Einbezug der Alltags- und W arenäs­
thetik würde den Rahmen dieses Arti­
kels vollends sprengen. 
Eine Geschichte materialistischer Äs­
thetik ist noch ungeschrieben; bislang 
liegen höchstens Vorarbeiten vor ( die 
sich meist zudem auf Literaturwissen­
schaft und Literaturtheorie beziehen). 
Mit Dieter Schlenstedt lassen sich drei 
Stufen eines theoriegeschichtlichen Pro­
zesses unterscheiden: eine soziologisch­
historische, eine gnoseologische und 
eine sozialfunktional-kommunikative 
(Schlenstedt 1981). Die erste Stufe ist 
auf das Verhältuis soziologischer Äqui­
valenz orientiett (G. W. Plechanow, 
Franz Mehring). Plechanow unterschei­
det zwischen fünf Ebenen des sozialen 
Seins (Produktivkräfte, ökonomische 
Verhältnisse, politisch-soziale Ordnung, 
soziale Psyche, Ideologie) und rechnet 
Literatur und Künste der Eigenschaften 
der sozialen Psyche widerspiegelnden 
Ideologie zu. Dieser Ansatz wurde An­
laß zu vulgärsoziologischen Verengun­
gen, gegen die bereits Lenin in seinen 
Tolstoi-Arbeiten argumentiert. Eine Re­
aktion auf den Soziologismus stellt die 
sog. "gnoseologische" Richtung mate­
rialistischer Ästhetik dar. In ihr erhält 
der Widerspiegelungsgedanke eine zen­
trale Position. Er wird als "Abbildfunkti­
on" (die kognitive und mimetische Be­
ziehung Werk-Wirklichkeit) (Robert 
Weimann) gefaßt und erkenntnistheore-

tisch begründet. Georg Lukacs gilt als 
ihr Hauptvertreter. Sein Ansatz ist (zu­
mindest in seiner mittleren Schaffenspe­
riode), in enger Analogie zur Wissen­
schaft, die Leistung großer Kunst im 
Herausarbeiten des Wesens aus der Er­
scheinung zu fassen. Realismus gilt ihm 
als "künstlerisch versinnbildlichtes We­
sen", Darstellung des "Typus", in dem 
sich das Bleibend-Menschliche und das 
geschichtlich bestimmte verem,gen 
(Lukacs 1954, 207). Sein ästhetiktheo­
retischer Grundbegriff ist der der Beson­
derheit: "unmittelbare Einheit des Ein­
zelnen und des Allgemeinen", durch die 
der ästhetische Schein als "Schein des 
Lebens" allererst konstituiert wird. In 
dieser Konzeption wird die ästhetische 
Form zur zentralen Kategorie, wobei der 
Formbegriff aus der dialektischen Be­
ziehung zum Inhalt erläutert wird 
(Lukacs 1979). 

Realismus und Widerspiegelung 

In den theoretischen Kontroversen seit 
1945 ist der Widerspiegelungsgedanke 
als Zentrum materialistischer Kunst­
und Literaturtheorie auch innerhalb der 
materialistischen Ästhetik zunehmend 
in die Kritik. geraten (vgl. Adorno 1961; 
Bürger 1975; Metscher 1975; Schlen­
stedt 1981). Von allen Tendenzen, die 
auf die ersatzlose Streichung des 
Widerspiegelungskonzepts drängen, un­
terscheidet sich die sozialfunktional­
kommunikative Umorientierung mate­
rialistischer Ästhetik durch den Versuch, 
die Aufmerksamkeit auf funktionale Zu­
sammenhänge im Literaturprozeß selbst 
zu lenken, ohne den Widerspiege­
lungsgedanken in toto preiszugeben 
(Schlenstedt 1981; Kagan 1972; 
Schober 1982). Diese theoretische Umo­
rientierung hatte weitreichende Konse­
quenzen für jenen Theoriebestandteil, 
der lange zum Kern materialistischer 
Ästhetik gehörte: die Realis­
musauffassung. In ihr ist eine "koperni­
kanische Wende" (Robert Weimann) zu 
verzeichnen. Das Kriterium realistischer 
Kunst wird "nicht mehr im Typischen, 
sondern in der realistischen Funktion" 
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gesehen: im Wert einer Kunst, "die Rea­
lität erkennbar macht und im Mensch­
heitsprozeß produktive Wirkungen er­
langen kann" (Schlenstedt 1981, 117f.). 
Die theoretische Transfonnation der 
Realismustheorie auf kommunikative 
und funktionale Prozesse ist vor allem 
mit den Namen Robert Weimanns und 
Wolfgang Heises verbunden. Für Heise 
ist Realismus eine "soziale Abbildquali­
tät", die sich erst in kommunikativen 
Prozessen, vennittelt über Artefakte, er­
schließt. Kriterium für Realismus ist der 
Beitrag zum Gewinn von Freiheit im 
Sinn von Befreiungsmöglichkeit eigener 
Kräfte, Konstitution eines Selbstbewußt­
seins, das den Menschen als Subjekt sei­
ner Geschichte begreift, ein Beitrag zur 
Mithilfe bei der Umwälzung der Ver­
hältnisse, in denen die Menschen ernied­
rigt, entrechtet, geknechtet werden (vgl. 
Heise in Ästhetik der Kunst 1987; 
Kuczynski/Heise 1976; Heise 1975; 
Schlenstedt 1981). In diesem Zusam­
menhang erfolgten entscheidende Kon­
kretisierungen der Gegenstandsbe­
ziehung und Funktion ästhetischer Wi­
derspiegelung, so wenn Heise die Klä­
rung der Verhältnisse von Subjekt und 
Objekt gesellschaftlichen Handelns als 
Aufgabe der Literatur begreift, diese als 
Organ kollektiver Selbsterkenntnis und 
Selbstformung historisch bestimmter 
Subjektivität versteht. Nicht die Wirk­
lichkeit schlechthin bilde den spezifi­
schen Gegenstand der Kunst, befindet 
Wilhelm Girnus, sondern "die subjekti­
ve Beziehung des Gesellschaftswesens 
Mensch zur objektiven Realität" (Gimus 
1976). Gegenstand der Literatur, sagt 
Rita Schober, sei "das Verhältnis des 
Menschen zur Welt" (Schober 1973). 
Ausdrücklich greift Girnus bei dem Ver­
such, eine "Theorie subjektzentrierter 
Widerspiegelung" zu entwickeln, auf 
die aristotelische Bestimmung von Mi­
mesis der Praxis zurück. 
Schlenstedt faßt die literarische Darstel­
lung als Tätigkeit auf, die auf das Her­
vorbringen kommunikativer Gebilde 
zielt, die durch bestimmte Beson­
derheiten ausgezeichnet sind. So baut 
die Darstellung eine mimetische Dimen­
sion auf, in der Beispiele von Leben­
spraxis gegeben werden, d.h. "Fälle äu­
ßeren oder inneren Handelns von Men­
schen in der Menschenwelt". Menschen­
welt meint dabei "die Welt, in der sich 
Menschen als individuelle und kollekti­
ve Subjekte in ihren konkreten Bezie­
hungen zueinander und im Verhältnis 
zur Natur und Gesellschaft befinden": 

die "Erfahrungswirklich­
keit, wie sie im Blick der 
Individuen, im Hand-
lungsraum konkreter 
Gruppen erscheinen 
und zur Phantasie-
wirklichkeit übersteigert 
[ ... ] werden kann". Die­
se Menschenwelt ist der 
Gegenstand der literari -
sehen Aneignung. Die 
ästhetischen Präsentatio­
nen verweisen - durch 
Mittel der Verdeutli­
chung und Akzentuie­
rung - auf "Wesentli­
ches und Wichtiges in 
der Menschenwelt". Un­
terschieden wird weiter 
zwischen den vermittel­
ten Bedeutungen und 
menschlicher Bedeut­
samkeit oder Sinn. Fik­
tionalität und Realitäts­
anspruch künstlerischer 
Darstellung wird als 
kommunikatives Verhäl­
tnis begriffen. Schlen­
stedt faßt die gesell­
schaftliche Charakterbe­
stimmtheit von Literatur 
als Funktionaldetermi­
nierung: dem Funktions­
begriff wird innerhalb 
des Gefüges des literari­
schen Prozesses Priori- · 

.. 

tät zugesprochen: "der 
Funktionswechsel der Literatur [ ... ] ist es 
vor allem, der ihre Formen transfonniert 
oder umwälzt, ihre Inhalte differenziert 
oder revolutioniert", der schließlich 
auch den Wandel des Literaturbegriffs 
selbst bestimmt. 

Kunst und Ideologie 

Die Rekonstruktion der in sich differen­
zierten, oft kontroversen Geschichte ma­
terialistischer Ästhetik in der Form eines 
Dreistufenmodells kann als erste Orien­
tierung gelten, erfaßt allerdings nur be­
stimmte Tendenzen in dieser Geschichte 
und läßt andere unberücksichtigt. Eine 
Position, die sich mit der Klassifikation 
soziologisch/gnoseologisch/sozialfunk­
tional nur schwer fassen läßt, ist die von 
Etienne Balibar und Pierre Macherey. 
Für diese ist Literatur nie direkt auf ma­
terielle Wirklichkeit bezogen, sondern 
allein auf die Wirklichkeit von Ideologi­
en: Das Verhältnis von Literatur und 

Et Ussitzky, Sieg über die Sonne ( 1923 

Wirklichkeit ist ein solches von literari­
scher Praxis und Ideologie. Mit großer 
Entschiedenheit akzentuieren sie den 
dialektischen Charakter literarischer 
Tätigkeit innerhalb ideologischer Pro­
zesse. Die Literatur ist in der Lage, in 
den "Determinierungs- und Reproduk­
tionsprozeß'' einander widersprechender 
Ideologien, ideologischer Praxis und In­
stitutionen einzugreifen. Kritisch wen­
den sie sich gegen die These vom 
Totalitätscharakter des künstlerischen 
Werks. "TotalitäC gilt ihnen als ideolo­
gisches Konstrukt. Der literarische Text 
sei Resultat widersptiichlicher, sich 
überlagernder Prozesse und deshalb mit 
Notwendigkeit unvollständig, disparat, 
inkohärent. Die ihm als Wirklichkeit zu­
grunde liegenden Widersprüche können 
in der Ideologie nicht gelöst werden. Wo 
eine Lösung vorliegt, sei diese imaginä­
ren Charakters. Dies äußert sich in Ver­
schleißungen, Selektionen, Substitutio­
nen von Wirklichkeitsmaterial. Die lite­
rarischen Produktionen seien deshalb 
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"nicht unter dem Aspekt ihrer illusionä­
ren Einheit, sondern unter dem Aspekt 
ihrer materialhaften Verschiedenheit, 
Widersprüchlichkeit, der ungleichmäßig 
gelösten Konflikte zu analysieren". Die 
Lösung ideologischer Widersprüche, die 
der Text in seinen Kohärenzversuchen 
entwirft, habe daher den Charakter der 
Inszenierung einer Lösung. Auf diese 
Weise aber werde in der Literatur Di­
stanz erzeugt, wird Ideologie durchsich­
tig gemacht. Medium dieses Vorgangs 
ist die das Ideologische selbst überstei­
gende literarische Fonn. Der Text ist zu 
befragen nicht nur im Hinblick auf das 
unmittelbar Ausgesagte, die explizite 
Artikulation, auch auf das Implizite, 
Nicht-Gesagte, Verschwiegene, ja ist 
zugleich auf die Bedingungen hin zu 
analysieren, die die Textaussage erst 
möglich gemacht haben, auf die Fragen 
hin, auf die der Text reagiert. Der spezi­
fische Gewinn der von Balibar und Ma­
cherey vorgelegten Fassung des Wider­
spiegelungsgedankens liegt nicht zuletzt 
im Erschließen neuer Analysemöglich­
keiten, die Literatur ( wie die anderen 
Künste) als stellungnehmendes Operie­
ren in bestimmten ideologischen Ver­
hältnissen begreifen. 
Von wesentlicher Bedeutung für einen 
gehaltvollen Begriff materialistischer 
Ästhetik (und nicht reduzierbar auf das 
"Dreistufenmodell") sind Beiträge von 
Schriftstellern und Philosophen, die, 
ohne im Sinne der Zunft Kunstwissen­
schaftler gewesen zu sein, sich theore­
tisch oder interpretatorisch zu Fragen 
der Literatur und der Kunst geäußert ha­
ben. Bertolt Brecht, Georg Lukacs, 
Hanns Eisler, Antonio Gramsci, Walter 
Benjamin, Theodor W. Adorno, Ernst 
Bloch und Peter Weiss sind herausra­
gende Beispiele dafür. 

Kunst als Produktion von 
Subjektvermögen 

Der Gedanke der Kunst und Literatur als 
Tätigkeitsfonn steht im Mittelpunkt der 
literaturtheoretischen Überlegungen 
Bertolt Brechts. Dieser bestimmt litera­
rische Praxis als "Geschicklichkeit, 
Nachbildungen vom Zusammenleben 
der Menschen zu verfertigen, welche ein 
gewisses Fühlen, Denken und Handeln 
der Menschen erzeugen können, das der 
Anblick oder die Erfahrung der abgebil­
deten Wirklichkeit nicht in gleicher 
Stärke und Art erzeugen" (Der Messing­
kauf), d.h. als Fähigkeit zu einer be-

stimmten Art gegenständlicher Produk­
tion, dem Herstellen von Werken (im 
Sinne mimetischer Gegenstände), wel­
che auf der Seite des Rezipienten eine 
Veränderung des emotionalen und ko­
gnitiven Vennögens, schließlich der 
Handlungsfähigkeit bewirken. Literatur 
ist also doppelte Produktion, Produktion 
von Kunstwerken ("Nachbildungen") 
zum Zweck der Produktion von Subjekt­
vermögen. Brecht arbeitet mit zuneh­
mender theoretischer Reife den aktiven 
Part des Rezipienten heraus. In seiner ei­
genen drarnatisch-theatralen Produktion 
versuchte er, diesen durch Einsatz viel­
fältiger Mittel - Techniken der Textpro­
duktionen wie der theatralischen Aktion 
- zu stimulieren. Seine Grundauffassung 
war, daß die "Abbildungen [ ... ] vor dem 
Abgebildeten, dem Zusammenleben der 
Menschen" zurücktreten müssen. In die­
ses soll der Zuschauer mit der Bereit­
schaft der Weltveränderung, also pro­
duktiv entlassen werden. Brecht begriff 
den theatralen Vorgang als ein aus ver­
schiedenen Elementen zusammenge­
setztes Ganzes, das auf eine bestimmte 
Wirkung orientiert ist, die in dem Mo­
ment politisch-aufgeklärter Tätigkeit 
kulminiert. Das Resultat des künstleri­
schen Vorgangs ist die Fähigkeit der 
kollektiven Subjekte znr weltverändern­
den Aktion. 
Walter Benjamins Beitrag zu einer 
materialistischer Ästhetik ist in seiner 
Vielfalt und Tiefe auch heute noch nicht 
ausgeschöpft. Gegenüber der falschen 
Alternative eines musealen Historismus 
und klassizistischen "Exorzismus von 
Geschichte", die die traditionelle Kunst­
wissenschaft beherrscht, fordert er von 
dem materialistischen Literarhistoriker 
die "Durchdringung von historischer 
und kritischer Betrachtung" (Benjamin 
1980, Bd. 3, 289). Sein Programm ist die 
Transformation des historischen Mate­
rialismus in eine umfassende kulturelle 
Henneneutik, deren Brennpunkt die 
"Jetztzeit" ist. Es gehe nicht darum, "die 
Werke des Schrifrtums im Zusammen­
hang ihrer Zeit darzustellen, sondern in 
der Zeit, da sie entstanden, die Zeit, die 
sie erkennt - das ist die unsere - zur Dar­
stellung zu bringen". Nur so könne die 
Literatur "ein Organon der Geschichte" 
werden, und sie zu einem solchen zu 
machen, sei Auftrag der Literaturwis­
senschaft (Bd. 3, 290). Diese trägt so zu 
einem umfassenden Verständnis der Ge­
genwart bei. Ihre Aufgabe ist es, die 
verborgene kulturelle Signatur der Zeit 
aufzudecken, und zwar in der Perspekti-

ve der Befreiung, die aus einer messiani­
schen Kraft erwächst, "an die die 
Vergangenheit Anspruch hat" (Benja­
min 1980, Bd. 1, 694). Sie erschließt 
sich aus der von der "Jetztzeit" her neu 
gedeuteten Vergangenheit. Diese Deu­
tung hat die Kritik zum Prinzip. Das in 
den Herrschaftskulturen Ererbte er­
scheint ihr als Beute im Triumphzug der 
Sieger. "Es dankt sein Dasein nicht nur 
der Mühe der großen Genien, die es ge­
schaffen haben, sondern auch der na­
menlosen Fron ihrer Zeitgenossen." Al­
les Erbe, auch das der großen Literatur, 
sei deshalb von Barbarei nicht frei. Es ist 
entstanden und überliefert in Zusam­
menhängen von Zwang und Macht. "Es 
ist niemals ein Dokument der Kultur, 
ohne zugleich ein solches der Barberei 
zu sein. Und wie es selbst nicht frei ist 
von Barbarei, so ist es auch der Prozeß 
der Überlieferung nicht, in der es von 
dem einen an den anderen gefallen ist. 
Die Aufgabe materialistischer Kunst­
wissenschaft (wie auch der materialisti­
schen Geschichtsschreibung) ist es da­
her, "die Geschichte gegen den Strich zu 
bürsten" (Bd. 1, 696f.). In den Blick 
rückt "die Tradition der Unterdrückten" 
- die Sicht auf eine "Zweite Kultur" 
(dazu Metscher 1982). 

Die Tradition 
der Unterdrückten 

Es ist vor allem dieser Teil des Pro­
gramms Benjamins, den Peter Weiss in 
der Ästhetik des Widerstands modellhaft 
eingelöst hat. Die Tradition der Un­
terdrückten erschließt sich hier von den 
frühesten historischen Stufen an in 
menschheitsgeschichtlicher Perspektive, 
und sie erschließt sich vom Standpunkt 
der Jetztzeit - als Erinnerung bemäch­
tigt "im Augenblick einer Gefahr" 
(Benjamin 1980, Bd. 1). Für Weiss sind 
Literatur/Kunst Konstitutionsmomente 
in lebenspraktischen Prozessen. So ge­
winnen am Ausgangspunkt des Romans 
drei junge antifaschistische Wider­
standskämpfer aus ihrer Deutung des 
Pergarnonfrieses im Berlin des Jahres 
1937 ihre kulturelle Identität und 
politische Orientierung. Literaturan­
eignung ist notwendiges Mittel pro­
letarischer Subjektbildung, einer umfas­
senden historisch-kulturellen Sinnfin­
dung. Kunst bei Weiss ist, wie bei 
Lukacs, Bildung des Gedächtnisses und 
damit auch des Selbstbewußtseins der 
Menschheit. Zugleich ist sie, in der 
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Perspektive proletarischer Aneignung, 
Mittel lebenspraktischer Orientierung, 
in diesem Zusammenhang Organon der 
Konstitution einer Tradition der Unter­
drückten. Kunst ist Lebensmittel, ja 
Überlebensmittel im pclitischen Kampf. 
Und Kunst meint eine Dialektik von 
rezeptiver und produktiver Tätigkeit. So 
erwirbt der anonym bleibende proleta­
rische Erzähler im Verlauf der Roman­
handlung, über die Aneignung von 
Werken alter und neuer Kunst, die 
Fähigkeit zur eigenen Kunstproduktion -
das Subjekt künstlerischer Rezeption 
transformiert sich zum Subjekt künstle­
rischer Produktion. Das gestaltete Werk 
selbst bildet die gegenständliche Mitte 
in diesem Prozeß, zugleich ist es das 
Moment der Vermittlung seiner ver­
schiedenen Glieder. Kunst bei Weiss 
meint einen vielschichtigen Prozeß pro­
duktiv /reproduktiver künstlerischer Tä­
tigkeiten. Mit größter Komplexität und 
entschiedenem theoretisch-schriftstelle­
rischen Zugriff wird von ihm die Kate­
gorie ästhetisch-gegenständlicher Tätig­
keit als grundlegende Kategorie des 
künstlerischen Prozesses wie des Ästhe­
tischen überhaupt in den Blick gerückt. 
Ein weiterer folgenreicher Grund­
gedanke Benjamins zielt auf die Stel­
lung der Künste im Gefüge der Pro­
duktivkräfte. Die Grundfrage materiali­
stischer Ästhetik "wie steht eine Dich­
tung zu den Produktionsverhältnissen 
der Epoche?" empfiehlt er zu ersetzen 
durch die Frage: "wie steht sie in ih­
nen?" (Benjamin 1980, Bd. 2). Damit 
aber trete die Frage nach der schriftstel­
lerischen Technik in den Vordergrund. 
Kunst sei zu sehen als ästhetische 
Produktivkraft sowie als System von 
"Produktionsformen und Produktionsin­
strumenten", die es im Sinne einer "im 
Klassenkampf dienlichen Linie" umzu-

Pablo Picasso, Guernica (19.37) 

funktionieren gelte (als Beispiel dient 
Brecht). Nur auf diese Weise sei die Fra­
ge des Verhältnisses von politischer 
Tendenz und literarischer Qua1ität in ei­
ner Weise zu lösen, in der die politische 
Tendenz die literarische Qualität ein­
schließt. 
Der Bedeutung Benjamins an Tiefe und 
Umfang des Denkens vergleichbar ist 
das (im deutschsprachigen Bereich bis­
lang wenig erschlossene) Werk Antonio 
Gramscis. Im Rahmen materialistischer 
Ästhetik kommt seinen Ausführungen 
zum sozialen Ort und zur Funktion der 
Künste eine hervorragende Bedeutung 
zu. Zentral dafür ist die Theorie der 
Zivilgesellschaft (societti civile). Sie ist 
Kern einer radikalen Transformation des 
Marxschen Basis-Überbau-Modells. Mit 
Zivilgesellschaft meint Gramsci den 
zwischen Basis und Überbau, Ökonomie 
und Staat angesiedelten Kernbereich des 
kulturellen Lebens, wie ihn jede entwik­
kelte, arbeitsteilig organisierte Gesell­
schaft aufzuweisen hat. Wird der Staat 
als Zwangsapparat gedacht, der von 
oben her die Eigentumsverhältnisse ei­
ner gegebenen Gesellschaft absichert, so 
bezeichnet "Zivilgesellschaft" den 
gesamten "lebensweltlichen'' Bereich 
von Alltag und Kultur, unter Einschluß 
des Ästhetischen, der Literatur und der 
Künste (heute der Medien), der Wissen­
schaft und Philosophie. Die Zivilgesell­
schaft umfaßt also fundamentale Sozia­
lisationsformen, institutionelle Formen 
(Familie, Schule, Kirche, Parteien, Koo­
perationen, Gewerkschaften) wie auch 
die Literatur-, Kunst- und Wissen­
schaftsverhältnisse (samt ihren eigenen 
Produktions-, Distributions- und Kon­
sumtionsformen - den Weisen ihres Aus­
tauschs und ihrer Produktion) einer ge­
gebenen Gesellschaft. Sie ist der Ort, an 
dem die alltägliche Fonnierung der 

Menschen vor sich geht - eine Formie­
rung, die Körperlichkeit, Psyche und 
Bewußtsein umfaßt, also den ganzen 
Menschen in seinem individuell-sozia­
len Verhalten, Welt- und Selbstverhält­
nis. Sie ist zugleich der Ort, an dem um 
den Konsens der Menschen zu den be­
stehenden Eigentums- und Herr­
schaftsverhältnissen gerungen, an dem 
praktisch über die Hegemonie einer po­
litisch herrschenden Klasse oder 
Machtfonnation entschieden wird. Und 
sie ist der Kern innerhalb des gesell­
schaftlichen Ganzen, an dem sich Wi­
derstand gegen gegebene Machtverhält­
nisse artikulieren kann - der zentrale Ort 
möglicher Emanzipation und Befreiung, 
der individuellen wie sozialen Subjekt­
konstitution und kulturellen Bildung. An 
diesem Prozeß der Formierung (Integra­
tion und Emanzipation) der Subjekte hat 
das Ästhetische (Künste und Alltagsäs­
thetik) einen bedeutenden Anteil, denn 
es betrifft Psyche und Bewußtsein im 
gleichen Maße. Es besitzt eine enonne 
integrierende, aber auch kritisch­
emanzipative wie utopische Kraft. Der 
Kampf um die Künste galt Gramsci als 
Kampf um den Menschen - die Gewin­
nung seiner Mündigkeit und sozialen 
Selbstbestimmung. 

Eigengesetzlichkeit 
der Kunstproduktion 

Hanns Eislers große Leistung ist es, 
Gedanken entwickelt zu haben, die es 
gestatten, den Formbegriff in der Kunst 
materialistisch als gesellschaftlichen zu 
fassen, ohne die Eigengesetzlichkeit 
künstlerischer Entwicklung zu igno­
rieren. Obwohl Eislers Überlegungen in 
erster Linie an der Musikästhetik orien­
tiert sind, gelten sie auch im Hinblick 
auf die anderen Künste. Eisler faßt 
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Kunst als "Abbild mittels Phantasie und 
Konstruktion" (Münz-Koenen, 1981). 
"Phantasie und Konstruktion durchdrin­
gen einander" (Eisler nach ebd., 604). 
Es gelingt ihm dabei, "Kunst in den gro­
ßen epochalen Zusammenhang der 
Menschheitsgeschichte von der Ur­
gemeinschaft über die Klassenforma­
tionen bis zur klassenlosen Gesellschaft 
zu stellen". In dieser Perspektive stellt 
sich ihm die Entwicklung der Künste 
"als ein Prozeß der Emanzipation von 
unmittelbarer Zweckgebundenheit zu 
freier schöpferischer Betätigung" dar 
(ebd., 606) - ein gedankliches Motiv, das 
in der späten Ästhetik von Lukacs seine 
Entsprechung findet. Eisler sagt: 
"( ... ) wenn wir die Kunstgeschichte 
überhaupt erklären wollen, so entstehen 
die einzelnen Gebiete der Kunst vor al­
lem durch Arbeitsteilung. Und die 
Säkularisierung, die Emanzipation der 
Kunst vom Religiösen, von Riten, vom 

Mythos ist ihre 
Verbürgerli­
chung oder ihre 
Modernisierung! 
Das heißt: in dem 
Moment, wo die 
Kunst sich ab­
trennt von ihrem 
praktischen Ge­
brauch ( ... ), be­
kommt sie erst 
das, was wir mo­
dern als Kunst 
bezeichnen" (Eis­
ler 1975, 237) -
ein Gedanke, 
der ins Zentrum 
des Denkens 
von Lukäcs 
spricht! Was Eis­
ler hier interes­
siert, ist die 
"formationsüber-
greifende Her-
ausbildung der 
Eigengesetzlich-
keit künstleri-
schen Produ-
zierens" im Zu­
sammenhang mit 
der Frage eines 
dieser Eigenge­
setzlichkeit ange­
messenen Re­
zeptions v erhal­
ten (Münz-Koe­
nen 1981, 608f.). 
Diese Eigenge-
setzlichkeit ver­

sucht er mit einem (auf Arwatow 
zurückgehenden) Materialbegriff zu 
fassen. Eislers Materialbegriff beruht auf 
der Unterscheidung von akustischem 
(klanglich-sinnlichem) und ästhetischem 
Material sowie der "methodischen Tren­
nung von künstlerischer und allgemei­
ner Arbeit". In künstlerischem Material 
ist stets "ein geschichtlich sich ständig er­
weiterndes Quantum menschlicher Ar­
beitsleistung vergegenständlicht, es ist 
Arbeitsresultat und Arbeitsgegenstand 
zugleich". "Musikalisches Material ist 
nach ästhetischen Gesichtspunkten ge­
bildetes und integriertes akustisches Ma­
terial" (Mayer 1978, 142). Mit der Kon­
zeption eines ästhetischen Mate­
rialbegriffs hat Eisler Impulse verarbei­
tet, die aus der russischen formalen 
Schule, von Th. W. Adorno und der mu­
sikalischen Entwicklung selbst - vor al­
lem Arnold Schönberg - stammen. Sie ist 
der Versuch, Musik als besondere Wei-

se der Produktion und besondere Wei­
se der Abbildung, Verständigung und 
sozialen Kommunikation zu begreifen -
sicher einer der fruchtbarsten Ansätze 
einer modernen materialistischen Ästhe­
tik. 
Das ästhetische Denken Theodor W. 
Adornos versteht sich als kritisch-mate­
rialistische Philosophie unter den Bedin­
gungen der Gegenwart. Diese sei cha­
rakterisiert durch das Erstarren des Ge­
schichtsprozesses - den Tatbestand uni­
versaler Deformation. Die von Marx in­
tendierte Veränderung der Welt miß­
lang. Materialistisches Denken heute 
vermag den Grundintentionen seines 
Begründers nur als radikale Kritik gege­
bener Wirklichkeit, in der Form negati­
ver Dialektik die Treue zu halten. Die 
Marxsche Dialektik sei von jeder Affir­
mation zu befreien. Der Kunst nun 
kommt im Programm der negativen Dia­
lektik eine besondere Rolle zu. Sie ist, 
mehr noch als die Theorie, mehr auch 
als der philosophische Begriff, der sub­
tilste Seismograph gesellschaftlichen 
Seins, zugleich permanente Kritik ge­
gebener Gesellschaft. Kunst steht im 
"Widerspruch zum perennierenden 
Stande von Unfreiheit im Ganzen" 
(Adorno 1970). Sie ist "bestimmte Ne­
gation der bestimmten Gesellschaft" 
(Ebd.; vgl. insbes. die Beckett-Analyse 
in Adorno 1961). Die gelungenen Werke 
sind im Besitz einer immanenten, jede 
Ideologie überschreitenden Kraft. Allein 
sie verbergen noch die Hoffnung auf 
eine Welt geglückter Humanität; Hoff­
nung, die der Radikalität der Negation 
entspringt ( aus diesem Grund kann das 
Drama Becketts zum großen Paradigma 
einer "Kunst nach Auschwitz" werden). 
Dieser Gedanke wird durch die Lehre 
vom Doppelcharakter der Kunst begrün­
det: Sie sei zugleich "fait social" und 
"autonom" - eine Autonomie, die sich in 
der ästhetischen Form konstituiert. In ihr 
haben die Momente von Opposition 
(Negation) und Utopie ihren Ort . 
Statthalterin der Utopie sind Literatur 
und Kunst auch im Denken Ernst 
Blochs, ja die Idee der utopischen Funk­
tion des Ästhetischen steht im 
Mittelpunkt seiner Philosophie der Hoff­
nung. In den Künsten artikuliert sich der 
"konkret-utopische Horizont" (Bloch 
1959) des Geschichtsprozesses. Künst­
lerischer Schein ist "sichtbarer Vor­
schein" - "konkrete Utopie ( ... ) am Hori­
zont jeder Realität". Gemeint ist die, im 
Marxschen Sinn, universale Emanzipati­
on des Menschen, eine "Vollendung" 
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der Welt in totaler Diesseitigkeit. 
"Humanisierte Natur" ist das "gottlose 
Gebet der Poesie". Utopische Funktion 
aber besitzen die Künste nicht allein 
kraft der Qualität ihrer Geformtheit, son­
dern aufgrund der gestalteten Gehalte -
der Inhalte, die Kunst zu einer besonde­
ren Weise der Weltsicht transformiert -
als Artikulationen der "unabgeschlosse­
nen Bewegung der unabgeschlossenen 
Materie" in einem teleologisch-utopisch 
konzipierten geschichtlichen Prozeß. 
Georg Lukacs' späte Ästhetik (Lukäcs 
1963) kann heute als bedeutendste 
systematische Ästhetik materialistischer 
Tradition gelten ( vgl. Pasternack 1985 
und 1989), mit enormen, völlig unausge­
schöpften Reserven für ein gegen­
wärtiges ästhetiktheoretisches Denken. 
Ihre philosophische Radikalität liegt im 
Rückgang auf evolutions- und gattungs­
geschichtliche Fundamente (vgl. Tertu­
lian 1986). Diese Fundierung liegt onto­
logisch und geschichtsphilosophisch tie­
fer als die Begründungen der Kritischen 
Theorie, der Rezpetionstheorie oder des 
Strukturalismus. 

Kunst als "Vox Humana" 

Von entscheidender Bedeutung für die 
Konzeption des Ästhetischen ist ein Be­
griff von Mimesis als allgemeiner Fä­
higkeit des menschlichen Bewußtseins 
(Lukäcs unterscheidet zwischen elemen­
tarer Mimesis [Alltag/Arbeit], theoreti­
scher Mimesis [Wissenschaft] und äs­
thetischer Mimesis [Kunst], mit den 
"Zwischenstufen" von Magie, Mythos 
und Religion) und die Annahme der Exi­
stenz ästhetischer Prinzipien. Diese sind 
die determinierenden Kategorien des 
Ästhetischen, die im Sinne phyloge­
netisch gewordener, relativ stabiler 
Schemata aufgefaßt werden. Sie sind 
konstitutiv für die Herausbildung der äs­
thetischen Sphäre im Verlauf des 
historischen Prozesses, d.h. für die Ent­
wicklung des Bereichs Kunst im Sinne 
eines gesellschaftlichen Teilsystems. 
Die ästhetischen Prinzipien fungieren 
als geschichtlich entstandene Bedingun­
gen für die Strukturierung künstlerischer 
Werkwelten in historisch spezifischer 
Form. Sie ermöglichen den Zu­
sammenhang von Produktion, Werk und 
Rezeption/Funktion und konstituieren 
die Einheit der Kunst - der gesamten 
Weltkunst - bei der "unendlich" zu nen­
nenden Vielfalt historischer Er­
scheinungen, der Werke und ihrer 

Funktionen. Sie machen es möglich, ei­
nen Gegenstand oder Prozeß über ei­
nen langen Zeitraum hinweg, in allen 
Kulturen, als ästhetischen zu identifizie­
ren. Ästhetische Mimesis für Lukacs ist 
weltschaffende Mimesis: Produktion von 
Wirklichkeitsmodellen in der ästhe­
tischen Form je individueller Werkwel­
ten; Formen, in denen historische Welt 
ihrer selbst ansichtig wird, der Mensch 
sich als "Mensch ganz" erfährt, erfühlt 
und erkennt. Gegenstand der Kunst ist 
das gesellschaftliche Subjekt im Verhält­
nis zu sich selbst, zur Geschichte, zur 
Natur. 
Das so gebildete Gattungsbewußtsein ist 
Selbstbewußtsein, weil in der ästheti­
schen Mimesis die Welt als ansichseien­
de immer auf den Menschen bezogen 
wird. Damit bleibt Kunst stets gebunden 
an den realen Geschichtsprozeß, der au­
ßerhalb der Kunst seine materielle Exi­
stenz hat, der ohne Kunst freilich um die 
Dimension des Selbstbewußtseins ver­
kürzt wäre. Kunst ist "vox humana": Sie 
"spricht die Wahrheit des historischen 
Moments für das Leben der Menschen 
aus" (Lukacs 1963, Bd. 1, 849). In der 
"Universalität des Ästhetischen", dem 
"Pluralismus der Künste und Werke" 
konstituiert sich das Selbstbewußtsein 
der Menschheit als Form geschichtli­
chen Wissens. In ihm kommen die Men­
schen zum Bewußtsein ihrer eigenen 
Existenz, ihrer individuellen wie gesell­
schaftlichen Lebenserfahrung. Im Zen­
trum dieses Bewußtseins steht der 
immerwährende Kampf "für die Integri­
tät des Menschen, gegen jeden Schein 
und jede Erscheinungsweise seiner De­
formation" (Lukäcs 1963, Bd. 1, 697f.). 
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Uli Schöler: "Despotischer Sozialismus" 
'oder "Staatssklaverei"? Die theoretische 
Verarbeitung der sowjetrussischen Ent­
wicklung in der Sozialdemokratie Deutsch­
lands und Österreichs (1917 bis 1929).Er­
schienen im Lit Verlag, Münster 199/. /046 
Seiten, /68,80 DM (Subskriptionspreis bei 
Direktbestellun beim Verlag 68,80). 

In Klammern angegebene Zahlen ver­
weisen auf die jeweiligen Seiten. 

daß es auch ohne Kapitalisten 
geht ... 

Lohnt sich - angesichts der Entwicklun­
gen seit 1989 - noch die Lektüre über die 
Ansichten linker und rechter Sozialde­
mokratlnnen über die Sowjetunion? 
Sind die Positionen denn nicht schon 
hinlänglich bekannt? Was sollte die Ar­
beit in der Sicht Schölers überhaupt lei­
sten? Vom allgemeinen Ziel, der Be­
schäftigung mit der "Geschichte der 
Sowjetunion und ihrer möglichen Erklä­
rung"(2) bis hin zu dem "Versuch, her­
auszufinden, inwieweit sich ... Grundla­
gen für eine differenzierte Erklärung der 
Sowjetgesellschaft entdecken lassen, als 
sie sich in dem Bild von der monolit­
hisch erstarrten, bewegungsunfähigen 
Bürokratenherrschaft Anfang der achtzi­
ger Jahre widerspiegelt"(4), zieht sich 
ein weiter Spannungsbogen bis hin zu 
dem Zweck, "sozialdemokratische 
Theoriebildungsprozesse historisch 
nachzuzeichnen und auf ihre Tragfähig­
keit hin zu untersuchen" (9). Zu welchen 
Ergebnissen kommt Schöler? Bietet sei­
ne Arbeit mehr Erkenntnisse als die be­
kannte Feststellung: "Sowjetrußland 
wurde auf Seiten der Linken zum Fanal, 
zum Vorbild, während die MSPD auf 
der rechten ein mehr und mehr entstell­
tes Zerrbild entwarf und die in Deutsch­
land aufkommende Bolschewismus­
furcht mitschürte."(181) Verschaffen 
wir uns einen - angesichts des Umfangs 
der Arbeit nicht umfassend möglichen -
Überblick. 

Begrüßung und Ablehnung: 
Die Oktoberrevolution 

Zunächst hatten alle sozialdemokrati­
schen Parteien die Oktobertage begrüßt. 
Die Ausdifferenzierung der Positionen 
aufgrund der Auflösung der Konsti­

. tuante, der Politik des Terrors, der Pro­
bleme des Kriegskommunismus, das 

Vorgehen der Bolschewiki gegen Geor­
gien, die NEP, Fragen internationaler 
Politik sowie die Auswirkungen auf die 
Programmatik der sozialdemokratischen 
Parteien bilden das Grundgerüst in 
Schölers Darstellung. 
Die Wortführenden sind: Karl Kautsky 
auf der Rechten, Theodor Dan (Men­
schewiki), meist in einer Rolle des Ver­
mittlers, Martow (Menschewiki) mit­
tendrin, Otto Bauer mit Sympathie und 
Interesse auf der linken Seite, Vertre­
terinnen des Spartakusbundes (noch als 
Teil der USPD), Paul Levi als Rück­
kehrer aus der KPD mit antirussischer 
Kritik und früh einer Einschätzung, die 
Rußland auf dem Weg in den Kapitalis­
mus sah. 
Kautsky bleibt in der Vorkriegsideolo­
gie der Sozialdemokratie gefangen, (99) 
Bauer begreift die Entwicklung Ruß­
lands als Studienobjekt für unterschied­
liche Wege zum Sozialismus.(118) 
Kautsky hält die Verwirklichung des 
Sozialismus, das Weiterkommen über 
das Stadium des Kapitalismus hinaus, 
bald aufgrund der ökonomischen 
Rückständigkeit für unmöglich.(97-99). 
Während beim Spartakusbund Zustim­
mung herrschte, jedoch eine Überbeto­
nung des Willensmoments zum alles 
entscheidenden Faktor (106) vorlag, sah 
Otto Bauer dort einen "despotischen So­
zialismus" (l l 7) entstehen. Bauer sah 
das bestehende Bündnis zwischen Bau­
ern und Proletariern brechen und eine 
bürgerlich-demokratische Republik ent­
stehen.(109) 

Kriegskommunismus 

Während Kautsky den Arbeitszwang des 
Kriegskommunismus den "Höhepunkt 
des bolschewistischen Kommunismus, 
ein System der Staatssklaverei" (199) 
nannte, war die USPD-Linke damit be­
schäftigt, den eingeschlagenen Kurs zu 
rechtfertigen: Sie bot jedoch keine Lö­
sungsvorschläge für eine Reihe von Pro­
blemen, die sich aus der Politik der Bol­
schewiki sowie aus dem teils spontanen 
Prozeß der Sozialisierung selbst ergaben 

(l 99). In der Auseinandersetzung mit 
dem Kriegskommunismus entwickelte 
Otto Bauer sein Sozialisierungsmodell 
der tatsächlichen Vergesellschaftung 
durch einen Verwaltungsrat, der von 
Gewerkschaften, Konsumenten und 
Staatsvertretern drittelparitätisch besetzt 
sein soll. Vorstellungen, die laut Schöler 
das "Modell auch für heute höchst aktu­
ell erscheinen" (218) lassen. 

Die Lösung der Agrarfrage 

Durchgängig befaßten sich die unter­
schiedlichen Strömungen in der Sozial­
demokratie mit der Frage, inwieweit das 
Bündnis zwischen Bauern und Prole­
tariern halten würde. Alle Strömungen 
sahen es als notwendig an, die Bauern an 
die proletarische Revoultion zu binden, 
indem die Landverteilung hinge­
nommen und organisiert wurde, obwohl 
- mit den Worten Levis - "doch kein 
Bolschewiki nicht wußte, daß das End­
ziel des Kommunismus nicht Landver­
teilung in Privateigentum der Bauern, 
sondern ungefähr das Gegenteil 
ist. "(239) Alle teilten die Befürchtung, 
dieses stabilisierte konservative Element 
könnte die gesellschaftlichen Errungen­
schaften wieder zunichte machen. Wie­
derum ist es Otto Bauer, der zwar den 
Bolschewiki vorwirft, der utopischen 
Vorstellung aufzusitzen, daß die neu 
entstandenen bäuerlichen Kleinbetriebe 
in schneller Entwicklung in sozialisti­
sche Großbetriebe übergeführt würden. 
Aber nur Bauer zog aus der russischen 
Entwicklung die Konsequenz, daß eine 
Revolution der Grundeigentumsverhält­
nisse in West- und Mitteleutopa deshalb 
planmäßig durch den Staat und gemäß 
des gesellschaftlichen Gesamtinteresses 
durchgeführt werden müsse.(220-251) 
Nach dem Scheitern der europäischen 
Revolution sah Paul Levi, mittlerweile 
in der SPD-Linken, in Rußland "auf den 
Schultern der breiten Bauern­
masse"(728) den Kapitalismus wieder­
erstehen.(726 ff.) 

Diktatur oder Demokratie 

Auf über 200 Seiten (252-479) breitet 
sich vor unseren Augen die zeitgenössi­
sche Debatte zu diesen Fragen aus. Von 
der Position der Selbstbeschränkung auf 
den Parlamentarismus durch die MSPD 
bis zum Verständnis der Diktatur des 
Proletariats als "Übergang zur sozialisti-
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sehen Demokratie" (Hilferding) oder als 
"Diktatur der Volksmehrheit" (Martow) 
ist eine Diskussion exakt nachge­
zeichnet, die verdeutlicht, welchen Ver­
lust an Streit- und Inhaltskompetenz die 
heutige Sozialdemokratie zu beklagen 
hat. Laut Otto Bauer sei der "Despotis­
mus einer vorgeschrittenen Minderheit 
eine transitorische Notwendigkeit, ein 
zeitweilig unentbehrliches Instrument 
des historischen Fortschritts" (393). 
Rosa Luxemburg warnt: "Das Gefährli­
che beginnt dort, wo sie aus der Not die 
Tugend machen, ihre von diesen fatalen 
Bedingungen aufgezwungene Taktik 
nunmehr theoretisch in allen Stücken 
fixieren und dem internationalen Prole­
tariat als das Muster der sozialistischen 
Taktik zur Nachahmung empfehlen wol­
len."(435) Und Paul Levi konstatiert 
1921, daß sowohl von der Diktatur des 
Proletariats nicht viel übrige geblieben 
sei, als auch das öffentliche Leben, der 
Geist der Demokratie gestorben sei - die 
russische Revolution habe es nicht ge­
schafft, die parteilosen Massen an die 
Revolution zu binden.(377) 

Neue Ökonomische Politik 

"Man kann als kommunistisches Ge­
meinwesen mit kapitalistischen Staaten 
ohne Beeinträchtigung seines eigenen 
Wesens Geschäfte machen, man kann 
aber nicht ungestraft von dem Kapitalis­
mus sich seine Geschäfte besorgen las­
sen."(617) Diese von Otto Bauer geäu­
ßerte Position faßt zwar nicht die Mei­
nung aller Strömungen über die Verän­
derungen durch die NEP zusammen, 
zeigt aber die Richtung und die Skepsis, 
mit der diese Richtungsänderung be­
trachtet wurde. So schrieb Paul Levi - ins­
besondere nach der Niederschlagung des 
Kronstadt-Aufstandes - die sozialistische 
Perspektive für Rußland gänzlich ab 
(633). Wie wenig kontinuierlich aber die 
Positionsbildung letztlich in den ökono­
mischen Fragen blieb, zeigt sich daran, 
daß Bauer 1925 in einem Vortrag da­
von sprach, "daß zwar noch nicht der 
Beweis erbracht ist, aber in ein paar 
Jahren dort erbracht werden kann, daß es 
auch ohne Kapitalisten geht."(689) 

Die Menschewiki 

Nach anfänglichem Utopismus-Vorwurf 
sahen die Menschewiki die Möglichkeit 
des Übergangs von einer kapitalisti-

sehen zu einer sozialistischen Gesell­
schaft, wenn die Alleinregiernng durch 
eine "Koalition aller sozialistischen Par­
teien und Gruppen auf sozialistischer 
Basis" abgelöst würde(82). Schöler 
zwingt uns, bestehende (Vor-)Urteile 
gegen die Menschewiki zu überprüfen. 
Denn die Haltung der Menschewiki war 
die einer kritischen Solidarität.(337) Die 
Diktatur einer Minderheit betrachtete 
Martow als "Zuflucht" und das "Bestre­
ben, die gesamte Zwangsgewalt des 
Staates in den Händen einer proleta­
rischen Minderheit zu vereinigen, die 
der objektiven Logik der Revolution und 
dem Klassenbewußtsein der Mehrheit 
des Proletariats und des Volkes miß­
traut. "(332-334) Der Bürgerkrieg habe 
die Notwendigkeit zu einer Politik der 
Expropriation, Requisition, Konfiskati­
on, Bürokratisierung, Militarisierung 
und Terrorisierung gebracht. Schöler 
sieht bei Martow ein Zuviel einer allge­
mein theoretischen Ebene und zu wenig 
die Untersuchung der Möglichkeit für 
eine proletarisch geprägte Massendemo­
kratie.(335) Aber dieser kritische Ein­
wand soll nicht mißverstanden werden: 
Denn Martow sieht als Ursachen für den 
Bolschewismus "die starke Demo­
ralisierung des Proletariats durch den 
Krieg ... einen Maximalismus der poli­
tischen Forderungen; einen Mangel an 
aufmerksamer Betücksichtigung der 
Bedürfnisse der gesellschaftlichen Pro­
duktion, d.h. das Ausgehen vom Stand­
punkt des Verbrauchers, nicht des Er­
zeugers; eine Tendenz, alle Fragen des 
politischen Kampfes mit Hilfe der be­
waffneten Macht lösen zu wollen, bei 
gleichzeitiger skeptischer Haltung ge­
genüber demokratischen Lösun­
gen."( 499) 
In der NEP sahen die Menschewiki dann 
den direkten, einzig gangbaren Weg hin 
zum Kapitalismus. (638 ff.) Nur wenige 
wie Olga Domanewskaja werteten die 
Planungsversuche in der Sowjetunion 
positiv als " ... eine Pionierarbeit, die kei­
nerlei Präzedenzfälle kennt. .. " (656) 
Differenziert bleibt auch das Urteil über 
Stalins Politik nach dem Tode Lenins. 
Es waren jedoch die Menschewiki, die 
als erste die fundierteste Kritik an den 
aufkommenden Totalitarismus-Model­
len der Rechtssozialdemokratie formu­
lierten. (809) So Alexander Schifrin 
1931: "Die bolschewistische Diktatur 
hat die alte politische und soziale Ord­
nung vernichtet, die bürgerliche-demo­
kratische Revolution bis in die letzten 
Konsequenzen getrieben, um sie später 
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in die sozialistische Revolution zu über­
führen. Die faschistische Diktatur war 
dagegen nur eine Form des politischen 
Überbaus des Kapitalismus."(809) Eben­
falls richteten sie ihre Kritilc gegen die 
Bestrebungen, die Bolschewiki und ihr 
Staatssystem zu liquidieren bzw. laut 
auf eine Liquidierung zu hoffen. So for­
muliert Dan 1925, daß die "bewaffueten 
Kräfte des Umsturzes .. . alles andere als 
eine Annee des Sozialismus und der De­
mokratie" sein würden, und ihre "provi­
sorische Regierung ... unvenneidlich 
eine Diktatur der Konterrevolution" sein 
würden. (827) Der Ablehnung der 
Aufstandsperspektive eines Karl Kauts­
ky entsprach auch die Resolution "Hän­
de weg von Sowjetrußland!", die Mar­
low und Bauer auf dem SAI-Kongreß 
1928 einbrachten. 

Deutsche und österreichische 
Sozialdemokratie 

Die Arbeit Schölers ist in Bezug auf die 
deutsche Rechtssozialdemokratie eine 
dezidierte Dokumentation eines erstarr­
ten Aritibolschewismus von Anfang an -
bei dem Umfang der Arbeit hätte sie fast 
weggelassen werden können: Weniger 
wäre hier mehr gewesen. - "Die Herr­
schaft der Arbeiterklasse wolle und müs­
se den Menschen alle Freiheiten 
gewähren. nur die eine nicht, zum 

l 

Kapitalismus zurückzukehren."(913) -
Diese Position des Österreichers Otto 
Leichter charakterisiert die dort von ei­
nem ''unverkrampften Verhältnis zu 
Sowjetrußland und zum Bolschewis­
mus" geprägte Debatte, die sich in 
einem Lernprozeß über Bündnisüber­
legungen für die Übergangsphase zwi­
schen Kapitalismus und Sozialismus im 
österreichischen Agrarprogramm 1925 
manifestierte (899-902). Die Bünd­
nisüberlegungen wurden wiederauf­
gegriffen in der Debatte um das Linzer 
Programm 1926, im Konzept der "Hege-
monie des Proletariats". Für Bauer hat­
ten sich vor allem die Methoden des 
Klassenkampfes in Europa im Verlaufe 
der letzten Jaluzehnte geändert. Dabei 
kam er bis hin zur Wortwahl und der 
Bilder zu gleichen Beschreibungen wie 
Gramsci.(904) In der Beurteilung Stalins 
lagen die Sympathien Levis bei der 
Linksopposition, die Haltung Bauers 
war die der Zustimmung zum realisti­
scheren wirtschaftsJX)litischen Kurs der 
Mehrheit. (864 ff.) 

Ein bißchen Kritik ... 

Schöler kritisiert den Geschichtsdeter­
minismus der rechten Sozialdemokratie, 
bei Kautsky oder bei Theodor Dan 1928: 
Der Sozialismus in Rußland hätte nur 
siegen können, wenn der Anstoß dazu 
von außen, von einem sozialistischen 
Umfeld gekommen wäre (860). Aber 
auch für die linken Kräfte spielte diese 
Frage eine große Rolle: So z.B. in der la­
vierenden Position Bauers, daß es - trotz 
eines vorher schwach entwickelten Ka­
pitalismus - wohl klappen könnte, zwar 
nicht in einem einzigen Land, aber in 
"großen zusammenhängenden Ge­
bieten"(869). 
Die Frage nach der Möglichkeit, trotz ei­
nes relativ schwach entwickelten Kapi­
talismus eine sozialistische Revolution 
zu machen, bestimmt - angesichts ihres 
Scheiterns - die Antwort in unseren 
Köpfen. Nach dem Motto: Die Ge­
schichte hat's bewiesen. In dieser Hin­
sicht wäre es hilfreich gewesen, auf 
Marx Bezug zu nehmen, bei dem es kei­
ne Unilinearität der Aufeinanderfolge 
der Produktionsweisen gibt. Im Gegen­
satz zu der schon 1917 bestehende 
Verkürzung des historischen Materialis­
mus, der schließlich durch Stalin auf die 
Aufeinanderfolge von fünf Grundtypen 
von Produktionsverhältnissen (Urge­
meinschaft, Sklaverei, Feudalismus, 

Kapitalismus, Sozialismus) zurechtge­
stutzt wurde. Dies reduzierte "die Marx­
sehe Geschichtsauffassung auf eine Art 
Verfolgungsrennen zwischen Produktiv­
kräften und Produktionsverhältnissen" 
und versucht dem Problem zu entgehen, 
zu beantworten, "was Marx genau 
meint, wenn er von 'Produktionswei­
sen', von 'ökonomischen Formationen', 
von 'Epochen' der Menschheitsge­
schichte" spricht.2 

... Fazit 

In der vorliegenden, manchmal ermü­
dend detailreichen Schrift leistet Uli 
Schöler eine hervorragende, niemals 
von Sentimentalitäten geprägte Arbeit 
des kritischen Rückblickes. Denn sie 
gibt Aufschluß darüber, wie sich das 
Bild der Sowjetunion in den unter­
schiedlichen, theoretisch und historisch 
differenzierten Strömungen innerhalb 
der Sozialdemokratie entwickelt hat. 
Ohne Häme oder Rechthaberei erfaluen 
wir vieles über die unterschiedlichen 
Vorstellungen, wie denn nun eine Regie­
rung den Sozialismus anfangen sollte. 
Damit wird" der. ·ßJiCk frei auf die Ur­
sprünge unseres kollektiven und indivi­
diuellen Bildes von der Sowjetunion, 
welches uns bis heute geprägt hat. Noch 
viele wehmütige Rückblicke auf das Ge­
stern des Kalten Krieges und die starke 
Sowjetunion stehen der Entwicklung ei­
ner gesellschaftspolitischen Alternative 
zum Hier und Heute im Wege. · U!i 
Schöler erschließt uns eine Welt ohne 
Vorurteileund der offenen Kritil< an al­
len möglichen Zuständen im "Paradies" 
der Werktätigen, ohne die gleichzeitig 
Solidarität mit dem "Kampf unserer 
Genossen"(869) zu vergessen - eine Of­
fenheit der Kritik, die die Linke im Kal­
ten Krieg weitgehend verloren hat. 

Hans-Joachim 0/czyk, Oldenburg 

Vgl. Sofri, Gianni: Über· asiatische Produk­
tionsweise. Zur Geschichte einer strittigen Ka­
tegorie der politischen Ökonomie. Frankfurt: 
Europöische _ Verlagsanstalt 1972.S. 70 u. S. 
73. vg1. auch Labica, Georges: Der Marxis­
mus-Leninismus. Elemente einer Kritik. Berlin: 
Argument Verlag 1986. 
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Francis Fukuyama: Das Ende der 
Geschichte. Wo stehen wir? Kind/er 
Verlag, München: 1992. 512 S. 
42,- DM. (= The End of History and 
The Last Man. Aus dem Amerikani­
schen von Helmut Dierlamm, Ute 
Mihr und Kar/heinz Dürr.) 

Kein Apokalyptil<er, eher ein waschecht 
Integrierter meldete sich da vor drei Jah­
ren im US-amerilcanischen Magazin Na­
tional Interest zu Wort und verkündete 
das "Ende der Geschichte". In diesem 
Frühjalu nun hat Francis Fukuyama, 
stellvertretender Direktor des Policy 
Planing Staff im US-State Department, 
ein umfangreiches Buch vorgelegt, in 
dem er seine damaligen Thesen auf über 
500 Seiten streckt und zu untermauern 
sucht. 

"Ideologische Evolution" 

Worum geht es? Am Ende des 20. Jalu­
hunderts, so Fukuyama, habe sich die 
"liberale Demokratie" als einzige Form 
der politischen und gesellschaftlichen 
Organisation mit Anspruch auf universa­
le Geltung gegen ihre Konkurrenten be­
haupten können: der Faschismus wie 
Kommunismus und verschiedene Spie­
larten des Autoritarismus haben abge­
dankt, die liberale Demokratie stelle die 
"endgültige menschliche Regierungs­
form" dar. Die Geschichte als 'ideologi­
sche Evolution' der Menschheit sei so­
mit - zumindest für die westlichen De­
mokratien - abgeschlossen, das "Ende 
der Geschichte" erreicht. 
Fuk:uyama verweist auf den Zusam­
menbruch autoritärer Regime in Süd­
europa, Lateinamerika, Ostasien und zu­
letzt in Osteuropa und der Sowjetunion. 
Diese weltweite liberale und demo­
kratische Revolution seit Mitte der 
70ger Jahre sei nichts weniger als zufal­
lig, sie sei von historischer Notwendig­
keit. 
So wie die Durchsetzung des Kapita­
lismus in der Logik der naturwissen­
schaftlichen Entwicklung liege - die 
"Marktwirtschaft" ist bei Fukuyamas 
Konzept der liberalen Demokratie stets 
mitzudenken -. so dränge die 'mensch­
liche Natur', vor allem das "Streben 
nach Anerkennung", auf die Ver­
wirklichung der Demokratie. Diese bei­
den geschichtlichen Mechanismen, die 
moderne Naturwissenschaft und die 
anthropologische Konstante des "Stre-

bens nach Anerkennung", machen es 
auch nach Fukuyama möglich, von der 
Geschichte als einem sinnvollen und 
zielgerichteten Prozeß zu sprechen. 
Soweit in Kürze die Kernthesen Fukuya­
mas. Sie kommen daher mit hehrem ge­
schichts- und staatsphilosophischem An­
spruch, und alles, was in der westlichen 
Philosophiegeschichte Rang und Namen 
hat - von Sokrates bis Nietzsche - wird 
als Zeuge berufen. Doch letztlich: der 
Kaiser ist splitternackt. 
Da sind es weniger die kleinen Schnit­
zer, die ins Auge fallen: daß Kant die 
Geschichte als objektiv sinnhaften und 
zielgerichteten Prozeß verstanden habe, 
wie Fukuyama es nahelegt, zeugt von 
souveräner Ignoranz kantscher Ver­
nunftkritilc; Fukuyamas Argwohn, Marx 
möchte die Bedeutung der Arbeitstei­
lung für den Prozeß der ökonomischen 
Modernisierung unterschätzt haben, ist 
bestenfalls seltsam, um von Merkwür­
digkeiten in der Hegel-Rezeption ganz 
zu schweigen. 
Fragwürdiger noch ist insgesamt Fu­
kuyamas Versuch einer nun wieder kon­
servativ gewendeten teleologischen Ge­
schichtsdeutung. Denn nicht erst seit 
dem Scheitern der marxistischen Teleo­
logie oder der poststrukturalistischen 
Kritik an den großen "Metaerzählun­
gen" nimmt sich solches Unterfangen 
derb anachronistisch aus. 
Doch nicht allein dort, wo Fukuyama 
"philosophisch" argumiert. zeigen sich 
erstaunliche Schwächen. Erschrecken­
der sind die Unzulänglichkeiten seiner 
Analyse der gegenwärtigen weltpoliti­
schen Situation. Wir erinnern uns: der 
Autor ist ein doch mehr oder weniger 
hochrangiger Berater der US-Admini­
stration. Nur ein Punkt sei hier herausge­
griffen: von ökologischen Problemen 
nimmt Fukuyama allenfalls am Rande 
Notiz. Dort, wo er es tut, fragt sich der 
Leser, ob hier umfassende Ahnungslo­
sigkeit oder grenzenloser Zynismus am 
Werke ist: "Die schlimmsten Umwelt­
zerstörer sind die Entwicklungsländer, 
gleichgültig ob es sich um die Lagerung 
von Giftmüll oder die Abholzung der 
Regenwälder handelt". 
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So könnte man denn :'verärgert, aber 
durchaus ruhigen· Gewisk.ns dies: Buch 
beiseite legen und_ 'll~n, wenn nicht 
einiges - und gewichtiges - gegen eben 
dies spräche. Da ist vc,r allem der Erfolg 
Fukuyamas auf dem Buchmarkt und -
wenn auch zwiespältig - bei einigen Re­
zensenten. Kann es sein, :<lall Fula!yama 
durchaus den Neiv der Zeit mit Eseinen 
Thesen getroffen hat, daß hier . nüt'i'.all 
seinen kleinen Klug- und ' 1~n 
Dummheiten, das Selbst- und Wöitbild 
der 'Siegers der Geschichte' artikllliert 
wird? Und warum überhaupt, so ist man 
versucht zu fragen, schreibt jemand eine 
Apologie des Kapitalismus und der bür­
gerlichen Demokratie, zu einer Zeit, da 
Kapitalismuskritik sich in nennenswer­
tem Umfang allenfalls noch an Fehl­
entwicklungen der "Marktwirtschaft" ab­
arbeitet, ohne grundlegende System­
kritik zu leisten, zu einer Zeit, in der 
grundsätzliche Kritilc an der bürger­
lichen Demokratie kaum noch zu firn/en 

ist? . 1{1!.;;, 
Für Fukuyama wird die Welt 
sehbare Zeit in zwei Teile zerf 
einen posthistorischen Teil der li_ .. : 
Demokratien dem Sieger ,: 
Geschichte - und einen noch iri der 
Geschichte verharrenden Teil, in dem 
sich mittelfristig und regional begrenzt 
Unappetitliches wie religiöser Fun­
damentalismus, Neuer Nationalismus 
und neue Formen des Totalitarismus 
Geltung verschaffen werden. 
Es ist dieser Aspekt der Weitsicht Fu­
kuyamas. der auf die, wie mir ~~heint, 
eigentliche Funktion seiner Uberle­
gungen weist. Fukuyama bemüht sich 
mit seinem "Ende der Geschichte" um 
die theoretische Grundlegung einer 
Konzeption der new world order aus 
konservativ amerikanischer Sicht. Die 
von ihm konstruierte, geschichtliche Le­
gitimation der westlichen D~mo~tien 
definiert eine Position der h1stonschen 
( oder transhistorischen) Überlegenhei_t. 
von der aus - mit durchaus m1ss10nan­
scher Haltung und Methode - Weltpoli­
tik betrieben werden kann. 
Die Diskussion um den Entwurf einer 
Neuen WeJtordnung, die mehr sein soll 
als nur eine modisch transformierte pax 
americana, wird so nicht umhin können, 
sich auch mit den fragwürdigen Thesen 
Fukuyamas auseinanderzusetzen. 

Jens von Finteln, Köln 
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von Andreas Hoppe* 

1. Klasse statt Masse - Was 
Neues im Fernen Osten? 

Die Diskussion um neue Produktions­
konzepte in den Industrieländern hat 
ihren Modebegriff für die l 990er Jah­
re schon bekommen: die "lean pro­
duction", die "schlanke Produktion". 
Die Konsequenzen der weltweiten 
Studie des Massachusetts Institute of 
Technology (MIT-Studie), die 1990 in 
der englisch-sprachigen Originalfas­
sung erschienen ist, haben den Mana­
gements, Gewerkschaften und For­
scherinnen reichlich Diskussionsstoff 
gegeben. Bieten doch die Titel ''The 
machine that changed the world" und 
"Die zweite Revolution in der Au­
tomobilindustrie" reichlich Raum zur 
Spekulation. 
Darl man der internationalen For­
schungsgruppe des MIT Glauben 
schenken, so sind die klassischen 
Massenfabriken Nordamerikas und 
Europas zu dick. Die Speckröllchen 
fordistischer Massenproduktion und 
die Fettpölsterchen tayloristischer 
Arbeits(zer)-teilung haben die Figur 
der Produktionsstätten bis zur Ineffek­
tivität gezeichnet. 
Doch all dies soll der Studie zufolge 
nun auf den Müll der Geschichte wan­
dern. Am Beispiel der Automobilindu­
strie wird geschildert, daß weder Qua­
lität und Motivation noch die Produk­
tivität der Arbeit bei den europäischen· 
und amerikanischen Massenproduzen­
ten der japanischen Herausforderung 
gewachsen sind. 

• Andreas Hoppe, Student der WvL, Dortmund 

"Lean production" (ein Begriff, der 
von John Krafcik, einem Forscher am 
IMVP [International Motor Vehicle 
Program des MIT, Anm. d.A.] geprägt 
wurde) ist 'schlank', weil sie von al­
lem weniger einsetzt als die Massen­
fertigung - die Hälfte des Personals in 
der Fabrik, die Hälfte der Pro­
duktionsfläche, die Hälfte der Investi­
tion in Werkzeuge, die Hälfte der Zeit 
für die Entwicklung eines neuen Pro­
duktes. Sie erfordert auch weit weni­
ger als die Hälfte des notwendigen La­
gerbestands, führt zu viel weniger 
Fehlern und produziert eine größere 
und noch wachsende Vielfalt von 
Produkten." . (Womack et. al., 1992, 
S.19) 
Einfacher gesagt: Den Darstellungen 
zufolge ist "Schlanke Produktion" 
das Erfolgsrezept schlechthin. Doch 
ist dieser Anspruch gerechtfertigt oder 
nur Ehrerbietung gegenüber einem 
Modeideal? 

2. Der Rahmen für ein 
"schlankes Menü" 

Schon aus dem Begriff der "schlan­
ken Produktion" entsteht ein schlim­
mer, wenn auch häufiger Fehler in der 
Rezeption der von der MIT-Studie 
angeregten Debatte, denn "lean 
production" beschreibt den wirk­
lichen Sachverhalt nur höchst unzu­
reichend. Tatsächlich geht es nicht nur 
um schlanke Produktion, sondern um 
eine schlanke Unternehmensstruktur. 
"Lean enterprise" oder "lean ma­
nagement" erfaßten dies schon tref­
fender. 
"Vergleicht man international die 
Leistung einer Vielzahl von Ferti­
gungsunternehmen, so darl man nicht 
allein die Produktion untersuchen. Die 

ist zentral, aber erklärt nicht die 
Leistungsunterschiede." (Jones, T.J.; 
1991, s. 41) 
Begünstigt durch die Begriffsbildung 
der "lean production" wurde die pro­
duktionszentrierte Betrachtungsweise, 
obwohl schon die Studie selbst eine 
umfassende Analyse des gesamten 
Produktions-/Konsumzyklus impli­
ziert und zu einem wesentlichen 
Merkmal der schlanken Produktion er, 
klärt. Zudem erweitert die Studie .·dliii 
~ntan~~u~~D d~;ufigT~:;=~!11'. 
Während die technologischen Mög­
lichkeiten meist ausgereizt sind, wen­
det sich die Debatte verstärkt der 
Form der Arbeitsorganisation zu. 
"Dahinter steht die Erkenntnis, daß 
die unter dem Regime der tayloristi-
schen Produktionskonzepte aufge-
blähten indirekten Bereiche ( wie 
Arbeitsvorbereitung, Arbeitskontrolle, 
Instandhaltung, Qualitätsprüfung etc.) 
erhebliche Kostenfaktoren darstellen, 
die nun durch Reintegration in die di­
rekten Fertigungsbereiche abge­
schmolzen werden sollen." (Müller­
Jentsch, S. 6, 1992) 
Entscheidend wirkt sich im Zusam­
menhang der Debatte auch die Feh­
leinschätzung aus, bei der japanischen 
Produktionsweise handelte es sich um 
eine herkömmliche Massenproduktion 
fordistischer Prägung (vgl. Hirsch/ 
Roth, S.85, 1986). Vielmehr ist die ja­
panische Produktionsweise "toyotisti­
scher" Prägung gekennzeichnet durch 
niedrigere Einzelstückzahlen bei grö­
ßerer Produktvielfalt ( vgl. Womack 
u.a., S. 70, 1992), wenngleich dies bei 
den verschiedenen japanischen Mon­
tagewerken in unterschiedlichem Aus­
maß vorgefunden werden kann (vgl. 
Jürgens, S.70, 1990). 
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Auch Bischoff und Detje (S. 59ff., 
1989) sehen zwar den Trend zur grö­
ßeren Produktvielfalt weltweit in Fol­
ge von größerer "Individualität" und 
damit verbundener Produktdifferen­
zierung, schreiben den japanischen 
Herstellern allerdings auch den Cha­
rakter des Massenherstellers im übli­
chen Sinn zu und beschränken ihre 
Betrachtung ausschließlich auf die 
Möglichkeiten des Einsatzes flexible­
rer Produktionstechniken, ohne die 
Fragen der Arbeitsorganisation hinzu­
zuziehen. Bei näherer Betrachtung 
tritt die "schlanke Produktion" zwi­
schen die gegensätzlichen Formen des 
Handwerks und der Massenprodukti­
on, so daß eine "schwarzweiß" Skiz­
ze hier nicht mehr als ausreichende 
Grundlage der Positionsbestimmung 
herhalten kann. Dies könnte für Pro­
gnosen der gesellschaftlichen Ent­
wicklungslinien weitreichende Konse­
quenzen haben und erfordert daher 
eine eingehende Diskussion, die hier 
jedoch nur angeregt werden kann. 
Es kann kaum bezweifelt werden, daß 
unter den gegenwärtigen gesellschaft­
lichen Bedingungen der Erfolg eines 
Unternehmens im wesentlichen davon 
abhängt, ob es in der Lage ist, eine 
große Produktvielfalt unter Einbezie­
hung von Marktnischen anzubieten 
und dabei häufige Produktinnovatio­
nen, hohe Produktqualität, kurze Lie­
ferzeiten und konkurrenzfähige Preise 
sicherzustellen. 
All dies, das wird ebenfalls deutlich, 
ist für die europäische Produktions­
weise keine neue Zielstellung, son­
dern vielmehr ein Beispiel konse­
quenterer Umsetzung, deren Effizienz 
von einem möglichst geringen perso­
nellen, zeitlichen, materiellen und in­
strumentellen Aufwand abhängt, der 
nur durch eine Prozeßoptimierung zu 
erreichen ist. 
Eine zusätzliche Anforderung ergibt 
sich aus der offensichtlichen Tatsa­
che, daß die Gewinnspannen durch 
steigende Produktentwicklungskosten 
(also höherem break-even-point) und 
kürzerem Produktlebenszyklus gewis­
sermaßen von zwei Seiten her ab­
schmelzen. 
Die "schlanke Produktion" soll " 
daß 'magische Dreieck' aus Zeit, Qua­
lität und Kosten stärker „ entkoppeln. 
Möglich wird dies durch eine organi­
satorische Integration." (W arschat, 
Joachim/Ganz, Walter; S. 17 in: HBS 
u.a., 1992) 
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Voraussetzung dafür ist eine frühzeiti­
ge und intensivierte Zusammenarbeit 
zwischen traditionell scharf getrennten 
Aufgabenbereichen. So können bei ei­
ner Auftragsabwicklung üblicherweise 
sequentielle Abläufe parallelisiert wer­
den. Hierdurch werden nicht nur die 
Auftragsdurchlaufzeiten gesenkt, son­
dern auch nachträgliche Änderungs­
notwendigkeiten vermieden. 
"Die echte schlanke Fabrik besitzt 
zwei Hauptorganisationsmerkmale: 
Sie überträgt ein Maximum an Aufga­
ben und Verantwortlichkeiten auf jene 
Arbeiter, die am Band tatsächliche 
Wertschöpfung am Auto erbringen, 
und sie hat ein System der Fehlerent­
deckung installiert, daß jedes entdeck­
te Problem schnell auf seine letzte Ur­
sache zurückführt." (Womack u.a., S. 
103, 1992) 
Ebenso wichtig wie die betriebsinter­
ne Koordination von Aufgabenberei­
chen ist jedoch die Integration von ex­
ternen Partnern in das Unterneh­
menskonzept. "Lean production" 
könnte also aufgefaßt werden als 
"umfassende Integration der internen 
und externen Bereiche zu einem 
konsequent abgestimmten Gesamtsy­
stem." (Ursula Schmitz, in: lfaA 
1992) 

3. Die Zutaten für ein Erfolgs-
rezept? 

3.1 Die "schlanke" Fertigung 
Die im Hause Toyota entwickelte 
Produktionsweise geht von der grund­
sätzlichen Voraussetzung aus, daß das 
herkömmliche organisatorisch-be­
triebliche Sicherheitsnetz, das in der 
traditionellen europäischen wie ameri­
kanischen Massenherstellung an der 
Tagesordnung ist, in der Form von La­
gerhaltung deutlich als Verschwen­
dung von Raum, Zeit, Material und 
Personal aufgefaßt werden muß. Somit 
verursacht es unnötige Betriebskosten 
(vgl. U. Schmitz, ebenda). 
Die schlanke Produktion umfaßt 
Strukturmerkmale sowohl im techno­
logischen Bereich als auch im Bereich 
der Arbeitsorganisation. Diese werden 
verbunden in einem just-in-time 
Produktionsprozeß, der entsprechend 
den o.g. Prinzipien ein Höchstmaß an 
Fehlerbeseitigung und Produktions­
optimierung ermöglichen soll. Der ge­
samte Produktionsprozeß unterliegt 
zudem konsequent einer stetigen Ver­
besserung Uap.: kaizen). 

Während die traditionelle Debatte in 
der BRD eine gewerkschaftliche For­
derung nach Humanisierung der Ar­
beit beinhaltete, vertraten die Unter­
nehmen vorrangig ein technologisch­
innovatives Bestreben, daß der Vorlie­
be für technikzentrierte Betrachtungs­
weisen entsprach. Insofern besteht ein 
dringender Nachholbedarf in Fragen 
von Arbeit und Technik und Humani­
sierung der Arbeit. 
Die bisherige weitverbreitete Aus­
blendung arbeitsorganisatorischer 
Aspekte zum Zwecke der Produktivi­
tätssteigerung erfordert eine Schwer­
punktsetzung in der Debatte auf gera­
de diesen Bereich. Was nun aber 
macht im einzelnen die ar­
beitsorganisatorische Komponente der 
"schlanken" Fertigung aus? 
Die Vermeidung bzw, der Abbau von 
Lagerbeständen erfordert einen Pro­
duktionsprozeß "just-in-time" nicht 
nur der eigenen betriebsinternen Vor­
bereitungslinien, sondern auch der 
Zulieferer. Die "just-in-time"-Pro­
duktion aber wird häufig als strapazi­
ös für die Beschäftigten angesehen 
und daher abgelehnt. Auch die Be­
rücksichtigung ökologischer Aspekte 
(Verlagerung des Lagers auf die Stra­
ße) wirft zumindest Bedenken auf, die 
kritisch zu würdigen sind. 
Dennoch sind "just-in-time" Produk­
tion und gesteigerte Arbeitsqualität 
gewissermaßen im Paket zu betrach­
ten. Die Verwirklichung nur eines der 
beiden Elemente dürfte am jeweils ab­
lehnenden Teil der Interessenträger 
scheitern. Sie bedingen sich jedoch 
auch in der Sache. 
Die weitgehende Abschaffung von 
Lagerbeständen führt auf der einen 
Seite vor allem in der Einfüh­
rungsphase zu häufigen Produktions­
störungen, die nur durch intensive 
Verbesserungsarbeit aru Produktions­
ablauf und der Produktionsorganisati­
on abgestellt werden können. Dabei 
ist es wesentlich, daß sich die Be­
schäftigten für ihren jeweiligen Pro­
duktionsbereich voll verantwort­
lich fühleri. und ihr Produktionswissen 
in die Planung mit einbringen. Sie sind 
daruit nicht nur für die Montage 
zuständig, sondern auch für die An­
lieferung, die Qualitätssicherung und 
das Produktionstempo. "Just-in-time" 
und "job-enlargernent" gehen not­
wendigerweise Hand in Hand. Eine 
einseitige Verkürzung dieses Konzep­
tes muß zwangsläufig in ein produk-
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tionsorganisatorisches Desaster füh-
ren. 

3.2 Produktionsfaktor "Arbeit" 
Der MIT-Studie folgend, steht im Mit­
telpunkt der "schlanken" Produk­
tionsweise der Faktor "Mensch", des­
sen umfassende Qualifikationen und 
Kreativität gefördert und genutzt wer­
den soll. In dieser Formulierung steckt 
gerade für die BRD eine gutes Stück 
Brisanz, da eben das "Humankapital" 
(human capital) Grundlage und Vor­
aussetzung des volkswirtschaftlichen 
Ertrages ist. 
Eine konsequente Verlagerung von 
Kompetenzen auf niedrigere Stufen 
der Hierarchie innerhalb des Unter­
nehmens und integrierte Bereiche ( der 
Zulieferung und des Absatzes), bedeu­
tet sowohl eine höhere Qualifikations­
anforderung als auch größere Ent­
scheidungsspielräume. Dies ist eine 
Möglichkeit für eine Humanisierung 
der Arbeit auf der einen und für eine 
Überforderung der Arbeitskräfte auf 
der anderen Seite. 
". .. so stimmt es, daß ein schlankes 
Produktionssystem jeden Spielraum 
beseitigt - darum ist es schlank. Aber 
es gibt den Arbeitern auch die Fä­
higkeiten, die sie benötigen, um ihr 
Arbeitsfeld zu kontrollieren und den 
ständigen Ansporn, den Arbeitsablauf 
reibungsloser zu gestalten. Während 
die Massenproduktionsfabrik oft vol­
ler geisttötendem Streß ist, wenn die 
Arbeiter daruit kämpfen, nicht produ­
zierbare Produkte zusammenzubauen, 
und keine Möglichkeit zur Verbesse­
rung ihrer Arbeitsbedingungen haben, 
bietet die schlanke Produktion kreati­
ve Spannung, in der die Arbeiter viele 
Möglichkeiten haben, den Herausfor­
derungen zu begegnen. Diese kreative 
Spannung, die bei der Lösung komple­
xer Probleme mitspielt, ist genau das, 
was im Zeitalter der Massenprodukti­
on manuelle Fabrikarbeit von der pro­
fessionellen "Geistes''-Arbeit unter­
schieden hat." (Womack u.a.,1992). 
Neben den "just-in-time"-Produk­
tionsprozeß, der Verantwortungsver­
lagerung sowie der Erweiterung des 
Aufgabenbereiches durch Reintegrati­
on indirekter Bereiche, tritt die Orga­
nisation der Arbeit in Teams. Der 
MIT-Studie zufolge waren in 1989 na­
hezu 70% der japanischen Auto­
mobilwerke in Teams organisiert., de­
nen nur etwa 0,7% in den europäi­
schen Werken gegenüberstehen ( vgl. 

Womack u.a., S. 97, 1992). 
Diesen Zahlen liegt allerdings ein spe­
zielles Verständnis der Teamarbeit zu­
grunde, das dem europäischen nicht 
entspricht (vgl. Jürgens, "Mythos und 
Realität" in: HBS 1992). 
Dies bedeutet, daß den Chancen des 
"schlanken" Arbeitseinsatzes im Sin­
ne einer Humanisierung der Arbeit 
und produktivitätssteigernden Wir­
kung erhebliche Risiken gegenüber­
stehen. Die Differenzierung zwischen 
motivierter Arbeitsleistung sowie pro­
duktiverem Einsatz der Arbeitskraft 
und der Schaffung "olympiareifer 
Mannschaften in unseren Betrieben" 
(Riester 1992) wird doch erheblich 
schwieriger. Auch sind die erhebli­
chen Beschäftigungsrisiken zu beden­
ken, die der Rationalisierung unab­
wendbar folgen werden. 
Hieraus muß aber kein unabwendba­
rer Prozeß der Verschärfung der Un­
terbeschäftigungskrise hervorgehen. 
Vielmehr wird produktiverer Arbeits­
einsatz mittelfristig bereits zu erhebli­
chen Gewinnen bei der Beschäfti­
gungssicherheit und dem Lebensstan­
dard führen. Entscheidend wird es 
dann sein. die resultierende Produkti­
vitäts- und N achfragesteigerung be­
schäftigungswirksaru werden zu las­
sen. Bereits kurzfristig könnten 
Qualifikationsaspekte den Beschäftig­
ten eine Stärkung ihrer Position am 
Arbeitsmarkt versprechen. 
Unberührt hiervon bleiben die not­
wendigen Diskussionen um die Neu­
gestaltung des sogenannten "Normal­
arbeitsverhältnisses", das im Hinblick 
auf die gesamtgesellschaftliche Ent­
wicklung überholt erscheint. Dies be­
inhaltet notwendigerweise eine Neu­
auflage der Debatte um die Arbeits­
zeitverkürzung. Insgesamt gesehen 
wäre dann ein Abbau der Unterbe­
schäftigung sicherlich denkbar. Dies 
muß jedenfalls höchste Priorität ge­
nießen. 

3.3 Die Integration der Qualitätssi­
cherung 
Der Produktqualität kommt nicht nur 
unter dem Gesichtspunkt des Marke­
ting eine große Bedeutung zu, sondern 
auch aus Kostenerwägungen. Zudem 
stellt jede Ausschußproduktion eine 
teure Verschwendung volkswirt­
schaftlicher Ressourcen dar. Qualität 
und kostengünstig produzierbare 
Konstruktion sind die wesentlichen 
Eckpunkte der Produktentwicklung. 

Die Qualitätssicherung unterliegt in 
der üblichen Betriebsorganisation tra­
ditioneller Massenfertiger in den Hän­
den von Spezialisten. Nun liegen in 
entscheidenden Kennziffern der Qua­
litätssicherung die japanischen Betrie­
be und ihre "transplants" in Norda­
merika und Westeuropa deutlich vom: 
Bei vergleichbaren Produkten, so die 
MIT-Studie. wird mit weniger räumli­
chen und personellen Aufwendungen 
mit weniger Fehlern produziert. Auch 
nach Modellwechseln erreichen die 
japanischen Autohersteller schneller 
wieder die angestrebte Pro­
duktqualität. 
Es ist Eigenart der "schlanken" Pro­
duktion, möglichst viele Tätigkeiten 
auf die im Produktionsprozeß tätigen 
Arbeitskräfte zu konzentrieren. Die 
für Massenhersteller charakteristi­
schen indirekten Bereiche sind ent­
sprechend klein. Auf die ständige Ver­
besserung des Produktionsprozesses 
durch ein intensives Forschen nach 
den Ursachen für Fehler sei an dieser 
Stelle noch einmal hingewiesen. 
Mit der Integration der Zulieferer wird 
auch angestrebt, die Sachkenntnis die, 
ser Unternehmen in die Qualitä~ 
cherung der eigenen Prodilklii 
einzubeziehen. Qualitätssicheru,qi 
wird gewissermaßen als Quer­
schnittsaufgabe aufgefaßt. 

3.4 Die Integration der Zulieferer 
Auffälligster Unterschied bei der Be­
trachtung des Verhältnisses zwischen 
"schlanken" Herstellern und ihren 
Zulieferern und ihren Gegenstücken 
in der traditionellen Massenfertigung 
ist die langfristige und vertrauliche 
Zusammenarbeit. Es werden zwar har­
te Anforderungen gestellt, was Quali­
tät und Kosten angeht, aber die Zulie­
ferer werden an erreichten Kosten­
einsparungen entsprechend beteiligt. 
Während bei traditionellen Massen­
herstellern der Zulieferer ein Interesse 
daran hat, möglichst viel seiner Pro­
duktions- und Kalkulationskenntnisse 
zurückzuhalten, arbeiten im "schlan­
ken" System beide Teile Hand in 
Hand an der Kostenreduktion und tei­
len sich die Etfolge zu einem festge­
legten Anteil. 
Dies wird begünstigt durch die Einbe­
ziehung der Zulieferer in Produktent­
wicklung und Qualitätssicherung. 
Darüber hinaus bildet sich eine "Zu­
lieferer-Pyramide", die den 
Koordinationsaufwand verringert. Zu 
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bedenken ist dabei, daß die Zulieferer 
zwar in der Regel rechtlich selbstän­
dig sind, aber einer bestimmten Unter­
nehmensgruppe, einem Kapitalver­
bund, der in sich hochgradig ver­
flochten ist, angehören (jap.: kei­
retsu). 
Kritisch muß angemerkt werden, daß 
die Darstellung der MIT-Studie einige 
Aspekte außer Acht läßt. So ist das so­
ziale Gefälle entlang der Zuliefe­
rerpyramide ein genauso berechtigter 
Einwand wie die Feststellung, daß der 
japanische Zulieferer einen großen 
Teil der eigenen Selbständigkeit ver­
liert. 
Parallele Prozesse zu einer Neuord­
nung der Zuliefererstruktur sind nach 
Forschungen des ISF München auch 
in der BRD nachvollziehbar. 

4. "Nouvelle Cuisine" oder 
"Alter Wein in neuen Schläu-

chen"? 
Zunächst soll einmal kritisch ange­
merkt werden, daß die MIT-Studie be­
stimmte Faktoren, die für die Wettb­
werbsposition japanischer Automobil­
hersteller wesentlich sind, nicht in 
Rechnung stellt. Hierzu zählen die 
durch Zugehörigkeit zu einem kei­
retsu und die besonderen Sparge­
wohnheiten in Japan günstigeren Ka­
pitalkosten, die Unterschiede bei den 
öffentlichen Abgaben und die Lohn­
kosten in den unteren Stufen der Zu­
lieferer-Hierarchie. Hinzu treten auch 
tarifpolitische Themen, wie die nahe­
zu vollkommen flexibel in das Kon­
zept der lean production einbezogene 
Mehrarbeit sowie die Kosten des Sy­
stems industrieller Beziehungen (vgl. 
Ulrich Jürgens, Mythos und Realität 
in: HBS 1992). 
"Die MIT-Autoren haben diese Fakto­
ren , die in Deutschland im Mittel­
punkt der Standortdiskussion stehen, 
gewissermaßen vor die Klammer 
gezogen, und sie haben dies im Hin­
blick auf ihre Zielsetzung zurecht ge­
tan. Ihnen kam es nämlich darauf an, 
ihre Botschaft eindeutig adressieren 
zu können, und der Adressat ist das 
Unternehmensmanagement. ... es ist 
das Management und das von ihm ge­
schaffene System, das den Kern des 
Problems ausmacht, und wo die Ver­
änderungen ansetzen müssen." (Jür­
gens 1992). 
Trotz dieser Zielsetzung muß die Fra­
ge erlaubt sein, ob die Jean production 
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japanischer Prägung die industrielle 
Organisationsform der Zukunft sein 
wird. Und an dieser These, die die 
MIT-Studie offensichtlich vertritt, 
sind schwerwiegende Zweifel durch­
aus sachlich zu begründen. 
So erreicht das japanische Produk­
tionssystem mit steigendem Wohl­
stand in der Gesellschaft und zuneh­
mender kultureller Beeinflussung 
durch westliche Werte des persönli­
chen Lebens seine Grenzen: Men­
schen beginnen, die große Anspan­
nung durch die Arbeit als ablräglich 
für ihre Gesundheit und ihren persön­
lichen Freiraum zu empfinden. Frei­
zeit gewinnt an Stellenwert und tritt 
damit immer mehr in den Konflikt mit 
unbegrenzt eingeforderter Mehrarbeit. 
Privatleben beginnt, der räumlichen 
und zeitlichen Totalflexibilität zu wi­
dersprechen. Forderungen nach ent­
sprechenden tarifpolitischen Regelun­
gen treten auf. Der Tod durch Überar­
beitung (M. Mineshige 1992) wird 
Gegenstand gesellschaftlicher Diskus­
sion und Kritik. 
Zudem treten die Betriebe zunehmend 
in Konkurrenz um die Anwerbung von 
Personal, das sich deutlich verknappt 
hat. Es gibt bereits Werke, die das eu­
ropäisch geprägte Tearnarbeitskon­
zept zu übernehmen beginnen. In Ver­
bindung mit der zunehmenden Auto­
matisierung, die gerade in Japan recht 
zurückhaltend verlaufen ist, stellt dies 
neue Anforderungen an die Arbeits­
kräfte. Arbeitszyklen werden länger, 
die Qualifikationstiefe steigt mit zu­
nehmender Komplexität der 
Produktionsanlagen. 
Insofern stehen meiner Auffassung 
nach Japan und die traditionellen 
Massenfertiger vor der selben Aufga­
be: Es ist notwendig, ein post-lean­
Produktionssystem zu entwickeln, das 
- auf der Basis der arbeitsorganisatori­
schen Erkenntnisse der "schlanken" 
Produktion und unter Einbeziehung 
der Möglichkeiten des Einsatzes mo-
dernster Produktionstechnologie 
eine deutliche Humanisierung der Ar­
beit ermöglicht. 
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schaft wird von den Dächern gepfiffen 
und spielte auch bei den diesjährigen 
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wichtige Rolle. Für marxistisch orien­
tierte Zeitgenossinnen läßt sich dahinter 
die Krise des "Fordismus" als einer spe­
zifischen, seit den siebziger Jahren im 
Umbruch befindlichen Formation des 
Kapitalismus entdecken. Dieser von 
Gramsci übernommene, von Autoren 
der französischen Regulationsschule ins 
Zentrum ihrer Theorie gestellte Begriff 
und theoretische Ansatz hat hierzulande 
durch Publikationen von Joachim 
Hirsch, Burkard Lutz, Mike Davis u.a. 
eine gewisse Bekanntheit erreicht. Es 
mangelte bislang aber an theoretisch 
fundierten empirischen Arbeiten zu die­
ser wichtigen Umbruchphase des Kapi­
talismus. Nun gibt es ein Buch, in wel­
chem ein konstruktiver Schritt in dieser 
Richtung gegangen wird. In dem dicht­
bepackten Buch von Christoph Scherrer 
wird mehr geboten als der Titel sugge­
riert. Erkenntnisziel dieser politikwis­
senschaftlichen bzw. polit-ökonomi­
schen Dissertation ist die Untersuchung 
der "Ursachen der Wettbewerbsschwä­
chen traditionell konkurrenzfähiger 
Branchen und die Determinanten der 
bisher vollzogenen Transformationen" 
(S. 17). Zu den untersuchten Aspekten 
gehören neben der US-Ökonomie und 
politischen Rahmenbedingungen bei­
spielsweise Finanzwirtschaft, Außen­
wirtschaft, Technologien, das System 
der industriellen Beziehungen, der be­
triebliche Orgartisation und Arbeits­
prozeß. Neben der theoretischen Fundie­
rung werden zahlreiche empirische und 
statistische Materialien zur Untermaue­
rung der Argumentation herangezogen. 
Im einleitenden Kapitel werden Regula­
tions- und Fordismustheorie prägnant 
dargestellt und durch die Berücksichti­
gung der internationalen Ebene ergänzt. 
Um eine vereinfachende Handlungs­
theorie zu umgehen, spricht auch Scher­
rer von einem hochkomplexen "Prozeß 
ohne Subjekt" in dem die Dialektik zwi­
schen Strukturen und (individuellen und 
kollektiven) Akteuren in den Blick kom-

men kann. Als realer Rahmen sind dann 
die zentralen institutionellen Strukturen 
und gesellschaftlichen Normen der US­
Nachkriegsgesellschaft dargestellt. Da­
bei wird deutlich, daß die zunehmende 
Konkurrenzschwäche der USA das "Er­
gebnis der Entfaltung immanenter Wi­
dersprüche verstetigter Handlungswei­
sen ist, die sich zum fordistischen Akku­
mulationsregime verdichtet hatten'' 
(S.348). Genauer werden dann die Re­
gulationsformen in Auto- und Stahlbran­
che und die unterschiedlichen neuen 
Strategieversuche untersucht, die von 
üblicher Lohndrückerei und Rückdrän­
gung gewerkschaftlicher Erfolge ("con­
cession bargaining"), dem Einsatz hoch­
moderner Fertigungsanlagen (z.B. 
"NUMMI", Mini-Stahlwerke) bis zur 
Einführung partizipativer Arbeitsformen 
reichen. Unter Hinzuziehung umfang­
reichen Zahlenmaterials werden die Kri­
senverläufe gemäß des Regulationsan­
satzes untersucht. Einen breiten Raum 
nimmt dann die Darstellung und Erörte­
rung der unterschiedlichen Krisenregu­
lierungsversuche und ihrer verschiede­
nen Phasen in den Carter- und Reagan­
Administrationen ein. Korporatistische 
Politikformen, Enttnachtung und Unter­
minierung von Gewerkschaften, zag­
hafte industriepolitische Ansätze, For­
schungspolitik, Militärkeynessianismus, 
Toyotismus/Japanisierung und ähnliche 
Strategien sind in diesen Jahren auspro­
biert worden, ohne jedoch eine neue er­
folgreiche und umfassende Variante 
kapitalistischer Entwicklung etablieren 
zu können. Gerade hier zeigt sich durch 
die Verknüpfung ökonomischer und po­
litischer Aspekte die Nützlichkeit des 
Regulationsansatzes, weil damit die Er­
schöpfung des fordistischen Produk­
tionsparadigmas erklärt und bestätigt 
werden konnte.Der Suchprozeß für 
Wege aus der Krise des Fordismus ist 
demnach für die Kapitale der US-Auto­
und Stahlbranchen noch nicht abge­
schlossen. Trotz ihrer Aggressivität ge­
genüber den Gewerkschaften und 
Handelspartnern ist noch kein neuer 
Klassenkompromiß und kein neues 
Akkumulationsregime etabliert worden. 

Die Dominanz der harten Kapi­
talstrategie in den USA, die wirtschaftli­
chen Erfolge Japans und der vier kleinen 
Tiger und Veränderungen der 
Nachfrageseite weisen auf zunehmende 
Konkurrenz zwischen den wichtigen 
Industrieländern hin. Daraus folgt wie­
derum die permanente Suche nach neu­
en Regimen für verbesserte Verwer­
tungsbedingungen in den kapitalisti­
schen Zentren, weshalb Scherrer die An­
sicht äußert: "Die deutschen Gewerk­
schaften werden in den Auseinander­
setzungen um neue Formen der 
Arbeitsorganisation, der Produktions­
konzepte und des Lohnverhältnisses mit 
verstärktem Druck rechnen müssen" 
(S.338). Spannend wären ähnlich fun­
dierte Untersuchungen über andere 
Branchen und über andere National­
ökonomien, um die Herausbildung neu­
er Akkumulationsregime und entspre­
chender Aktionsbedingungen für Linke 
genauer zu durchschauen. Fazit: Scher­
rers Studie stellt eine konstruktive und 
sehr gelungene Verbindung her zwi­
schen dem interessantesten linken Theo­
rieansatz (Regulationsschule) und den 
beiden wichtigen im Umbruch befindli­
chen Industriesektoren (Stahl und ~ 
mobil) der Noch-Supermacht USA.\l!s 
ist eine sehr gut lesbare und fundierte 
Untersuchung aus dem Feld linker Poli­
tischer Ökonomie. 
Edgar Göll, Berlin 
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Auf der Suche 
nach einem 

neuen Politikansatz: 

Gewerkschaften und Umw litik 

von Andre Leisewitz!Klaus Pickshaus* 

1. Unternehmerstrategie: "Öko­
Management" und Umwelt-

schutz als "Chefsache" 
Für die Beurteilung gewerkschaftlicher 
Ansätze zu Arbeit und Ökologie ist ein 
kurzer Blick auf den Stellenwert des be­
trieblichen Umweltschutzes in Unterneh­
mens- und Management-Konzeptionen 
nützlich. Diese Konzeptionen lassen den 
Handlungsspielraum und die umwelt­
politischen Optionen der Unternehmer 
erkennen, mit denen sich die Gewerk­
schaften auseinanderzusetzen haben. 
Obwohl in den Betrieben der Bundesre­
publik im technischen Umweltschutz in­
zwischen viel geschieht, gehen von den 
Einzelunternehmen doch keine grundle­
genden Impulse, wohl_ aber eine Menge 
Hemmnisse für eine Okologisierung der 
Pnxluktions- und Konsumtionsprozesse 
aus. Das hat auch nach konservativem 
Urteil seine Gründe. Dort, wo Unter­
nehmen und Konzerne gesellschaftlich 
gesetztem und verallgemeinertem 
Zwang (Gesetze, Auflagen, öffentlicher 
Meinungsdruck) Rechnung tragen müs-
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sen, sind sie bestrebt, dies ohne Mitbe­
stimmungsrechte der Belegschaften und 
ihrer Interessenvertretungen zu tun. 
Dennoch, und das ist auch hier der 
Widerspruch, in dem sich die Einzelka­
pitale bewegen müssen, sind sie in 
wachsendem Maße auf die Aktivität, 
Motivation, Qualifikation, Umsicht und 
das verantwortliche Handeln der Be­
schäftigten, also deren Mitentscheidung 
angewiesen. Eben das bedeutet für die 
Gewerkschaften in Verbindung mit neu­
en Ansprüchen der Beschäftigten an Le­
bensqualität und Zukunftssicherung 
(wachsendes Umweltbewußtsein) sowie 
an Mitentscheidung (Demokratisie­
rungsbedürfnisse) 1 Handlungsanforde­
rung ebenso wie Durchsetzungsmög­
lichkeit. 
Umweltschutz spielt unter den erklärten 
Unternehmenszielen nur eine nachge­
ordnete Rolle und rangiert im betriebli­
chen Alltag auf der Prioritätenskala 
"weit hinten".2 Wicke u.a. charakterisie­
ren die dominierende Einstellung der 
Unternehmen zu betrieblichem Umwelt­
schutz als "defensive Verhaltensweise". 
Diese Strategie "ist durch die Nichter­
füllung von Anforderungen, Verzöge­
rung von Anforderungen und die um­
weltbelastende Stoffsubstitution ge­
kennzeichnet. Wenn Vermeidungs- und 
Verzögerungsstrategien nicht möglich 
oder erschöpft sind bzw. der Betrieb sol­
che Strategien aus Überzeugung der Be-

im Betrieb 
triebsleitung oder aus Imagegründen 
nicht anstreben will und darüber hinaus 
durch die staatliche Umweltpolitik kein 
Arueiz besteht, mehr als unbedingt ge­
fordert für den Umweltschutz zu tun, 
entscheiden sich die Betriebe sehr häu­
fig für die Erfüllung der Umweltschutz­
Mindestanforderungen. "3 Die Autoren 
betrachten eine solche Strategie nüch­
tern als "ein durchaus rationales Verhal­
ten": "Sofern nicht noch 'teurere' staat­
liche Sanktionen oder Schadenser­
satzandrohungen von Dritten oder hohe 
Versicherungskosten drohen oder Ima­
geschädigungen wirtschaftlich riskant 
werden oder Umweltschutz sich nicht 
auf andere Art und Weise 'rechnet' (bei­
spielsweise durch Vermeidung einer ho­
hen Abwasserabgabe), besteht auch un­
ter der Zielsetzung der langfristigen Ge­
winnmaximierung für den Betrieb kein 
Anreiz, sich 'freiwillig' teuren Umwelt­
schutzanforderungen zu unterwerfen.''4 

Den Spielraum für eine "offensive Um­
weltschutzkonzeption" sehen sie be­
grenzt auf "umweltschützende Maßnah­
men, die zu Kosteneinsparungen bzw. 
Gewinnerhöhungen führen, Erfüllung 
und zum Teil Übererfüllung von 
gesetzlichen Umweltschutzanforderun­
gen, kosten- und gewinneutrale Um­
weltschutzmaßnahmen und (unter Aus­
nutzung eventueller Imagevorteile) Um­
weltschutzmaßnahmen, die das Unter­
nehmen belasten".5 Demgegenüber muß 
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das Management bei eindeutig kostener­
höhenden Umweltschutzmaßnahmen 
"sehr genau die kurzfristigen Kosten 
dem mittel- und langfristigen Nutzen 
gegenüberstellen und unter Berücksich­
tigung der Ertrags- und Liquiditätslage 
des Betriebes abwägen, ob und inwie­
weit solche Maßnahmen betriebswirt­
schaftlich verantwortbar sind.' 16 

Was löst Umweltschutzmaßnahmen der 
Betriebe aus? Nach Ansicht von Wicke 
u.a. sind entscheidende Determinanten 
die staatliche Umweltpolitik - Gesetze 
und Verordnungen, die (zumindest for­
mal) gleiche Konkurrenzbedingungen 
der Unternehmen schaffen 7 - sowie der 
sich in vielfältiger Form artikulierende 
Wertewandel {Umweltbewegung und 
wachsendes Umweltbewußtsein, verän­
derte Konsumgewohnheiten u.a.m. ). 
Den Ausschlag dürften dabei die stei­
genden gesetzlichen Anforderungen ge­
ben. 8 Dies gilt auch für die Etablierung 
betrieblicher Organisationsstrukturen, 
die mit der Bewältigung von Umwelt­
schutzaufgaben befaßt sind. Hier ist in 
erster Linie die Institution der Betriebs­
beauftragten für Immissionsschutz, 
Gewässerschutz und Abfall zu nennen, 
deren gesetzliche Grundlagt::n :t.T. bis in 
die siebziger Jahre zurückreichen (Im­
missionsschutzgesetz von 1974, 4. No­
velle des Wasserhaushaltsgesetzes von 
1976, Abfallgesetz von 1986). Gegen­
wärtig gibt es mehr als 3 500 ent­
sprechende Betriebsbeauftragte.9 

Die Unternehmer gehen generell von ei­
nem betrieblichen Alleinbestimmungs­
recht in Sachen Umweltschutz aus. Sie 
sehen sich hierin durch die Umweltge­
setzgebung bestärkt, die ihnen auf die­
sem Gebiet Verantwortung und Befug­
nisse zuspricht und mit wenigen Aus­
nahmen keine Eingriffsmöglichkeiten 
der Belegschaften und ihrer Interessen­
vertretungen vorsieht. Auch das Be­
triebsverfassungsgesetz eröffnet nur be­
grenzte umweltpolitische Mitbestim­
mungsrechte. Sie sind nicht explizit for­
muliert, sondern nur indirekt in Verbin­
dung mit den entsprechenden Umwelt­
gesetzen zu erschließen. 10 Umwelt­
schutz wird daher generell als Angele­
genheit der Unternehmensleitung ver­
standen und ihrer betrieblichen Bedeu­
tung wegen meist als "Chefsache" be­
handelt.11 
"Chefsache" meint insofern nicht nur 
eine "hohe Anbindung" von untemeh­
mensbezogenen umweltpolitischen Ent­
scheidungen beim Top-Management. 
Gemeint ist auch dessen alleinige Ent-

scheidungskompetenz, was die Mög­
lichkeit dezentraler und funktional auf­
geteilter Entscheidungsdelegierung im 
Rahmen der betrieblichen Hierarchie 
einschließt. Je größer die Unternehmen, 
desto eher ist mit der betrieblichen In­
stitutionalisierung von umweltbezoge­
nen Funktionen (Umweltbeauftragte, 
Stabsstellen, Projektgruppen etc.) zu 
rechnen. 12 Die Umweltbeauftragten sind 
in diese Hierarchie mit den ihnen gesetz­
lich zugewiesenen Kontrollaufgaben 
und Informations- sowie Anhörungs­
rechten als weisungsgebundene Be­
schäftigte des Unternehmens ohne ho­
heitliche Funktionen eingegliedert; sie 
verfügen über keine unabhängigen 
Entscheidungsbefugnisse." In Groß­
unternehmen sind sie meist als leitende 
Angestellte eingruppiert. Dies gibt ihrer 
Funktion ein gewisses Gewicht ("Chef­
sache") und entzieht sie gleichzeitig je­
der Mitbestimmungs- und Mitent­
scheidungsmöglichkeit der Betriebsrä­
te. 14 Der von Gewerkschaften erhobenen 
Forderung nach Einbeziehung des Um­
weltschutzes und der dafür zuständigen 
Betriebsbeauftragten in die Mitbe­
stimmung widersetzt sich die Standesor­
ganisation der Umweltbeauftragten 
(VBU) vehement. Für sie gilt: "Umwelt­
schutz ist über die allgemeinen Mit­
bestimmungsregeln hinaus nicht 
mitbestimmungspflichtig."15 

Die hier skizzierte Grundhaltung gilt für 
alle Unternehmen, mögen sie nun "de­
fensiv" oder "offensiv" in Umweltfra­
gen eingestellt sein. Eckart Hildebrandt 
faßt den Sachverhalt dahingehend zu­
sammen, "daß die überwiegende Mehr­
zahl der U ntemehmer und ihrer Verbän­
de eine weitergehende Zuständigkeit für 
Umweltfragen, die über die unmittelbare 
Betriebstätigkeit hinausgeht, immer 
noch ablehnt und in dem verbleibenden 
Feld eine Zuständigkeit von Betriebsrä­
ten bestreitet". Auch die auf "Umwelt­
management'' setzenden Unternehmen 
verfolgen "Strategien, die zumindest in­
direkt auf die Ausschließung von Be-

triebsräten und Gewerkschaften hinaus­
laufen. Die fallweise Einbeziehung von 
Beschäftigten bedeutet in keiner Weise 
eine Öffnung gegenüber der institutiona­
lisierten Interessenvertretung oder sogar 
den Gewerkschaften."16 

Die gängigen Unternehmens- und Ma­
nagement-Konzeptionen umfassen aber 
auch eine sich an den o.a. Unterneh­
menszielen und den darin begründeten 
umweltpolitischen Restriktionen orien­
tierende Motivationsarbeit als Teil des 
Öko-Managements. 11 Dies betrifft zuerst 
das Leitungspersonal der verschiedenen 
Hierarchiestufen, bei dem angesichts der 
Durchökonomisierung der betrieblichen 
Abteilungen ("Profit-Center") aus den 
gleichen Gründen, wie dies für das 
Gesamtunternehmen gilt, mit einer "de­
fensiven Haltung" in Umweltfragen ge­
rechnet wird. 18 

Mit Blick auf die Belegschaften wird 
festgehalten: "Unverzichtbar ist auch 
die aktive Einbeziehung aller Mitarbei­
ter· durch die Nutzung ihres Sach­
verstands und ihrer kreativen Kapazität. 
Sie sind für jede Verbesserung des be­
trieblichen Umweltschutzes notwendig, 
und eine aktive Umweltstrategie erhöht 
dabei in der Regel die Arbeitsmotivation 
der Mitarbeiter und ihre Identifikatbi 
mit dem Betrieb.19 Neben Aus- und 
Weiterbildungsmaßnahmen werden als 

Motivationsformen u.a. genannt der Ein­
bau ökologischer Zielvorgaben in die 
betrieblichen Beurteilungs- und An­
reizsysterne, die thematische Auswei­
tung von Qualitätszirkeln, Vorschlags­
wesen und betriebliche Um­
weltaktionen, vorbildliches Verhalten 
des Leitungspersonals sowie Umwelt­
Symbolik als Element der Unterneh­
menskultur. Die Absage an Mitentschei­
dung und Mitbestimmung wird dabei in 
folgende affirmative Formel gekleidet: 
"Wann immer die Parole 'Umwelt­
schutz ist Chefsache' zu hören ist, dann 
... in der Bedeutung, daß die 'Sonne im­
mer von oben scheint', im Sinne einer 
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von oben nach unten laufenden Motiva­
tion der Menschen zum umweltgerech­
ten Verhalten. "20 

2. Gewerkschaftliche Politikan­
sätze einer betrieblichen Um-

weltpolitik 

2.1 Probleme und Konturen eines ei­
genständigen Konzeptes 
Betrachtet man die betrieblichen und ge­
werkschaftlichen Initiativen zum Um­
weltschutz, so kann die beeindruckende 
Vielfalt nicht darüber hinwegtäuschen, 
daß es sich oft um reaktive Ansätze han­
delt, die ein eigenes gewerkschaftlich­
konzeptionelles Profil vermissen lassen. 
In einigen Fällen wird sogar nur 
nachvollzogen, was anderenorts als 
neue Öko-Management-Idee angeboten 
wurde. 
Diese Defizite hängen sicher damit zu­
sammen, daß erst seit der zweiten Hälfte 
der achtziger Jahre Ökologie als betrieb­
liches Handlungsfeld erschlossen wurde. 
Hinzu kommt, daß weder das Betriebs­
verfassungsrecht Umweltschutz als Auf­
gabe der Betriebsräte benennt noch um­
gekehrt die Umweltgesetzgebung Be­
triebsräte als Akteure vorsieht. Die Be­
arbeitung dieses Neulandes durch die 
Gewerkschaften bestand in erster Linie 
darin, den Nachholbedarf an Informa­
tionen, Grundkenntnissen und ersten ei­
genen Forderungen zu decken. Zugleich 
entwickelten sich spontan vielfältige 
Formen an eigenständigem Umwelt­
engagement am Arbeitsplatz, gerade bei 
jüngeren Beschäftigten und bei Ange­
stellten, die in neugebildeten Arbeits­
kreisen, aber auch in den traditionellen 
Strukturen der Vertrauensleute und 
Betriebsräte zum Ausdruck kamen. 
Gegenüber Unternehmenskonzepten ei­
nes "Umweltschutzes als Chefsache" 
bleiben solche von den Beschäftigten 
getragenen Initiativen oft in einer ambi­
valent-hilflosen Rolle. Für die Unter­
nehmensleitungen stellen hierbei Kon­
fliktmanagement und interessenpoli­
tische Einbindung des Know-how und 
Engagements der Beschäftigten ein zen­
trales Motiv dar.21 Um eine autonome 
und dynamische Funktion im be­
trieblichen Umweltschutz wahrzuneh­
men, ist für die Akteure in der betriebli­
chen Interessenvertretung und der Ge­
werkschaft eine Selbstvergewisserung 
der eigenen Interessenlage sowie der 
Konflikt- und Konsenszonen auch auf 
diesem Handlungsfeld unabdingbar. 
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Aus der Sicht der bisher sehr unter­
schiedlichen betrieblichen Erfahrungen 
können einige Essentials eines eigen­
ständigen Konzeptes benannt werden: 
a) Da die Partizipationsangebote von 
Seiten der Unternehmer in der Regel 
"Sozialtechnik-Charakter" besitzen22, 

kommt es darauf an, nicht bei Umwelt­
Zirkeln und ökologischen Verbes­
serungsvorschlägen im Rahmen eines 
betrieblichen Vorschlagswesens stehen 
zu bleiben, sondern eindeutig definierte 
und einklagbare Rechte der Information, 
Qualifikation, Mitwirkung und Mitbe­
stimmung sowie eigene Handlungsspiel­
räume im betrieblichen Umweltschutz 
durchzusetzen. Dies wird, da Verände­
rungen des Betriebsverfassungsgesetzes 
momentan unrealistisch sind, am ehe­
sten über freiwillige Betriebsvereinba­
rungen und tarifvertragliche Regelungen 
zu erreichen sein. 
b) Ein betriebliches Umweltschutzkon­
zept muß eng mit den Gesundheits­
schutzinteressen der Arbeitenden ver­
knüpft sein. Hierdurch bieten sich nicht 
nur erweiterte Handlungsspielräume auf 
Basis des Betriebsverfassungsrechts an, 
sondern der zunehmende Einsatz von 
chemischen Schadstoffen in der Arbeits­
welt ist eine objektive Schnittstelle zwi­
schen Umweltauswirkungen und Ge­
sundheitsschädigungen. Das Ziel einer 
Umweltverträglichkeitsprtifung der Pro­
duktion wird dann am ehesten von den 
Beschäftigten unterstützt, wenn die po­
sitiven Folgen für den Gesundheits­
schutz am Arbeitsplatz sichtbar werden. 
c) In einer solchen Verknüpfung von 
Gesundheits- und Umweltschutz liegt 
auch der entscheidende Mobilisierungs­
faktor. Die Eigenaktivität und den Kom­
petenzzuwachs der Beschäftigten zu för­
dern, schafft überhaupt erst Vorausset­
zungen dazu, in der Auseinandersetzung 
um betrieblichen Umweltschutz Gegen­
machtpositionen aufzubauen und Ein­
bindungsstrategien der Unternehmer zu 
begegnen. 
d) Effektives Umweltmanagement ist 
auf das Engagement der Beschäftigten 
angewiesen. Gerade weil den Beschäf­
tigten eine solch wichtige Rolle zu­
kommt, ist die Frage einer Beteiligung 
am ökologischen Rationalisierungsge­
winn aufzuwerfen.23 Dies wird sich ein­
mal auf das Einfordern von Mitbestim­
mungsrechten und realen Gesundheits­
schutzverbesserungen beziehen. Des­
weiteren können auch eine Ökolo­
gisierung der Kantinenversorgung und 
des Arbeitsweges, etwa in Gestalt be-

zahlter Job-Tickets, Formen einer mate­
riellen Beteiligung darstellen. 
e) Nicht zuletzt ist die Frage zu klären, 
inwieweit betriebliche Einzelmaßnah­
men verknüpft werden mit ökologischen 
Umbaue,fordernissen der Branche und 
Gesamtwirtschaft. 

2,2 Betriebsvereinbarungen zum Um­
weltschutz 
Die Diskussion über eine Institutionali­
sierung von Informations- und Mitbe­
stimmungsrechten per Betriebsverein­
barung orientiert sich vor allem an dem 
Modell der Großchemie.24 Auf dem 
Hintergrund des Imageverlustes für die 
Chemieindustrie nach der Sandoz-Kata­
strophe 1986 kam es ein Jahr später zu 
einer Spitzenvereinbarung zwischen Un­
ternehmerverband und IG Chemie-Pa­
pier-Keramik, die Eckpunkte für mögli­
che Betriebsvereinbarungen zum Um­
weltschutz vorsah. Eine tarifvertragliche 
Festlegung war von den Unternehmern 
abgelehnt worden. Die stark korporati­
stische Prägung dieser Vereinbarung 
kommt unter anderem in der gemeinsa­
men Bildung einer "Gesellschaft zur In­
formation der Betriebsräte über Um­
weltschutz in der Chemischen Industrie" 
(GIBUCI) zum Ausdruck, die die Auf­
gabe der Fortbildung und Information 
der Betriebsräte übertragen bekam und 
von den Unternehmern finanziert wird. 
Seit 1987 wurden über 50 Betriebsver­
einbarungen vornehmlich in der Groß­
chemie abgeschlossen." Dabei stehen 
folgende Regelungsbereiche im Mittel­
punkt26: 
* Als Informations- und Beratungsge­
genstände werden umweltschutzrele­
vante Investitionen, Störfälle, Fragen 
der Abfallentsorgung und in einigen Fäl­
len auch der Umweltjahresbericht des 
Umweltbeauftragten defutiert. 
* Als Beratungsgremien für diese Fra­
gen sind zumeist der Wirtschafts- oder 
der Arbeitssicherheitsausschuß vorgese­
hen. In mehreren Fällen sind gesonderte, 
paritätisch besetzte Umweltausschüsse 
eingerichtet worden. 
* Ein Fortbildungsangebot im Ralunen 
der GIBUCI wird im wesentlichen auf 
Betriebsratsmitglieder eingeschränkt. 
Die inhaltliche Ausrichtung wird ent­
scheidend von den Chemieunternehmen 
beeinflußt. 
Durch die Spitzenvereinbarung von 
1987 waren "den Betriebsräten bei ihren 
Verhandlungen enge Grenzen" gezo­
gen.27 Nur im Falle einer Vereinbarung 
bei Procter & Gamble gelang es, eine 

ZEITSCHRIFT FÜR SOZIALISTISCHE POLITIK UND WIRTSCHAFT, HEFT 68. 1992 

reale Verbesserung der Mitbestimmung 
durchzusetzen ( der Betriebsrat muß bei 
der Einstellung und Entlassung des 
Umweltbeauftragten informiert und an­
gehört werden). 
Auch wenn es bislang noch keine Unter­
suchung zur betrieblichen Umsetzungs­
praxis gibt, wird auf eine "starke Außen­
wirkung" und mögliche "Feigenblatt­
funktion" beim Abschluß der Vereinba­
rungen hingewiesen. 28 Der Informati­
onsfluß bleibt in der Regel auf Gremien 
bzw. in manchen Fällen sogar auf die 
Betriebsratsspitze eingeengt. Die umfas­
sende Information und damit auch die 
Voraussetzung für eine Motivation der 
Belegschaft gehören zu den ungelösten 
Problemen. 
Zu einer breiteren Übertragung dieses 
Chemie-Modells auf andere Branchen 
ist es bislang nicht gekommen. In der 
Metallindustrie wurde Ende 1991 auf In­
itiative eines Unternehmers eine erste 
Umwelt-Betriebsvereinbarung abge­
schlossen29. Der Vorstand der IG-Metall 
hat im September 1992, kurz vor dem 
deutschen Umwelttag, Eckpunkte für 
solche Betriebs-Vereinbarungen veröf­
fentlicht. Neben Informations- und 
Beteiligungsrechten, insbesondere in 
Gestalt eines paritätischen Umweltaus­
schusses, werden in den Eckpunkten 
Zielsetzungen wie Einsparung beim 
Rohstoffverbrauch, Umweltverträglich­
keitsprtifung von Produkten und Produk­
tionsverfahren sowie Erstellung von 
Öko-Bilanzen genannt Die Zusammen­
arbeit mit den betrieblichen Umwelt­
schutzbeauftragten erhält besonderes 
Gewicht. 30 

Das Verlangen nach einem Öko-Mana­
gement oder einem ökologischen Man­
dat für den Aufsichtsrat als gewerk­
schaftliche Aufgaben einer Betriebsöko­
logie kann nicht ausreichen. Auch hier 
wird die Frage zu beantworten sein, 
inwieweit eine Verknüpfung mit den 
Gesundheitsschutzinteressen und breite 
Einbeziehung der Belegschaft gewähr­
leistet sind, um gegenmacht- und durch­
setzungsfähig zu werden. 

2.3 Tarifpolitische Ansätze 
Gegenüber einer Betriebsvereinbarung 
hat das tarifpolitische Instrumentarium 
den Vorteil, verbindlichere und zugleich 
branchenweite Regelungen zu fixieren. 
Tarifliche Normen erleichtern darüber 
hinaus eine Sensibilisierung und Mobili­
sierung. Darauf weisen die betrieblichen 
Erfahrungen der Umsetzung des Ge­
sundheitsschutzparagraphen im Mantel-

tarifvertrag der Druckindustrie hin.31 

Eine Betriebsrätebefragung zu diesem 
Thema ergab, daß das seit 1989 tariflich 
verankerte Informations- und Beschwer­
derecht zu einer spürbaren Sensibilisie­
rung und Aktivierung in Gesund­
heitsfragen beigetragen hat. 32 85 Prozent 
der Betriebsräte sehen von der Produkti­
on in der Druckindustrie ausgehende 
Gesundheitsgefahren und immerhin 
über 66 Prozent befürchten auch ökolo­
gische Risiken. 
Das Beschwerderecht im Gesundheits­
schutz ist mittlerweile in weiteren Tarif­
bereichen der IG Medien (z.B. der pa­
pierverarbeitenden Industrie) übernom­
men worden. Erstmals gelang es der Ge­
werkschaft jetzt, im Manteltarifvertrag 
für Angestellte der bayerischen Zeit­
schriftverlage zusätzlich Regelungen zu 
einem "betriebsbezogenen Umwelt­
schutz" durchzusetzen. Die Tarifrege­
lung enthält die Bestimmung, daß von 
den in den Verlagen verwendeten Ar­
beitsmitteln und -verfahren keine Um­
weltschädigungen ausgehen dürfen und 
daß paritätische Umweltausschüsse 
eingerichtet werden, die Vorschläge er­
arbeiten und auf Betriebsversamm­
lungen berichten sollen sowie Sachver­
ständige heranziehen können.33 

Das erste geschlossene Konzept eines 
ökologischen Tarifvertrags hat die Ge­
werkschaft Nahrung-Genuß-Gaststätten 
(NGG) im Frühjahr 1992 vorgelegt, über 
das noch in diesem Jahr verhandelt wer­
den soll. 34 Den Anstoß lieferten die seit 
einigen Jahren im Ralunen von "Ernäh­
rungsforen" der NGG diskutierten 
Vorstellungen einer ökologischen Pro­
duktpolitik in der Nahrungsmittelin­
dustrie. In dem Konzept fallen folgende 
Aspekte besonders auf: 
* Die Rolle von paritätischen Umwelt­
ausschüssen und die Stellung von Um­
weltschutzbeauftragten werden erheb­
lich aufgewertet etwa durch die Forde­
rung nach Freistellung, Kündi­
gungsschutz und Mitwirkungsrecht des 
Betriebsrats. 
* Zu einer Demokratisierung und Öff­
nung für Eigenaktivität der Beschäftig­
ten sollen mehrere Regelungen beitra­
gen: Durch eine bezahlte Freistellung 
für Beratungen und für eine Fortbildung 
zu Umweltfragen, die nicht nur von Be­
triebsratsmitgliedern sondern von allen 
Beschäftigten in Anspruch genommen 
werden kann, wird der Handlungsspiel­
raum ebenso erweitert wie durch eine 
mögliche Bildung freiwilliger betriebli­
cher Arbeitskreise. Ein Beschwer- · 

derecht bei vermuteten umwelt- und ge­
sundheitsgefährdenden Tatbeständen 
und ein Arbeitsverweigerungsrecht bei 
Gefahr für Gesundheit und Leben kön­
nen die individuellen Handlungsmög­
lichkeiten stärken. 
* Gesundheitsschutz und betrieblicher 
Umweltschutz werden in allen Forde­
rungsbereichen integriert angesprochen. 
Mit dieser Konkretisierung geht die 
NGG über die Vorstellungen der IG Me­
tall in ihrem Diskussionsentwurf "Tarif­
reform 2(X)()" hinaus. 35 Dort werden u.a. 
jährliche Umweltberichte der Um­
weltbeauftragten und eine entsprechen­
de Information von Betriebsrat und Be­
schäftigten sowie die Bildung von Ar­
beits- bzw. Planungsgruppen gefordert, 
die sich mit Umweltverträglichkeitsprti­
fungen, Produktlinienanalysen, Innova­
tionsvorschlägen und Energie- und 
Rohstoffeinsparungen befassen sollen. 
Vorgesehen sind ebenfalls Beschwerde­
und Leistungsverweigerungsrechte bei 
Verstößen gegen Arbeitsschutz- und 
Umweltschutzbestimmungen. 
Über eine tarifpolitische Initiative auf 
diesem Gebiet wird vor allem in der IG 
Metall Baden-Württembergs diskutieitj. 
die mit ihrer Gefahrstoff-Aktion T~'.:: 
Betrieb seit 1988 ein umweltpolitis\lil!i' 
Aktionsfeld erschlossen hat. Als etft 
Umsetzungsversuch der in "Tarifrefonn 
2000" entwickelten Gesundheitsschutz­
und Arbeitsökologie-Forderungen kann 
ein Haustarifvertrag in einem schleswig­
holsteinischen Metallunternehmen an­
gesehen werden, der Informations-, Re­
klamations- und Mitbestimmungsrechte 
vorsieht. 36 

2,4 Mobilisierungskonzept und Ge­
fahrsto!T-Substitution 
Unmittelbar geprägt von der gewerk­
schaftlichen Umweltdiskussion nach 
Tschernobyl war 1988 im baden-würt­
tembergischen IG-Metall-Bezirk ein 
betriebsbezogenes Umweltaktionskon­
zept entwickelt worden. 37 Diese Aktion 
"Tatort Betrieb" wird seit 1988/89 mit 
wechselnden Schwerpunkten durchge­
führt; sie hat über Baden-Württemberg 
hinaus Nachalunung gefunden. 
Ziele dieser Aktion sind vor allem die 
Substitution gesundheits- und umwelt­
schädigender Arbeitsstoffe bzw. -ver­
fahren und die Durchsetzung einer 
präventiven Umweltpolitik im Betrieb. 
Für das Konzept sind folgende Gesichts­
punkte charakteristisch: 
* Die Infmmation und Mobilisierung 
der Belegschaften setzt an konkreten 
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Gefahrstoffgruppen (zuerst die chlorier­
ten Lösemittel Per und Tri, dann Kühl­
schmierstoffe) an, die gleichsam Schnitt­
stellen zwischen außerbetrieblichen 
Umwelt- und innerbetrieblichen Ge­
sundheitsproblemen darstellen. Durch 
diese Aktion öffnete sich der traditionel­
le Arbeitsschutz, der als Träger der Mo­
bilisierung im Betrieb unverzichtbar ist, 
für ökologische Themen. Da die Aktion 
eine innere Dynamik einer "ökologi­
schen Spurensuche im Betrieb" freisetzt, 
bleibt sie nicht bei Einzelgefahrstoffpro­
blemen stehen, sondern ermöglicht es, 
Probleme einer ökologischen Unterneh­
menspolitik zu thematisieren. 
* Die IG Metall konnte sich durch die 
Aktion als eigenständige umweltpoliti­
sche Kraft profilieren, die die neuen 
Umweltrahmenbedingungen seit Ende 
der achtziger Jahre ausnutzt. Dazu zäh­
len eine sensibilisiertere Öffentlichkeit, 
aber vor allem auch eine ausgeweitete 
Umweltgesetzgebung, die insbesondere 
im Abfall- und Entsorgungsbereich den 
Handlungsdruck bei den Unternehmern 
verstärkte. Erforderliche Umstellungen 
in den Betrieben wurden durch die Akti­
on der IG Metall für eine Substitution, 
z.B. von CKW-Reinigungsverfahren 
durch wäßrige Systeme, beschleunigt. 
Die Voraussetzungen für eine Zusam­
menarbeit zwischen Betriebsrat und 
Umweltbeaufttagten und für eine prä­
ventive Umweltpolitik im Betrieb ver­
besserten sich. 
* "Tatort Betrieb" kann als neuer Poli­
tikansatz einer gewerkschaftlichen Um­
weltaktion bezeichnet werden: In Ab­
grenzung zu einer reinen Stellvertreter­
politik wird der Bewegungs- und Mobi­
lisierungsaspekt betont, auf eine 
betriebspolitische Verankerung gesetzt 
und die aktive Beteiligung der Beschäf­
tigten angestrebt. Im Aktionsverlauf war 
eine beachtliche Resonanz in den Beleg­
schaften und eine Erweiterung an Pro­
blembewußtsein und Kenntnissen in den 
Betrieben zu registrieren. Vielerorts 
profilierten sich neue betriebliche Öko­
Experten. 
Für die baden-württembergische Aktion 
sind langfristige und zentrale Planung 
sowie konzeptionelle Beratung durch 
wissenschaftliche Experten charakteri­
stisch. Einen sehr viel spontaneren Ver­
lauf nahm in den letzten zwei Jahren 
eine Substitutionsbewegung in der 
Druckindustrie, bei der in einer Reihe 
von Offset-Druckereien pflanzliche 
Reinigungsstoffe als Alternativen zu 
den gesundheitsschädlichen Lösemitteln 
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durchgesetzt wurden.38 Voraussetzung 
war eine aktive gewerkschaftliche Ge­
sundheitsschutzpolitik, die eine ent­
sprechende Umstellungsbereitschaft för­
derte. Initiiert von der gewerkschaftli­
chen Kooperationsstelle in Hamburg ist 
inzwischen ein branchenweiter Infonna­
tionsaustausch zwischen den ver­
schiedenen Beteiligten im Substitutions­
prozeß, von der Herstellerindustrie der 
Reinigungsmittel bis zu den Anwen­
dern, begonnen worden, der den Tech­
nologietransfer beschleunigen und 
Gesundheits- und Umweltverträglich­
keitskriterien unterziehen soll.39 

2.5 Vom Betrieb zur Politik 
Betriebliche Gesundheits- und 
Umweltverträglichkeitsprüfungen von 
Arbeitsstoffen und Produkten erfordern 
Vorstellungen, wie notwendige Sub­
stitutionsprozesse in der Gesamtbranche 
und die umwelt- und gesundheitspoliti­
schen Rahmenbedingungen beinflußt 
werden können. In der Regel muß damit 
auch die Frage ökologischer Umo­
rientierungen in der Chemiepolitik the­
matisiert werden. Mit der neu eingerich­
teten Chemie-Enquete-Kommission des 
Bundestages haben sich die Vorausset­
zungen dafür verbessert. 
Die Überlegungen der NGG zu einer 
ökologischen Produktpolitik in der 
Nahrungsmittelindustrie sind ein Bei­
spiel für ein Branchenkonzept. Die IG 
Bau-Steine-Erden unterstützt den Auf­
bau einer Produktinformationsbank der 
Bauindustrie. die gleichzeitig Produktal­
ternativen dokumentiert, um gegenüber 
der Bauchemie Marktmacht zu or­
ganisieren und ökologische Umstellun­
gen zu unterstützen. Im kommunalen 
Bereich versucht die Gewerkschaft er­
folgreich, über die Bauämter Einfluß auf 
eine öffentliche Auftragsvergabe zu 
nehmen, die Gesundheits- und Umwelt­
schutzkriterien berücksichtigt. 
Die Einflußnahme auf die politischen 
Rahmenbedingungen und die systemati­
sche Verknüpfung mit den betrieblichen 
Initiativen schaffen erst die Vorausset­
zungen für ökologische Umbaumaß­
nahmen. Zweifellos sind solche prakti­
schen Vorstöße noch sehr unter­
entwickelt. 

3. Arbeitsökologie 
als gewerkschaftliches Konzept 

Die von den Unternehmern verfolgten 
Konzeptionen des Öko-Managements 

verlangen nach eigenen, auf Gegen­
macht beruhenden Vorstellungen der 
Gewerkschaften. Die Management­
Konzepte zielen auf eine "untemeh­
mensverträgliche" Bewältigung der in 
erster Linie von außen an sie herangetra­
genen umweltpolitischen Anforderun­
gen. "Untemehmensverträglich" meint: 
Sicherung der Kapitalverwertung, posi­
tives Umweltimage, produktivitätsför­
derliche Motivation und Bindung der 
Belegschaften unter der Regie des 
Managements. 
In den gewerkschaftlichen Ansätzen 
kommen demgegenüber in unterschied­
lichem Maße eine Reihe von Erfahrun­
gen zum Tragen, die unseres Erachtens 
so zusammengefaßt werden können: 
* Sie thematisieren auch in der Ökofra­
ge die ungleiche und besondere Bela­
stung der Beschäftigten. Der Smog ist 
keineswegs, wie eine vielzitierte Formel 
nahelegt, "demokratisch". Die räumli­
che Nähe zu den betrieblichen Um­
weltrisiken, die daraus resultierenden 
Gesundheitsbelastungen bei der Arbeit, 
die unterschiedlichen Grenzwerte für 
Schadstoffbelastung in der Arbeits- und 
der außerbetrieblichen Umwelt sind Ur­
sachen dieser besonderen Betroffenheit. 
Die betriebliche Umwelt erscheint in der 
Doppelform von Arbeitsumwelt und 
Umwelt des Betriebes mit den jeweils 
"nach innen" wie "nach außen" wirken­
den Umweltbelastungen. Beide Aspekte 
unter einen konzeptionellen Hut zu brin­
gen dürfte ein Hauptproblem für die be­
triebliche Interessenvertretung und _ die 
Gewerkschaften sein. 40 Die Stärke eines 
arbeitsökologischen, Gesundheits- und 
Umweltprobleme verknüpfenden Ansat­
zes liegt darin, daß er aus der Verbin­
dung von betrieblicher Betroffenheit 
und allgemeinem umweltpolitischen 
Anspruch Schubkraft und Dur­
chsetzungschancen für ein eigenständi­
ges, interessenorientiertes Konzept der 
Gewerkschaften gewinnen kann. 
* In allen gewerkschaftlichen Konzep­
ten ist die Aufnahme der gewachsenen 
Mitentscheidungs- und Gestaltungsbe­
dürfnisse der "modernen" Lohnarbeiter 
ein zentraler Punkt. Das verweist auf ein 
wichtiges innerbetriebliches Konflikt­
feld gegenüber den auf Alleinentschei­
dung pochenden Unternehmerkonzep­
tionen. Hier ergeben sich auch Verbin­
dungen zu anderen Demokratisie­
rungsforderungen und -bewegungen. 
• Betriebliche Umweltpolitik der 
Gewerkschaften stützt sich insofern auf 
wesentliche Veränderungen in Bedürf-
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nissen und Wertorientierungen, bei de­
nen dem Schutz von Umwelt und Le­
bensgrundlagen ebenso wie dem Mitent­
scheidungsverlangen größere Bedeutung 
zukormnt - auch bei Kerngruppen der 
Lohnabhängigen.41 Obgleich es sich hier 
z.T. um "latente", in ihrer Handlungsbe­
deutung erst durch gewerkschaftliche 
Politik zu aktivierende Wertorientierun­
gen handelt, die durch andere Probleme 
- insbesondere die "traditionellen" so­
zialen Probleme - überlagert werden 
können, scheinen sie doch überraschend 
stabil zu sein. Die bisher am stärksten 
besuchte Konferenz der IG Metall im 
Zusammenhang mit "Tatort Betrieb" 
fand mitten in der Tarifrunde 1992 statt. 
Die Stabilität solcher Orientierungen 
hängt offenbar auch damit zusammen, 
wie stark sie in der alltäglichen 
Gewerkschaftspraxis bereits verankert 
sind. 
Die Unternehmen brüsten sich damit, 
daß viel für die Umwelt getan werde. 
Das ist natürlich nicht nur Propaganda. 
Aber "abgerechnet" wird auf der Ebene 
von Konzernen oder der Volkswirtschaft 
insgesamt. Und hier ist die Überkom­
pensation von einzelnen Schadstoff-Re­
duktionserfolgen durch den Mengenef­
fekt des steigenden Outputs der für die 
Umweltsituation allein entscheidende 
Effekt. Er kann nur durch gesamtgesell­
schaftliche Vernunft gegen das einzel­
kapitalistische Vewertungsinteresse um­
gekehrt werden. Ob die Gewerkschaften 
als Organisationen, die die Gesamtheit 
der Reproduktionsinteressen der Lohn­
abhängigen im Auge haben müssen, 
auch zum betrieblichen Artikulator sol­
cher Gesamtinteressen und damit Träger 
eines "ökologischen Mandats" werden 
können, oder ob sie dadurch überfordert 
sind, dürfte eine der auch für ihre eigene 
Zukunft wichtigen Fragen sein. 
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dieser ef'Sten Metall-Betriebsvereinbarung 
sind u.a. konkrete RegelünQen zu Abfallver­
meidung und -entsorgung sowie zum 
betriebllchen Vorschlagswesen enthalten. 

30 Die -Eckpunkte für eine Betriebsvereinba­
rung zum Umweltschutz in Unternehmen­
des IG-Metall-Vorstands sind dokumentiert 
in: Aibeit & Ökologie-Briefe, Heft 21/1992. s. 
13 ff 

31 Der § 2a des Manteltarifvertrags der Druck­
industrie wurde 1989 durchgesetzt und sieht 
Informations- und Beschwerderechte im 
Gesundheitsschutz vor. Vgl. Bruno Zwing­
mann, Arbeits- und Gesundheitsschutz 
durch Tarifvertrag. Neue Ansatze in der 
Druckindustrie. in: WSI-MitteUungen. Heft 12/ 
1989, S. 710 ff., und Klaus Plckshaus, Gesund­
helmchutz und Ökolo(1e als tarifpolitische 
Gestaltungsfelder, in: WSl·Mittellungen, Heft 
3/1991. s. 188 ff. 

;2 Vgl. Andreas Stautz. Gesundheitsschutz als 
Unternehmensziel - wie geduldig ist Papier?. 
In: Karin Roth/Reinhard Sander (Hrsg.), Be­
triebsökologie und Unternehmenspolitik, 
Köln 1992 (im Erscheinen). 

33 Vgl. Arbeit & Ökologie-Briefe. Heft 12/1992. 
34 Vgl. den Wortlaut, ebd. 
35 Vgl. Vorstand der IG Metall (Hrsg.), Tarifre­

form 20CO. Diskussionsvorschläge, Frankfurt/ 
Main 1991. 

36 Vgl. ~Bel Teldec-Prass Mitsprache über Ar­
beitsökologie per Tarif-, in: A!beit & Öko~ 
gie-Briefe. Heft 20/1991, S.17/18. 

31 Vgl. zur Analyse der Erfatvungen die~er Akti­
on Andre Leisewitz/Klaus Pickshaus. Okologi-
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V o n d e r 
BI oc k ko n f ro n tat i o n 
z u r 
Rüstungskonversion? 

Die Neuordnung der internationalen 
Beziehungen, Abrüstung und Regional­
entwicklung nach dem Kalten Krieg 

von Stefan Pfeifer' 
Mit dem Golfkrieg im Januar 1991 ist 
militärische Gewalt wieder zum Mittel 
der Politik geworden. Das Schüren einer 
"Interventionshysterie" (Katrin Fuchs), 
wie derzeit in der Jugoslawien-Politik 
und Berichterstattung in der Bundesre­
publik Deutschland zu erfahren, hat in 
diesem Kontext vor allem ein Ziel: die 
Kriegsbereitschaft und -fähigkeit des ei­
genen Grundgesetzes und damit der Be­
völkerung (wieder) herzustellen. 
Der Gewaltapparat selbst ist seit langem 
kriegsfähig. Derzeit wird rationalisiert, 
effizienter gemacht und abgespeckt: die 
Militär- und Rüstungsausgaben, die in 
der ersten Hälfte der 80er Jahre stark 
gestiegen waren, haben 1987 ihren 
Höhepunkt erreicht und sinken seitdem. 
Besonders die für die Rüstungskonzerne 
entscheidenden Ausgaben für militäri­
sche Produktion und Beschaffung fallen: 
nach den Planzahlen des "Bundesmini­
steriums für Verteidigung" sollen die 
Ausgaben für militärische Beschaffung 
nach 12 Mrd. DM 1987, 9,5 Mrd. 1991 
auf 5,6 Mrd. DM 1995 sinken. 
Die im Band 4 der Reihe "Wege der 
Friedenswissenschaft" veröffentlichten 
Texte entstanden größtenteils im Zuge 
der Vor- und Nachbereitung eines Kon­
gresses, den die Bremische Stiftung für 
Rüstungskonversion und Friedensfor­
schung am 9. November 1991 zu diesem 
Thema veranstaltete. 
Insgesamt kommen vom General a.D. 
über Betriebsräte, Wissenschaftlerln­
nen, Vertreterlnnen von Friedensorgani­
sationen und von Rüstungsunternehmen 
23 Autorlnnen aus den alten und den 
neuen Bundesländern zu Wort. 
Die Herausgeberlnnen, Christoph But­
terwegge und Eva Senghaas-Knobloch, 
gliedern den Band in drei Teile. 
Die meisten Beiträge des ersten Ab­
schnittes ("Probleme und Perspektiven 
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einer europäischen Friedensordnung") 
folgen noch dem Leitbild einer "euro­
päischen Zivilgesellschaft". Eva Seng­
haas-Knobloch hält "nicht-gouver­
nementale Verbindungen in einem Netz­
werk von Bürgerinitiativen und Vereini­
gungen" als Ergänzung zum "Zentrum 
für Konfliktbeilegung in Wien" (S.49) 
für notwendig. 
Christine Merkel setzt auf "europäische 
Bürgerlnnen-Räte für Konfliktvorsorge 
und -lösungen" in einem "Europa von 
unten" (S.54). Nach den in den letzten 
Monaten beschlossenen Plänen des 
Verteidigungsministeriums, der WEU 
und der NATO und den verschiedenen 
Niederlagen der "Zivilgesellschaft" 
von Rostock und Hünxe bis Titlis und 
Osijek ist dieser Ansatz heute nicht 
mehr tauglich. 
Von wenigen Beiträgen abgesehen (z.B. 
von Herbert Wulf, Ralf Hofer/Christiane 
Urban) werden die realen Entwicklung­
stendenzen nicht verarbeitet. Die 
dahinterstehenden Konzepte und ökono­
mischen und politischen Interessen der 
Herrschenden in den reichen Zentren 
Europas bleiben ausgeblendet. 
Dies ändert sich teilweise im zweiten 
Teil des Bandes ("Abrüstung, Konversi­
on und regionale Strukturpolitik"). Ott­
fried Nassauer kommt in seiner fakten­
reichen Analyse der bundesdeutschen 
Rüstungs- und -infrastrukturplanung zu 
folgendem Ergebnis: "Strukturellen 
Eingriffen wird ausgewichen. Man ver­
sucht, möglichst viele Vorhaben am Le­
ben zu erhalten und das Prinzip "Hoff­
nung auf die Trendwende" zur Pla­
nungsgrundlage zu erheben." (S.118). 
Leserin und Leser können in weiteren 
Beiträgen dieses Teils einen Überblick 
über die vielfältigen Probleme und 
Schwierigkeiten bei der Auflösung von 
Militärstandorten und sinkender Staats­
nachfrage nach Rüstung aus verschiede­
nen Regionen von Brandenburg über 
Bremen, Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein bis Zweibrük­
ken gewinnen. 
Um das Konzept der Konversion, das 
sich zum Ziel gesetzt hat, die Kluft zwi­
schen Abrüstung und der Sicherung der 
ökonomischen und sozialen Interessen 
der Menschen, die ihre Arbeitskraft bis­
her an diesen Sektor verkauft haben, 
geht es im Teil drei ("Akteure und 
Handlungsfelder der Konversion") des 
Buches. 
Wolfram Elsner geht in seinem sehr fun­
dierten Beitrag "Regionale Strukturpo­
litik und Rüstungskonversion" von ei-

nem "abrüstungsbedingten Struktur­
wandel" aus, bei dem mit einer ganzen 
"Pa1ette von unternehmerischen Reak­
tionsformen gerechnet werden" muß 
(S.241). "Konversion im engeren Sin­
ne" wie er die betriebliche Umstellung 
der Produktionsziele und -kapazitäten 
am bestehenden Standort mit allen vor­
handenen Beschäftigten nennt, ist dabei 
nur ein Pol der Optionen. Der andere be­
steht darin, daß einzelne Unternehmen 
anstreben, durch Exportoffensiven, In­
ternationalisierung und Unternehmens­
übernahmen einen größeren Anteil am 
kleiner werdenden Markt zu erlangen. 
Herbert Zeretzke deutet an, welche pri­
vilegierte Profitrealisierungsmöglichkeit 
Rüstungsunternehmen damit verteidigen 
wollen: "so bieten Staatsaufträge für 
Rüstung die (perverse) Chance zur öf­
fentlich geförderten Etablierung von 
Hochtechnologie in der privaten Wirt­
schaft. Auch wenn die zivilen Spin-off­
Effekte dabei gering sind, sind Misch­
kalkulationen bei den betrieblichen Ab­
läufen möglich, und es handelt sich um 
sichere, weitgehend von Marktschwan­
kungen unabhängige Gewinnquellen für 
die beteiligten Untemehmen."(S. 312) 
Ahlmann-Eltze/Neumarm zeigen auf, 
daß der Wegfall militärischer Aufträge 
viele strukturelle Deformationen der 
Rüstungsunternehmen offenlegt: sie 
produzieren keine oder zu wenig eigene 
zivile Produkte, es fehlt an Kenntnissen 
und Erfahrungen auf zivilen Märkten, 
die Kostenstruktur ist aufgrund von 
Monopolisierungen und überhöhten 
militärischen Qualitätsmaßstäben sehr 
schlecht, Vertriebserfahrungen sind 
nicht vorhanden, Organisations-
strukturen sind sehr hierarchisch. 
Angesichts dieser "Wettbewerbsnach­
teile" und dem Zwang zur Profiterwirt­
schaftung wird der "Markt" keineswegs 
dafür sorgen, daß Firmenstillegungen 
und damit verbunden Arbeitslosigkeit 
bis hin zu regionalen Krisen ausbleiben 
werden. 
Das Buch "Von der Blockkonfrontation 
zur Rüstungskonversion" bietet eine 
gute Einstiegsmöglichkeit in dieses The­
ma. Es zeigt auf, vor welchen Anforde­
rungen die Durchsetzung von Konversi­
on steht. Die Durchsetzung von Konver­
sion wird aber nur einer von mehreren 
Einflußfaktoren gegen die Militarisie­
rung der Politik sein. Den politischen 
Kampf gegen eine "Logik des Krie­
ges", gegen deutsche Weltmachtpoltik 
und Interventionismus kann sie nicht er­
setzen. 
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An alle, die Beifall 
geklatscht hätten, wenn in 

Deutschland wieder Menschen 
verbrannt wären! 

Die erschreckenden Ereignisse in Rostock und zahlreichen 
anderen Orten der Bundesrepublik sowie die noch 
schrecklichere Gaffer- und Unterstützer-Szene zwingen 
uns zu folgender Stellungnahme 

• Wieder sind Deutsche bereit. ihre Wut an Unschuldigen 
auszutoben. 
e Wieder sind Deutsche bereit. sich von den eigentlichen 
Gründen ihrer sozialen Not und beruflichen Perspektivlo­
sigkeit ablenken zu lassen. 
e Wieder sind Deutsche bereit. zuzusehen, wie Men­
schen öffentlich mißhandelt und geJagt werden. Frem­
denhaß verdeckt die eigene leere. 
e Asylsuchende kommen nach Deutschland, unabhängig 
von unserer Rechtslage, weil sie in Not sind, wobei zum 
Teil organisierte Banden ihnen den letzten Rest ihrer Habe 
rauben und sie mit falschen Versprechungen locken. 
• 1)Deutschland den Deutschen(< vveisen wir zurück. Wir 
leben seit Jahrzehnten mit Menschen aller Nationen zu­
sammen. Sie sind keine Menschen zweiter Klasse. Wir 
müssen nicht nur, wir vvollen mit ihnen zusammenleben. 

Für die Vorgänge in Rostock und anderswo gibt es keine 
Entschuldigung! Wir appellieren an alle Bürgerinnen und 
Bürger, sich der l<ette aus Ressentiment. Verleumdung. 
Gewalt entgegenzu:,leller1. 
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